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ZUSAMMENFASSUNG 

• Nach dem hohen Budgetdefizit von 4,7% des BIP im Jahr 2024 (Bund: 3,5%, Länder: 0,4%, 

Gemeinden: 0,5% und Sozialversicherungsträger: 0,2% des BIP) erwartet die Prognose des 

Fiskalrates trotz Konsolidierungsmaßnahmen nur einen Rückgang auf 4,3% des BIP für das Jahr 

2025. Das Defizit verbessert sich trotz weiterer Konsolidierungsschritte bis 2029 nur leicht auf 4,2% 

des BIP und bleibt somit deutlich über der Maastricht-Obergrenze von 3% des BIP. Der Fiskalrat 

berücksichtigt dabei nur den mit konkreten Maßnahmen unterlegten Teil des von der Regierung 

geplanten Konsolidierungspakets. 

• Die hohen Budgetdefizite erhöhen die Schuldenquote laut FISK-Prognose im Laufe der 

Prognosejahre von 84,6% des BIP im Jahr 2025 auf 91,1% des BIP im Jahr 2029 deutlich. 

• Das von der Bundesregierung geplante Konsolidierungspaket wird im Strategiebericht 2025–2029 

dargelegt. Für die Jahre 2025 und 2026 beträgt das geplante Nettokonsolidierungsvolumen 6,4 Mrd 

Euro bzw. 8,7 Mrd Euro. Bis zum Jahr 2029 steigt das jährlich geplante Konsolidierungsvolumen auf 

14,6 Mrd Euro an. Unter Berücksichtigung dieses Konsolidierungsvolumens plant das BMF mit 

Defiziten von 4,5% und 4,2% des BIP in den Jahren 2025 und 2026. Bis 2028 soll das Defizit jedoch 

auf knapp unter 3% des BIP sinken. 

• Das Volumen des geplanten Konsolidierungspakets liegt laut Fiskalratsprognose deutlich unter den 

Annahmen des BMF, da vom Fiskalrat nur Maßnahmen berücksichtigt werden, die zum aktuellen 

Zeitpunkt bereits gesetzlich beschlossen oder hinreichend konkretisiert sind. So wurden u. a. das 

Betrugsbekämpfungspaket, sowie Einsparungen, die in Verhandlungen oder neu eingesetzten 

Taskforces erst ausgearbeitet werden müssen, etwa bei den Ländern, Gemeinden und 

Sozialversicherungsträgern und im Bereich der Förderungen, nicht berücksichtigt. Das Volumen der 

vom Fiskalrat nicht berücksichtigten Konsolidierungsmaßnahmen des Strategieberichts beträgt 

2025 und 2026 0,7 Mrd Euro und 1,6 Mrd Euro und steigt bis 2029 auf 5,4 Mrd Euro. Ein großer Teil 

der vom Fiskalrat und dem BMF unterschiedlich erwarteten Budgetdefizite kann durch die No-

Policy-Change-Annahme erklärt werden. 

• Selbst bei Berücksichtigung aller von der Regierung in der Budgetplanung vorgesehener 

Konsolidierungsmaßnahmen errechnet die FISK-Prognose ein Defizit von 3,2% des BIP für 2029. Um 

das vom BMF geplante Budgetdefizit von 2,8% des BIP im Jahr 2029 zu erreichen, müssten laut 

Fiskalratsprognose zusätzlich 2,2 Mrd Euro bis 2029 konsolidiert werden. 

• Der Budgetpfad im Strategiebericht der Bundesregierung erfüllt die Vorgaben der 

Nettoausgabengrenzen und des Verfahrens wegen eines übermäßigen Defizits (das Defizit unter 3% 

zu bringen). Gemäß FISK-Prognose bleibt die angezeigte Verfehlung der Nettoausgabengrenzen 

zwar innerhalb tolerierter Schwellenwerte. Es ergibt sich jedoch keine ausreichende Rückführung 

des Defizits unter die Maastricht-Grenze von 3%. 
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EMPFEHLUNGEN DES FISKALRATES ZUR AKTUELLEN UND MITTELFRISTIGEN 
BUDGETPOLITIK  

Ausgangslage: Der Fiskalrat geht auf Basis der erwarteten kurz-, mittel- und langfristigen 

Budgetentwicklung trotz eingeleiteter Konsolidierungsmaßnahmen von einem großen zusätzlichen 

Konsolidierungsbedarf aus. Eine nachhaltige Konsolidierung muss einerseits die bestehende Lücke 

zwischen Einnahmen und Ausgaben schließen, andererseits aber auch eine dauerhafte Angleichung der 

Zuwächse auf der Einnahmen- und Ausgabenseite sicherstellen, um ein neuerliches Öffnen der 

Einnahmen-Ausgaben-Schere zu verhindern. Die zur Sicherung der Nachhaltigkeit der öffentlichen 

Finanzen notwendigen Konsolidierungsschritte können dabei hinsichtlich ihres Wirkungszeitpunkts in 

drei Phasen unterteilt werden. Wirkungsphase I und II umfassen die kurze und mittlere Frist bis zum 

Ende des Budgetrahmens bzw. der Legislaturperiode 2029. Wirkungsphase III betrifft die lange Frist 

über 2029 hinaus. Bei der Auswahl der erforderlichen Konsolidierungsschritte muss neben der Höhe des 

angestrebten Konsolidierungsvolumens auch der Wirkungszeitpunkt der implementierten Maßnahmen 

mitgedacht werden. Im Fall von Strukturreformen besteht meist ein langer zeitlicher Abstand zwischen 

Implementierungs- und budgetärem Wirkungszeitpunkt. Selbst bei Erfüllung des Nettoausgabenpfades 

ist die mittel- und langfristige Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen aufgrund der hohen erlaubten 

Maastricht-Defizite nicht gesichert. Die Vorgaben des EU-Fiskalrahmens verlangen nach Beendigung des 

Verfahrens bei einem übermäßigen Defizit (ÜD-Verfahren) eine Rückführung der Schuldenquote von 

zumindest 0,5% des BIP p. a., weshalb Maastricht-Defizite deutlich unter der Obergrenze von 3% des 

BIP liegen müssen (im Durchschnitt etwa in Höhe von 1,5% des BIP). 

Wirkungsphase I (2025 und 2026): Das hohe Budgetdefizit 2024 von 4,7% des BIP muss reduziert bzw. 

ein weiteres Anwachsen verhindert werden. Ohne Konsolidierungsprogramm würde das Defizit 2025 

und 2026 aus der Sicht des Fiskalrates auf 5,3% bzw. 5,4% des BIP steigen. Die bisher geplanten 

kurzfristig wirkenden Einsparungen und Einnahmenerhöhungen im Rahmen des Doppelbudgets (6,4 

und 8,7 Mrd Euro in den Jahren 2025 und 2026) werden nach Einschätzung des Fiskalrates nicht zur 

Gänze erreicht. Die vorliegenden Maßnahmen reichen aber dennoch aus, um einen leichten Rückgang 

des Budgetdefizits 2025 und 2026 auf 4,3 und 4,1% des BIP zu gewährleisten. Laut Prognose des 

Fiskalrates werden die kurzfristigen Budgetziele des BMF (Budgetdefizit 2025: 4,5% des BIP und 2026: 

4,2% des BIP) damit sogar leicht übertroffen. Der Fiskalrat geht nämlich von einer etwas günstigeren 

budgetären Ausgangslage 2025 als das BMF aus, die Budgetwirkung der Konsolidierungsmaßnahmen 

wird hingegen geringer eingeschätzt.  

Wirkungsphase II (2027 bis 2029): Der BMF-Budgetplan geht von einer jährlichen Rückführung der 

Budgetdefizite und einer knappen Unterschreitung der 3%-Defizitobergrenze im Jahr 2028 aus 

(Budgetdefizit: 3,0% des BIP). Dafür sind zusätzlich zu den kurzfristig wirkenden Maßnahmen der 

Budgetkonsolidierung noch weitere Schritte, insbesondere erste Konsolidierungseffekte von geplanten 

strukturellen Reformen eingeplant. Allerdings sind die dafür nötigen Verhandlungen mit den einzelnen 

Ressorts, aber auch mit den Ländern und Gemeinden noch zu führen. Damit sind wichtige Teile des 

mittelfristigen Konsolidierungspakets gegenwärtig weder beschlossen noch mit konkreten Maßnahmen 

unterlegt. Zusätzlich ist davon auszugehen, dass kurzfristig wirkende Maßnahmen wie Einsparungen von 

Sachleistungen im Verwaltungsbereich teilweise nicht permanent wirken. Damit entfällt ein Teil des 

Konsolidierungseffekts in dieser Wirkungsphase. Aus Sicht des Fiskalrates reichen die bisher 

beschlossenen und mit konkreten Maßnahmen unterlegten Konsolidierungsschritte daher nicht aus, um 

den angestrebten Budgetpfad zu erreichen. Die Fiskalratsprognose errechnet unter der No-policy-

change-Annahme für das Jahr 2028 ein Budgetdefizit von 4,2% des BIP. Damit würde die Rückführung 

des Budgetdefizits auf unter 3% des BIP bis 2028 verfehlt werden. Solange der Nettoausgabenpfad 

erfüllt wird, gilt jedoch die Konsolidierung („effective action“) als ausreichend und wird die Frist zur 

Rückführung des Maastricht-Defizits und damit das ÜD-Verfahren verlängert. Nach Beendigung des ÜD-
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Verfahrens müssen die Anforderungen der Fiskalregeln im Rahmen des präventiven Arms erfüllt 

werden. Damit tritt die Schutzvorkehrung zur Schuldenrückführung („debt safeguard“) wieder in Kraft. 

Dies hat voraussichtlich eine Verschärfung der Minimalanforderungen für Österreich zur Folge. 

Wirkungsphase III (ab 2029): Der demografische Wandel führt zu einem starken weiteren Anstieg der 

demografieabhängigen Ausgaben in den Bereichen Gesundheit, Pflege und Pensionen. Zusätzlich 

führen klimabedingte Budgeteffekte (v. a. nötige Zertifikatszukäufe und der Wegfall von 

Energiesteuern) zu einem deutlichen Anstieg des Primärdefizits. Der Nachhaltigkeitsbericht des 

Fiskalrates schätzt für alle betrachteten Szenarien eine große langfristige Finanzierungslücke (gemäß 

Basisszenario mindestens 7% des BIP bis 2070). Selbst bei Umsetzung des kurz- und mittelfristigen 

Konsolidierungspfades bräuchte es große zusätzliche Konsolidierungsschritte, um die langfristige 

Finanzierung des Staatshaushalts sicherzustellen. Schon in den ersten Jahren nach Ende der 

Legislaturperiode wäre bereits die Umsetzung zusätzlicher Konsolidierungsschritte bzw. die Entfaltung 

ihrer budgetären Wirkung nötig. Um die Schuldenquote langfristig zu stabilisieren, sind Defizite von 

maximal 2% des BIP und damit eine deutliche Unterschreitung der 3%-Defizitobergrenze der EU-weiten 

Fiskalregeln notwendig.  

Daraus ergeben sich folgende Handlungsempfehlungen für die kurze Frist, die umgehend umgesetzt 

werden müssen: 

• Konsequente Umsetzung der geplanten Maßnahmen des Budgetplans (in allen Ressorts, 

Gebietskörperschaften und außerbudgetären Einheiten wie der ÖBB), unterstützt durch 

strikten Budgetvollzug und zeitnahes, verbessertes Reporting auf Gemeinde- und Länderebene. 

Eine sich allfällig abzeichnende Unterschreitung der Konsolidierungsvolumina 2025 und 2026 

(wie z. B. bei den Einsparungen in den Ressorts oder infolge des Betrugsbekämpfungspakets 

und gebietskörperschaftsübergreifender Reformen) müsste durch zusätzliche Maßnahmen 

kompensiert werden.  

• Die im Budgetplan vorgesehenen Konsolidierungswirkungen auf Länder- und Gemeindeebene 

müssen erzielt werden. 

• Operationalisierung der nationalen Haushaltsregeln, die die Umsetzung gesamtstaatlicher 

Vorgaben gemäß Fiskalregeln der EU im Bundesstaat sicherstellen, und Einbettung im Rahmen 

einer Nachfolgeregelung zum Österreichischen Stabilitätspakt (ÖStP) 2012. Diese muss gemäß 

EU-RL 2024/1265 bis Ende 2025 implementiert werden und die Handhabung von „Altlasten“ 

(Rückführung von Kontrollkontoständen die bis 2019 aufgelaufen sind, und etwaige 

Verfehlungen im Fiskaljahr 2024) klären. 

• Gebietskörperschaftsübergreifende Verhandlungen zu mittelfristig wirkenden strukturellen 

Reformen müssen umgehend eingeleitet werden. Um die nötige geplante, budgetäre Wirkung 

in Phase II zu entfalten, müssen einige Maßnahmen noch in der kurzen Frist beschlossen 

werden. 

• Die Arbeiten der Arbeitsgruppen zu Förderungen und Betrugsbekämpfung müssen mit 

ambitioniertem Zeitplan und konkret formulierten, transparenten Meilensteinen zügig 

vorangetrieben werden. Die Budgetwirkung muss bereits ab 2027 erreicht werden. 

• Das zusätzliche geplante Konsolidierungsvolumen für 2027 bis 2029 im Umfang von 5,9 Mrd 

Euro muss noch mit konkreten Maßnahmen unterlegt werden, dabei ist auf ausgewogene 

Verteilungswirkungen Bedacht zu nehmen. 

• Mittel- bis langfristig wirkende Strukturreformen in Verwaltung, Gesundheit und Pflege müssen 

verhandelt, konkretisiert und eingeleitet werden. 
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• Wachstumsstärkende Programme müssen konzipiert und verhandelt werden. Soweit mit 

diesen Programmen zusätzliche Staatsausgaben oder Einnahmenreduktionen verbunden sind, 

müssten – über die bisher genannten Volumina hinaus – weitere Konsolidierungsmaßnahmen 

erarbeitet werden, um eine Gegenfinanzierung zu sichern.  

Handlungsempfehlungen für die mittlere Frist ab 2027: 

• Die von der Regierung geplanten Maßnahmen müssen konsequent umgesetzt und teilweise 

noch konkretisiert werden.  

• Die Wirkung der auslaufenden kurzfristigen Konsolidierungsmaßnahmen muss durch 

zusätzliche Konsolidierungsmaßnahmen ersetzt werden. Hier sollten einnahmen- und 

ausgabenseitige Maßnahmen Berücksichtigung finden, die geringe wachstumshemmende 

Effekte aufweisen. 

• Die mit der EK akkordierte notwendige Unterschreitung der 3%-Defizitobergrenze im Jahr 2028 

wird laut Fiskalratsprognose nicht erreicht. Selbst bei vollständiger Umsetzung des geplanten 

Konsolidierungspfades laut Strategiebericht wird laut Einschätzung des Fiskalrates die 

Defizitobergrenze leicht überschritten. Zusätzliche Konsolidierungsmaßnahmen sind 

unumgänglich. Um die Einhaltung der EU-weiten Budgetvorgaben jedenfalls sicherzustellen, gilt 

es, vorsichtig zu planen und Budgetpuffer zu berücksichtigen. 

• Wachstumsstärkende und klimaschonende Programme müssen implementiert werden. 

• Langfristige Strukturreformen mit einer Wirkung über 2029 hinausgehend müssen verhandelt 

und aufgrund langer Vorlaufzeiten so bald wie möglich implementiert werden. Wie schon öfters 

vom Fiskalrat empfohlen, zählen dazu u. a.: 

o Erhöhung der Effizienz des Fiskalföderalismus in Österreich, insbesondere durch eine 

vorgelagerte Aufgabenreform (insbesondere in den Bereichen Bildung und 

Gesundheit), die Voraussetzung für eine effektive Implementierung 

finanzwissenschaftlicher Prinzipien ist. Dazu zählen u. a. die Zusammenführung der 

Aufgaben-, Einnahmen- und Ausgabenverantwortung, die entsprechende Stärkung 

der Aufgabenorientierung und Abgabenautonomie bei der Finanzierung von Aufgaben 

und die Entflechtung und Reduktion innerstaatlicher Zahlungsströme.  

o Weiterentwicklung des heimischen Gesundheitssystems in Richtung 

Gesundheitsvorsorge und integrierter Gesundheitsversorgung, die eine besser 

koordinierte Bedarfsfeststellung, Prozessplanung, Steuerung und Finanzierung 

ermöglicht. 

o Verbesserte Koordination zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, um adäquate 

Bedarfs- und Entwicklungspläne für Pflegedienstleistungen zu erstellen und 

einheitliche Leistungs- und Qualitätsstandards zu gewährleisten. Die unweigerlichen 

und unvermeidbaren Ausgabensteigerungen bedürfen eines geordneten, 

nachhaltigen Finanzierungsmodells. 

o Eine weitere Anhebung des effektiven Pensionsantrittsalters durch gezielte 

Maßnahmen zur Verlängerung des Erwerbslebens, aber auch Maßnahmen zur 

stärkeren Nutzung des Beschäftigungspotenzials umsetzen.  

Handlungsempfehlungen für die lange Frist ab 2029: 

• Wachstumsfördernde Maßnahmen müssen konsequent weitergeführt und nachgeschärft 

werden. Dabei müssen zusätzliche budgetwirksame Maßnahmen jedenfalls gegenfinanziert 
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werden. 

• Langfristige Strukturreformen wirken lassen, evaluieren und potenziell nachschärfen.  

• Für die Erfüllung der europäischen Fiskalregeln in der langen Frist, sind durchschnittliche 

Maastricht-Defizite von rund 1,5% des BIP nötig. 1  Dies erfordert zusätzliche 

Konsolidierungsschritte, die über den Budgetplan hinausgehen. 

• Mechanismen zur langfristigen Sicherung der Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen sollten 

implementiert werden. 

• Da die Schuldenquote deutlich höher als zu Beginn der Corona- und Teuerungskrise liegt, muss 

der Budgetpfad eine Rückführung der Schuldenquote sicherstellen, um potenziellen 

zukünftigen Krisen durch wiedergewonnene budgetäre Spielräume begegnen zu können. 

• Schaffung budgetärer Spielräume auch für Zukunftsinvestitionen und Sicherung des Standorts 

Österreich.  

 

 

1  Die Dynamik der Staatsschuldenquote wird durch das Zinswachstumsdifferenzial, das die Veränderung der 
bestehenden Staatsschuld (in % des BIP) determiniert, sowie durch den laufenden Primärsaldo (in % des BIP), der die 
„Neuverschuldung“ widerspiegelt, bestimmt („Domarformel“). 
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1 HAUPTERGEBNISSE 

Die österreichischen Staatsfinanzen stehen derzeit vor mehrfachen Herausforderungen: Die 

österreichische Wirtschaft befindet sich 2025 im dritten Rezessionsjahr in Folge, das reale BIP wird laut 

Prognose des Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung (WIFO) um 0,3% schrumpfen. 2024 

lag das gesamtstaatliche Defizit bei 4,7% des BIP und die Staatsschuldenquote überstieg die 80%-Marke 

und wuchs auf 81,8% des BIP an. Das hohe Defizit ergab sich großteils aufgrund permanenter Erhöhung 

der Staatsausgaben, v. a. durch inflationsbedingte Anstiege bei den Arbeitnehmerentgelten für 

öffentlich Beschäftigte und Sozialleistungen (Box 1). Das führt zu einem hohen Konsolidierungsbedarf 

für 2025 und die folgenden Jahre. Die Neugestaltung der Fiskalregeln der EU, die den 

Nettoausgabenpfad als einzigen operativen Fiskalindikator in den Mittelpunkt stellt, erfordert mit dem 

Fiskalstrukturplan ein neues Berichtswesen mit einer Planungsperiode bis 2029. Aufgrund der 

Nationalratswahl im September 2024 hat Österreich eine Fristverlängerung für die Vorlage des ersten 

Fiskalstrukturplans erhalten, der gemeinsam mit dem Strategiebericht für die Jahre 2025 bis 2029 im 

Mai 2025 vorgelegt wurde. Diese enthalten ein umfassendes Sanierungspaket, um das Defizit durch 

Einsparungen und Einnahmenerhöhungen wieder unter die Maastricht-Obergrenze von 3% des BIP zu 

bringen. 

Grafik 1:  Entwicklung des realen BIP (Basisjahr 2015) 

 

Die Konsolidierung erfolgt vor dem Hintergrund einer weiterhin eingetrübten wirtschaftlichen 

Entwicklung. Im Vergleich zur WIFO-Herbstprognose im letzten Jahr erwies sich die Kontraktion des 

realen BIP 2024 mit -1,2% gegenüber dem Vorjahr deutlich kräftiger als erwartet (0,6% laut 

Herbstprognose 2024). Im Rahmen seiner Frühjahrsprognose senkte das WIFO (wie andere 

Institutionen) für das laufende Jahr wiederum seine BIP-Wachstumserwartungen und geht nun für 2025 

von einem dritten Rezessionsjahr aus. Ab der zweiten Jahreshälfte sollten aber einsetzende 

Auslandsimpulse durch eine dynamischere Entwicklung des Euroraums stimulierend auf die 

österreichische Wirtschaft wirken, sodass im Folgejahr mit einem Wachstum von 1,2% gerechnet wird. 

Grafik 1 zeigt, dass die erfolgte Abwärtsrevision des BIP-Niveaus den gesamten Prognosehorizont bis 

2029 betrifft. Das erwartete reale BIP 2029 liegt damit um knapp 28 Mrd Euro oder 6,5% unter dem 

Vergleichswert eines kontrafaktischen Wachstumsszenarios ohne Krisen (Baumgartner und Kaniovski, 

2025). Im Zuge der Abwärtsrevision des BIP musste auch die Einschätzung der Entwicklung der 

laufenden Arbeitseinkommen und Betriebsüberschüsse, sowie der nominellen Konsumausgaben der 
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Haushalte spürbar nach unten angepasst werden. Dies übersetzt sich direkt in schwächer steigende 

Staatseinnahmen (2025–2029 durchschnittlich +3,2% p. a.). Während die kurzfristigen Zinsen 

(3 Monate) laut WIFO-Prognose heuer deutlich unter den noch im Herbst erwarteten Werten liegen 

sollten, liegen die langfristigen Zinsen (10 Jahre) deutlich darüber. Im Fall der langfristigen Zinsen kommt 

es über die gesamte Prognoseperiode zu einem Anstieg des Zinspfads 2025–2029 auf durchschnittlich 

3,2%. Damit verbunden steigt die Durchschnittsverzinsung der Staatsschuld und belastet den 

Staatshaushalt zusätzlich. Die Zinsquote erhöht sich bis 2029 auf 2,4% des BIP. Dies entspricht allerdings 

historisch gesehen weiterhin einem sehr niedrigen Wert. 

Der Strategiebericht 2025–2029 sieht ein mehrjähriges Konsolidierungspaket vor. Im Jahr 2025 ist ein 

Konsolidierungsvolumen (inkl. Offensivmaßnahmen) von 6,4 Mrd Euro vorgesehen. Auf steuerliche 

Maßnahmen gehen davon 1,0 Mrd Euro zurück: zusätzlich zur Stabilitätsabgabe der Banken und dem 

Sanierungsbeitrag der Energiewirtschaft kommt es zu mehreren kleineren Steuererhöhungen, wie z. B. 

bei der Tabaksteuer und den Glücksspielabgaben. Bei den Ausgaben sollen 6,0 Mrd Euro eingespart 

werden, wobei die Abschaffung des Klimabonus mit rund 2,0 Mrd Euro laut BMF den größten Beitrag 

leistet. Ebenfalls eingespart werden soll bei den Sach- und Personalausgaben der Ministerien (1,1 Mrd 

Euro) und bei den Förderungen (1,3 Mrd Euro). Im Jahr 2026 erhöht sich das Konsolidierungsvolumen 

auf 8,7 Mrd Euro, u. a. durch weitere Einsparungen bei den Förderungen und das Aussetzen des letzten 

Drittels der Inflationsanpassung im Rahmen der kalten Progression bei der Einkommensteuer. Bis 2029 

steigt das Konsolidierungsvolumen laut Strategiebericht auf 14,6 Mrd Euro p. a. an. Vor allem in den 

Jahren ab 2027 leisten dazu Maßnahmen einen wesentlichen Beitrag, die erst konkretisiert werden 

müssen. So soll etwa eine Taskforce eingerichtet werden, die Vorschläge für eine kosteneffizientere 

Vergabe von Fördergeldern erarbeitet. 

Auf Basis der Prognoserichtlinien des Fiskalrates können nur gesetzlich beschlossene oder hinreichend 

konkretisierte Maßnahmen in die FISK-Prognose aufgenommen werden. Es ergeben sich daher 

gegenüber den Planwerten des BMF entsprechend deutlich geringere Konsolidierungsvolumina v. a. in 

den Jahren 2027 bis 2029 (Tabelle 1). Bei den Steuereinnahmen betrifft das v. a. das 

Betrugsbekämpfungspaket, das Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuervermeidung beinhalten soll 

und in der Fiskalratsprognose nicht berücksichtigt wird. Einsparungen bei den Ausgaben, die ebenfalls 

in der FISK-Prognose keine Berücksichtigung finden, sollen etwa in Höhe von 1,4 Mrd Euro durch 

Reformen auf Länder- und Gemeindeebene und auf Ebene der Sozialversicherungsträger umgesetzt 

werden. Auch im Strategiebericht nicht näher spezifizierte kostendämpfende Maßnahmen im 

Personalbereich des öffentlichen Dienstes gehen nicht in die FISK-Prognose ein. Außerdem kommt es 

zu abweichenden Einschätzungen des Einsparvolumens einzelner Maßnahmen. Vor allem hinsichtlich 

der Einsparungen bei den Sach- und Personalausgaben der Ministerien geht die FISK-Prognose von 

deutlich niedrigeren Werten aus. Im Strategiebericht werden weiters Einsparungen angeführt, die sich 

aus einer Minderausschöpfung bei Fördermaßnahmen in der Vergangenheit ergeben, wie. z. B. bei der 

Breitbandförderung, der Investitionsprämie und Förderungen im Rahmen der ökologischen 

Transformation der Industrie. Diese geringeren Ausgaben in der Vergangenheit führen in der FISK-

Prognose auch zu niedrigeren erwarteten Ausgaben im Prognosezeitraum, ohne als Sparmaßnahmen 

ausgewiesen zu werden. 
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Tabelle 1:  Die budgetäre Wirkung der Maßnahmen des Regierungsprogramms 

 

Die Regierung plant neben den Konsolidierungsmaßnahmen eine Reihe von Offensivmaßnahmen u. a. 

in der aktiven Arbeitsmarktpolitik, zur Förderung von Beschäftigung in der Pension und im Gesundheits- 

und Bildungsbereich. Der Nettoeffekt aus Konsolidierungsmaßnahmen und Offensivmaßnahmen ergibt 

laut FISK-Prognose für das Jahr 2025 ein Konsolidierungsvolumen von 4,6 Mrd Euro, das sich im Jahr 

2026 auf 6,0 Mrd Euro erhöht. Die Nichtberücksichtigung der beabsichtigten, jedoch noch 

unspezifischen Reformen der Bundesregierung lassen die Einschätzung des Konsolidierungsvolumens 

durch den FISK vor allem ab dem Jahr 2027 deutlich niedriger ausfallen, im Jahr 2029 werden 8,4 Mrd 

Euro erwartet. 

Die Dynamik der gesamtstaatlichen Defizitentwicklung wird durch die Konsolidierungsmaßnahmen im 

Jahr 2025 gebremst und führt gegenüber dem Vorjahr zu einer Reduktion des Defizits um 0,3 

Prozentpunkte auf 4,3% des BIP. Im Jahr 2026 kommt es zu einer weiteren Verbesserung auf 4,1% des 

BIP (Grafik 2 und Tabelle 2). Der Anstieg des Defizits im Jahr 2027 auf 4,4% des BIP ist auf einen 

einmaligen buchungstechnischen Sondereffekt gemäß dem Europäischen System Volkswirtschaftlicher 

Gesamtrechnungen (ESVG) beim Übergang von der nationalen CO2-Abgabe zum europäischen 

Zertifikatshandel im Rahmen des Europäischen Emissionshandelssystems 2 (ETS II) zurückzuführen. 

absolute budgetäre Wirkung in Mio Euro*

2025 2026 2027 2028 2029

Regierungsprogramm 2025 laut FISK-Prognose 4.560 6.070 6.760 7.624 8.437

Einnahmenseitige Konsolidierungsmaßnahmen 1.414 2.387 2.620 3.103 3.481

Ausgabenseitige Konsolidierungsmaßnahmen 3.742 5.192 5.918 6.343 6.819

Summe Konsolidierungsmaßnahmen 5.156 7.578 8.538 9.446 10.301

Einnahmenseitige Offensivmaßnahmen -190 -702 -974 -1.014 -1.053

Ausgabenseitige Offensivmaßnahmen -406 -806 -804 -807 -811

Summe Offensivmaßnahmen -596 -1.508 -1.778 -1.822 -1.864

Memo: Regierungsprogramm 2025 laut BMF-Strategiebericht 6.385 8.736 11.184 13.075 14.649

Memo: Unterschied Stratgiebericht gegenüber FISK-Prognose 1.825 2.666 4.424 5.450 6.212

davon: aufgrund unterschiedlicher Darstellung** 1.159 1.020 1.116 893 784

davon: tatsächliche Abweichung 666 1.646 3.308 4.557 5.429

*) Positive Werte bedeuten eine Besserung des Finanzierungssaldos. 

**) Beispiel: Anpassung ÖBB-Rahmenplan, die in FISK-Prognose berücksichtigt, aber nicht als Maßnahme ausgewiesen ist.

Quelle: FISK-Einschätzung auf Basis von offiziellen Budgetunterlagen (Strategiebericht 2025-2029, WFAs etc.).
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Grafik 2:  Struktureller Budgetsaldo und seine Komponenten 2018 bis 2029 

 

 

Tabelle 2: Hauptresultate der FISK-Frühjahrsprognose und des Strategieberichts 

 

In den letzten beiden Prognosejahren stagniert das Defizit auf einem hohen Niveau von 4,2% des BIP. 

Der konjunkturelle Einfluss bzw. die zyklische Budgetkomponente spielt dabei selbst im Rezessionsjahr 

2025 mit 1,1% des BIP eine untergeordnete Rolle und verringert sich im Laufe des Prognosezeitraums. 

Die hohen Defizite resultieren in einem stetigen Anstieg der Schuldenquote über den gesamten 

Prognosehorizont. Bereits im Vorjahr wurde die 80%-Marke wie bereits in den COVID-Jahren 2020 und 

2021 überschritten. Bis zum Jahr 2029 wächst sie auf über 90% des BIP an (Grafik 3). Die erwarteten 

Budgetdefizite liegen dabei in allen Jahren deutlich über dem schuldenstabilisierenden Niveau, das 

langfristig im Durchschnitt rund 2% des BIP beträgt (Fiskalrat, 2025). 
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in % des BIP 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Finanzierungssaldo -4,7  -4,3  -4,1  -4,4  -4,2  -4,2  

Primärsaldo -3,2  -2,6  -2,2  -2,3  -1,9  -1,8  

Memo: Zyklische Budgetkomponente -0,8  -1,1  -0,6  -0,4  -0,2  0,0  

Memo: Struktureller Primärsaldo -2,4  -1,5  -1,6  -1,9  -1,7  -1,8  

Referenzpfad, Wachstum in % - 2,6  2,2  2,2  2,0  2,3  

Nettoprimärausgaben, Wachstum in % - 1,1  2,3  3,2  2,3  2,7  

Staatsverschuldung 81,8  84,6  86,3  87,7  89,4  91,1  

in % des BIP 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Finanzierungssaldo -4,7  -4,5  -4,2  -3,5  -3,0  -2,8  

Primärsaldo -3,2  -2,8  -2,3  -1,4  -0,8  -0,4  

Referenzpfad, Wachstum in % 2,6  2,2  2,2  2,0  2,3  

Nettoprimärausgaben, Wachstum in % 8,6  1,6  2,1  1,5  1,5  2,1  

Staatsverschuldung 81,8  84,7  86,2  86,9  87,0  86,9  

Quellen: FISK-Frühjahrsprognose 2025, Strategiebericht 2025 bis 2029, WIFO und Statistik Austria.

FISK-Frühjahrsprognose 2025

Strategiebericht 2025 bis 2029
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Grafik 3:  Entwicklung der Schuldenquote 

 

 

Tabelle 3:  Abweichungen zwischen Strategiebericht 2025-2029 und FISK-Frühjahrsprognose 2025 
bei Staatseinnahmen und -ausgaben sowie Finanzierungssaldo 

 

Die FISK-Prognose weicht deutlich von der Budgetentwicklung laut Strategiebericht ab. Das BMF 

rechnet mit einem höheren Defizit von 4,5% des BIP im Jahr 2025, das sich jährlich verbessert, um im 

Jahr 2029 mit 2,8% des BIP unter die Maastricht-Grenze von 3% zu kommen. Die Diskrepanz geht 

hauptsächlich auf eine unterschiedliche Prognose der Staatsausgaben zurück (Tabelle 3). Während der 

Fiskalrat die Gesamtausgaben in den ersten beiden Jahren deutlich niedriger einschätzt als das BMF, 

kommt er ab 2027 zu höheren Ausgaben. Im Jahr 2029 beträgt der Abstand 6,7 Mrd Euro. Diese 

Entwicklung verläuft parallel in fast allen Ausgabenbereichen. Das liegt einerseits an den 

unterschiedlichen Einschätzungen des Konsolidierungsvolumens, etwa bei den kostendämpfenden 

Maßnahmen im Bereich der Arbeitnehmerentgelte, und den Einsparungen bei den Förderungen im 

Bereich der Subventionen und Vermögenstransfers. Zusätzlich ist die Erwartung des Fiskalrates jedoch 

in Bezug auf die zugrunde liegende Wachstumsdynamik der Staatsausgaben pessimistischer, etwa im 

Bereich der Sozialleistungen, insbesondere bei den sozialen Sachleistungen, die in der Vergangenheit 

hohe Ausgabenzuwächse v. a. im Gesundheitsbereich verzeichnet haben. Der Abstand zum BMF in 

dieser Ausgabenkategorie lässt sich nur zum Teil durch die unterschiedliche Einschätzung der 
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Quellen: BMF-Strategiebericht 2025-2029, FISK-Frühjahrsprognose 2025 und eigene Berechnungen.

Anmerkung: positive Werte bedeuten höhere Einnahmen bzw. Ausgaben laut FISK-Prognose.
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Sparmaßnahmen erklären. In einer Alternativrechnung, in der das Maßnahmenpaket laut 

Strategiebericht in voller Höhe in die FISK-Prognose übertragen wurde, beträgt das gesamtstaatliche 

Defizit 2028 3,3% des BIP und 2029 3,2% des BIP und bleibt damit noch über der 3%-Marke. Das zeigt, 

dass das BMF in seiner Planung – abseits der Auswirkung des Sanierungspakets – in den Jahren 2025 

und 2026 im Vergleich zur FISK-Prognose vorsichtiger budgetiert, in den Folgejahren aber von 

niedrigeren Budgetdefiziten ausgeht. Die um die Berücksichtigung des Sanierungspakets bereinigte 

Differenz der Finanzierungssalden laut BMF-Planung und FISK-Prognose beträgt 2027 1,5 Mrd Euro, 

2028 1,9 Mrd Euro und 2029 2,2 Mrd Euro. Diese Differenz ist daher Ausdruck des 

Konsolidierungsbedarfs, der laut FISK-Prognose zusätzlich zu den bereits bekannten Maßnahmen des 

Sanierungspakets gegeben ist. 

Box 1: Entwicklung der Einnahmen- und Ausgabenquoten 

Im Gegensatz zur Betrachtung von Einnahmen und Ausgaben in absoluten Zahlen erleichtert die 
Betrachtung in Prozent des BIP den Vergleich über die Zeit. Veränderungen der Einnahmen- und 
Ausgabenquoten übersetzen sich direkt in die Veränderung der Finanzierungssaldoquote. Grafik 4 zeigt 
die Entwicklung der Einnahmen- und Ausgabenquote seit 2005. Abgesehen von den Überschussjahren 
2018 und 2019 (Finanzierungssaldo von 0,2% bzw. 0,5 % des BIP) liegt die Ausgabenquote immer über 
der Einnahmenquote. Die Ausgabenquote erweist sich als deutlich volatiler als die Einnahmenquote. 
Dies ergibt sich, da die Einnahmen viel stärker auf Veränderungen des BIP reagieren, sodass die Quote 
über die Konjunkturzyklen relativ stabil bleibt, während dies bei der Ausgabenquote nicht der Fall ist. 
Grafik 4 veranschaulicht zudem den starken Anstieg der Ausgabenquote 2024, die trotz des Wegfalls 
großer Teile der Krisenhilfen, v. a. aufgrund der Preisanpassung der Sozialausgaben und des Lohn- und 
Gehaltswachstums der öffentlich Bediensteten, stark ansteigt. Der Anstieg der Einnahmenquote fällt 
2024 ebenfalls stark aus, bleibt aber deutlich hinter dem Anstieg der Ausgabenquote zurück. 

Grafik 4: Entwicklung der Einnahmen- und Ausgabenquote seit 2005 

 

Um strukturelle Veränderungen der Ausgaben über die Zeit besser zu verstehen, ist es sinnvoll, den 
konjunkturellen Einfluss auf die Ausgabenquote über den BIP-Nenner-Effekt zu isolieren. Im Fall der 
Einnahmenquote wird aufgrund des engen Zusammenhangs zwischen BIP-Entwicklung und 
Einnahmenentwicklung darauf verzichtet. Als Referenzzeitraum wurde die Periode 2014 bis 2019 
gewählt, die einen vollen Konjunkturzyklus beinhaltet. Da die durchschnittliche Outputlücke dieser 
Jahre nahe null ist, kann der Zeitraum aus konjunktureller Sicht als neutral interpretiert werden. Grafik 
5 zeigt die Veränderung der Einnahmen- und Ausgabenquoten des Jahres 2024 für die ESVG-
Hauptkategorien im Vergleich zum Referenzzeitraum 2014 bis 2019. Um einen konjunkturell 
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bereinigten Vergleich des Referenzzeitpunkts mit dem Jahr 2024 zu ermöglichen (Outputlücke im Jahr 

2024 mit -1,3 deutlich negativ), wird der Konjunktureffekt der Ausgabenquoten 2024 isoliert2 und in 
der Grafik als roter Balken getrennt dargestellt. Der Anstieg sowohl der Einnahmen- als auch der 
Ausgabenquote im Jahr 2024 gegenüber dem Referenzzeitraum ergibt sich aus einem Anstieg aller 
Hauptkategorien mit Ausnahme der indirekten Steuern sowie der Zinsausgaben. Der Rückgang der 
indirekten Steuern im Vergleich zum BIP und damit der Rückgang der Quote ist hauptsächlich durch 
nicht-indexierte Mengensteuern (v. a. Mineralölsteuer) getrieben, während die niedrigere 
Zinsausgabenquote sich durch die niedrigere Durchschnittsverzinsung der Staatsschuld 2024 im 
Vergleich zum Referenzzeitraum erklärt. Ein Faktor, der sich sowohl auf der Einnahmen- als auch 
Ausgabenseite quotenerhöhend auswirkt, ist der starke Anstieg des Verbraucherpreisindex (VPI) im 

Vergleich zum BIP-Deflator3 . Dadurch wächst in einigen Einnahmen- und Ausgabenkategorien der 
Zähler schneller als der Nenner. Dies betrifft einerseits inflationsindexierte monetäre Sozialleistungen 
(v. a. Pensionen) als auch Sozialbeiträge und sonstige lohnabhängige Abgaben, die indirekt durch die 
höhere Lohnquote (v. a. aufgrund der inflationsbedingt hohen Lohn- und Gehaltserhöhungen), 
betroffen sind. Ausgabenseitig wuchsen neben dem öffentlichen Konsum (Vorleistungen, 
Arbeitnehmerentgelte und soziale Sachleistungen) auch die Bruttoinvestitionen (v. a. für die Bereiche 
Schiene und Militär) stärker als das nominelle BIP. 

Grafik 5: Veränderung der Saldoquote 2024 gegenüber dem Durchschnitt 2014–2019 nach 
Einzelkategorien 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

2  Der Konjunktureffekt wird als Differenz der Quoten ermittelt; einmal gerechnet mit dem laufenden BIP und einmal 

gerechnet mit dem potenziellen BIP: 
𝑋𝑡

𝐵𝐼𝑃𝑡
𝑛𝑜𝑚 −

𝑋𝑡

𝐵𝐼𝑃𝑡
𝑛𝑜𝑚⋅

𝑃𝑂𝑡

𝐵𝐼𝑃𝑡
𝑟𝑒𝑎𝑙

 = 
𝑋𝑡

𝐵𝐼𝑃𝑡
𝑛𝑜𝑚 ⋅ [1 −

𝐵𝐼𝑃𝑡
𝑟𝑒𝑎𝑙

𝑃𝑂𝑡
], wobei 𝑋𝑡  die Ausgaben einer 

Kategorie zu laufenden Preisen und 𝑃𝑂𝑡 den Potenzialoutput in Periode 𝑡 darstellt. 
3  Von 2020 bis 2024 betrug das kumulierte Wachstum des VPI 25,7%, während der BIP-Deflator im gleichen Zeitraum um 

20,4% zugelegt hat. Laut WIFO-Mittelfristprognose löst sich dieser Unterschied im Prognosehorizont nicht auf, sondern 
verstärkt sich noch leicht (2025–2029: VPI +11,4%, BIP-Deflator +10,8%). 
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Veränderung der Komponenten der Saldoquote 2024
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Quellen: Statistik Austria und FISK-Frühjahrsprognose 2025.

in % des BIP

in % des BIP

Anmerkung: Ein negativer Wert bedeutet eine Saldoverschlechterung, d. h. im Fall der Ausgabenquoten höhere Ausgaben.
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Rückführung des Maastricht-Defizits unter die Obergrenze von 3% des BIP wird ohne 
zusätzliche Konsolidierungsschritte nicht erreicht 

Der Nettoausgabenpfad des österreichischen Fiskalstrukturplans determiniert – ohne die noch 

ausstehende Billigung durch den ECOFIN zu präjudizieren – die verbindliche gesamtstaatliche budgetäre 

Vorgabe für Österreich gemäß dem neuen EU-Fiskalrahmen. Der Pfad wurde unter den Annahmen eines 

7-jährigen Anpassungszeitraums und unter dem Regime eines ÜD-Verfahrens erstellt. Demnach ist ein 

durchschnittliches Wachstum der Nettoausgaben von maximal 2,3% p. a. in den Jahren 2025 bis 2031 

zulässig. Dieser Wert entspricht einer durchschnittlichen, jährlichen Verbesserung des strukturellen 

Primärsaldos um 0,52 Prozentpunkte im Zeitraum von 2025 bis 2031. Auf Basis der FISK-

Frühjahrsprognose wird die maximal zulässige Wachstumsrate der Nettoausgaben mit Ausnahme des 

Jahres 2025 zwischen 2026 und 2029 stets überschritten. Die Abweichungen bleiben allerdings 

innerhalb tolerierter Schwellenwerte. Die Budgetplanung des BMF erfüllt jedes Jahr den 

Nettoausgabenpfad. 

Aufgrund einer sich abzeichnenden anhaltenden Phase übermäßiger Defizite ab dem Jahr 2024 ist 

zudem von einer weiteren verbindlichen Budgetvorgabe für Österreich im Rahmen eines ÜD-Verfahrens 

auszugehen. Diese erfordert eine Rückführung des Maastricht-Defizits unter die Obergrenze von 3% des 

BIP voraussichtlich bis zum Jahr 2028. Auf Basis der FISK-Frühjahrsprognose wird das Maastricht-Defizit 

bis 2028 deutlich über der Obergrenze von 3% des BIP verharren, weshalb zur Erfüllung der Vorgaben 

aus dem zu erwartenden ÜD-Verfahren noch ein zusätzlicher Konsolidierungsbedarf besteht. Dies 

spiegelt v. a. die Tatsache wider, dass die Zielwerte der Budgetplanung des BMF noch nicht vollständig 

durch Konsolidierungsmaßnahmen hinterlegt sind, da ein Teil davon erst verhandelt und beschlossen 

werden muss. 

Die Einhaltung des Nettoausgabenpfades gilt allerdings im Rahmen eines ÜD-Verfahrens als 

ausreichende Anpassung („effective action“), auch wenn die Defizitobergrenze nicht fristgerecht 

unterschritten wird. In diesem Fall drohen weder weitere Schritte des ÜD-Verfahrens noch finanzielle 

Sanktionen, sondern eine Verlängerung des ÜD-Verfahrens und der Frist zur Beendigung der Phase 

übermäßiger Defizite. Nach Beendigung des ÜD-Verfahrens verlangen die Vorgaben des EU-

Fiskalrahmens eine Rückführung der Schuldenquote von zumindest 0,5% des BIP p. a., weshalb 

Maastricht-Defizite deutlich unter der Obergrenze von 3% des BIP liegen müssen (im Durchschnitt etwa 

in Höhe von 1,5% des BIP). 
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2 DETAILERGEBNISSE DER FISK-PROGNOSE 

In diesem Kapitel folgt eine detaillierte Beschreibung der Einnahmen- und Ausgabenentwicklung des 

Gesamtstaates nach Teilkategorien (gemäß ESVG 2010) für den Prognosehorizont 2024 bis 2029. Zwei 

wesentliche exogene Informationen fließen in das Fiskalprognosemodell des Fiskalrates ein (Fiskalrat, 

2014): Einerseits wird der mittelfristige makroökonomische Ausblick, basierend auf der aktuellen 

Mittelfristprognose des WIFO (Baumgartner und Kaniovski, 2025), übernommen. Andererseits erfolgt 

die Abschätzung der Saldowirkung der in der Prognose berücksichtigten wirtschaftspolitischen 

Maßnahmen („diskretionäre Maßnahmen“) außerhalb des Prognosemodells. Die dargestellten 

Saldowirkungen basieren entweder auf offiziellen Kostenschätzungen der Ministerien oder auf eigenen 

Schätzungen. Die makroökonomischen Rahmenbedingungen und die Saldowirkung der 

berücksichtigten Maßnahmen werden in den Abschnitten 2.1 und 2.2 beschrieben. Danach wird die 

Einschätzung der künftigen Einnahmen- und Ausgabenentwicklung (Abschnitte 2.3 und 2.4) detailliert 

dargestellt und der Finanzierungssaldo und Schuldenstand abgeleitet (Abschnitt 2.5). Abschließend 

erfolgt ein Vergleich der FISK-Prognose mit den Planwerten der Bundesregierung laut Strategiebericht 

2025–2029 (Abschnitt 2.6). 

2.1 Makroökonomische Rahmenbedingungen 

Das WIFO geht in seiner aktuellen Frühjahrsprognose von einer weiteren Verzögerung der 

Konjunkturerholung aus, die erst Mitte 2025 einsetzen sollte. Für das Gesamtjahr 2025 bedeutet dies 

einen Rückgang des realen BIP um 0,3% und damit das dritte Jahr in Folge mit negativem 

Jahreswachstum (siehe Grafik 1 in Kapitel 1). Getragen wird die Erholung von außenwirtschaftlichen 

Impulsen aus dem Euroraum, im Speziellen infolge des deutschen Infrastruktur- und Rüstungspakets. 

Die Entwicklung der österreichischen Wirtschaft ab 2026 dürfte mit einem durchschnittlichen 

Wachstum von 1,2% p. a. jedoch deutlich hinter jener des Euroraums (+1,7% p. a.) zurückbleiben. Auch 

mittelfristig hohe Energie- und Lohnstückkosten, die Unsicherheiten durch den Zollkonflikt mit den USA 

sowie die negativen wirtschaftlichen Auswirkungen der Budgetkonsolidierung erschweren den 

Aufschwung. 

Infolge des Rückgangs der Inflation im Euroraum erfolgten erste Lockerungen der Geldpolitik der 

Europäischen Zentralbank (EZB) ab der Jahresmitte 2024. Das günstigere Zinsumfeld übersetzt sich nicht 

unmittelbar in höhere heimische Investitionstätigkeit. Für 2025 ist von einem weiteren realen Rückgang 

der Bruttoanlageinvestitionen um 0,7% auszugehen, der von einer besonders schwachen Entwicklung 

der Ausrüstungsinvestitionen getrieben ist. Die österreichische Inflationsrate hat zu Beginn des Jahres 

aufgrund des Auslaufens diverser Energiepreissenkungsmaßnahmen nochmals angezogen, sodass die 

Jahresinflationsrate 2025 bei 2,7% zu liegen kommt und bis Mitte 2026 auf den Referenzwert von 2% 

sinken sollte. Der private Konsum dürfte sich heuer trotz Konsolidierungsmaßnahmen und der leicht 

sinkenden real verfügbaren Einkommen durch einen Rückgang der Sparquote real leicht erhöhen, bevor 

er ab 2026 deutlich an Dynamik gewinnen sollte (Grafik 6). 

Das Wachstum des Arbeitskräfteangebots wird durch den 2024 begonnenen Rückgang der 

erwerbsfähigen Bevölkerung deutlich gebremst. Der Zuwachs an Erwerbspersonen wird für 2025 auf 

+0,6% eingeschätzt, wobei der Anstieg der Erwerbstätigen aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit nur 

+0,2% betragen dürfte. Für das Volumen an geleisteten Arbeitsstunden wird aufgrund einer weiteren 

Zunahme an Teilzeit für heuer mit einem leichten Rückgang gerechnet (-0,1%). Ab 2026 rechnet das 

WIFO mit einem Rückgang der Arbeitslosigkeit, sodass sich das durchschnittliche 

Beschäftigungswachstum im Zeitraum 2026 bis 2029 auf 0,7% p. a. beschleunigen sollte. Die verzögerte 

Abgeltung der hohen Inflation der Vorjahre im Rahmen der kollektivvertraglichen Lohnerhöhungen 

führt dazu, dass die Arbeitnehmerentgelte nach 2023 und 2024 ein weiteres Mal stärker wachsen als 

das nominelle BIP und damit deren relativen Anteil in der Verteilungsrechnung auf 53,6% erhöhen 
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(Durchschnitt 2010 bis 2019: 47,8%). In den Folgejahren wird ein leichter Rückgang der Quote auf 52,9% 

im Jahr 2029 erwartet. Für die Bruttobetriebsüberschüsse wird nach dem deutlichen Rückgang im Jahr 

2024 (-7,6%) für heuer konjunkturbedingt ein weiteres Absinken um 2,9% prognostiziert, bevor sie sich 

in den Folgejahren mit +3,8% p. a. dynamischer als das nominelle BIP (+3,2% p. a.) entwickeln sollten. 

Grafik 6: Mittelfristige Prognosen der Arbeitslosigkeit 

 

Abwärtsrisiken der WIFO-Frühjahrsprognose sind neben bestehenden geopolitischen Spannungen 

(Nahost-Konflikt, Ukraine-Krieg, mögliche Okkupation Taiwans durch China) vor allem durch 

handelspolitische Maßnahmen der Trump-Administration gegeben. Eine durch die Unsicherheit 

ausgelöste Dollar-Schwäche könnte die preisliche Wettbewerbsfähigkeit europäischer Anbieter auf dem 

amerikanischen Markt zusätzlich verschlechtern. Aufwärtsrisiken ergeben sich durch stärker als 

erwartete Zinssenkungen im Euroraum sowie einen schnelleren Rückgang der Sparquote der privaten 

Haushalte. Tabelle 4 fasst die für die Fiskalprognose relevantesten makroökonomischen Entwicklungen 

und deren Revision gegenüber der Herbstprognose 2024 zusammen. 
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Tabelle 4: Konjunkturindikatoren für Österreich 2024 bis 2029 

 

2.2 Saldowirkung wirtschaftspolitischer Maßnahmen 

Die budgetäre Wirkung der bedeutendsten wirtschaftspolitischen Maßnahmen, insbesondere des 

Regierungsprogramms, im Prognosehorizont mit Stand Mitte Mai 2025 kann Tabelle 5 entnommen 

werden. In der Prognose wurde ein Nettokonsolidierungseffekt, d. h. Konsolidierungsmaßnahmen 

abzüglich Offensivmaßnahmen, von 4,6 Mrd Euro (2025), 6,1 Mrd Euro (2026), 6,8 Mrd Euro (2027), 

7,6 Mrd Euro (2028) sowie 8,4 Mrd Euro (2029) unterstellt. Das Volumen ist damit geringer als das im 

Strategiebericht 2025–2029 angegebene. Dies ist in erster Linie auf nicht hinreichend konkretisierte 

Maßnahmen zurückzuführen, die gemäß den Prognoserichtlinien (No-policy-change-Annahme nach 

dem Vorsichtsprinzip; Fiskalrat, 2014) nicht in der FISK-Prognose berücksichtigt werden konnten – siehe 

unten. 

Trotz des deutlichen Konsolidierungsbeitrags der Maßnahmen des Regierungsprogramms ist der 

gesamte Saldoeffekt, unter Berücksichtigung früherer Pakete, wie ökosoziale Steuerreform, Teuerungs-

Entlastungsmaßnahmen und Finanzausgleich 2024–2028, im Prognosehorizont negativ. Die negative 

Belastung des Finanzierungssaldos durch diskretionäre Maßnahmen reduziert sich von 17,5 Mrd Euro 

oder 3,6% des BIP im Jahr 2024 deutlich auf 3,2 Mrd Euro bzw. 0,7% des BIP im Jahr 2029. 

Veränderung zum Vorjahr in % (sofern nicht anders angegeben) 2024 2025 2026 2027 2028 2029 2025 2026 2027 2028 2029

Bruttoinlandsprodukt

Nominell 1,8 2,2 3,3 3,4 3,1 3,1 3,1 3,5 3,4 3,4 3,2

Real -1,2 -0,3 1,2 1,3 1,2 1,1 1,0 1,5 1,5 1,4 1,3

Private Konsumausgaben, nominell1) 3,3 3,0 3,4 3,4 3,3 3,3 3,5 3,8 3,9 3,8 3,5

Preise

Verbraucherpreisindex 2,9 2,7 2,1 2,0 2,0 2,0 2,2 2,0 2,0 2,0 2,0

BIP-Deflator 3,1 2,4 2,0 2,0 1,9 2,0 2,1 1,9 1,9 1,9 1,9

Einkommen

Arbeitnehmerentgelte 8,5 3,6 3,3 3,0 2,7 2,6 4,1 3,4 3,2 3,1 2,9

Betriebsüberschuss und Selbstständigeneinkommen -7,6 -2,9 3,3 3,9 3,9 4,0 0,5 3,2 3,5 3,8 3,7

Arbeitsmarkt

Unselbstständig aktiv Beschäftigte (Veränderung in 1.000)2) 8,4 11,0 32,0 32,7 27,8 23,2 26,0 33,3 31,2 28,9 28,8

Vorgemerkte Arbeitslose (Veränderung in 1.000)3) 27,1 15,0 -8,0 -12,9 -16,9 -15,8 9,0 -9,1 -12,9 -14,2 -23,5

Arbeitslosenquote, nationales Konzept4) (in %) 7,0 7,3 7,1 6,8 6,3 6,0 7,2 6,9 6,6 6,2 5,7

3-Monatszinssatz (in %) 3,6 2,2 2,4 2,4 2,4 2,4 2,9 2,4 2,4 2,4 2,5

10-Jahreszinssatz für Staatsanleihen (UDRB)5) (in %) 2,8 3,2 3,2 3,2 3,1 3,1 2,9 2,4 2,4 2,9 3,3

5) Umlaufgewichtete Durchschnittsrendite für Bundesanleihen (10 Jahre).

1) Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck.

4) Arbeitslose laut AMS in % der unselbstständigen Erwerbspersonen.

3) Veränderung zum Vorjahr in 1.000 laut Arbeitsmarktservice Österreich.

2) Veränderung zum Vorjahr in 1.000 laut Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger.

Oktober 2024

Quellen: Statistik Austria, WIFO.

März 2025

WIFO-Mittelfristprognose
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Tabelle 5: Saldowirkung bedeutender wirtschaftspolitischer Maßnahmen in den Jahren 2024 bis 
2029 laut FISK-Prognose 

 

  

Ausgewählte Maßnahmen (absolute budgetäre Wirkung in Mio Euro*)

2024 2025 2026 2027 2028 2029

Konjunkturbelebende Maßnahmen und COVID-19-Maßnahmen -2.117 -1.567 -808 -443 -333 -33

CO₂-Bepreisung 1.341 1.620 1.620 0 1.600 1.600

Ökosoziale Steuerreform (ohne CO₂-Bepreisung) -8.127 -9.158 -9.311 -9.458 -9.597 -9.733

Teuerungs-Entlastungsmaßnahmen -4.983 -1.981 -1.862 -1.690 -1.715 -1.741

Finanzausgleich 2024–2028 -829 -1.514 -2.152 -1.852 -1.852 -1.852

Konjunkturpaket Wohnraum und Bauoffensive -420 -620 -400 -150 0 0

Maßnahmenpaket Hochwasser 2024 -550 -300 0 0 0 0

Sonstige Maßnahmen 2023/24 -1.781 -792 18 28 86 83

Regierungsprogramm 2025 0 4.560 6.070 6.760 7.624 8.437

Abschaffung Klimabonus 0 2.300 2.300 2.300 2.300 2.300

Einnahmenentfall Abschaffung Klimabonus 0 -45 -45 -45 -45 -45

Aussetzen Progressionsdrittel 0 0 300 620 930 1.250

Erhöhte Stabilitätsabgabe 0 350 350 50 50 50

Neuregelung Bildungskarenz 0 160 439 448 457 466

Redimensionierung Förderungen 0 675 1.013 1.236 1.155 1.255

Verlängerung Energiekrisenbeitrag Strom/fossile Energie 0 200 200 200 200 200

Vorzeitige Abschaffung USt-Befreiung PV-Anlagen 0 245 0 0 0 0

Lückenschluss Grunderwerbsteuer 0 35 103 107 110 114

Ausweitung motorbezogene Versicherungssteuer auf E-Autos 0 65 132 134 135 137

Anhebung Tabaksteuer 0 50 186 204 207 209

Anhebung Gebühren¹ 0 138 332 381 469 495

Sonstige Steueranpassungen 0 10 64 88 90 93

Aussetzung Valorisierung Familienleistungen 0 0 192 370 378 386

Pensionsmaßnahmen 0 0 633 1.141 1.578 1.934

Einsparungen Ressorts 0 460 470 370 470 470

Einschränkung Arbeitslosengeld für geringfügig Beschäftigte 0 110 110 110 110 110

Erhöhung e-card-Gebühr 0 37 79 81 84 86

Anhebung KV-Beitrag Pensionisten 0 366 720 744 768 791

Steuerfreie Mitarbeiterprämie 0 -165 -85 0 0 0

Zusätzliche AMS-Mittel 0 -230 -100 -100 -100 -100

Aktion 55 plus 0 0 -50 -50 -50 -50

Ausbau Therapieangebot (v.a. Kinder und Jugendliche) 0 -16 -21 -21 -21 -21

Innovationsfonds zur Stärkung der ambulanten Versorgung 0 0 -50 -50 -50 -50

Einfrieren Rezeptgebühr 2026 0 0 -86 -98 -114 -129

Erhöhung Pendlereuro 0 0 -110 -206 -212 -217

Arbeiten im Alter 0 0 -300 -484 -497 -510

Weiterbildungszeit 0 0 -150 -153 -156 -160

Zusatzmittel Pädagogik² 0 -120 -370 -365 -365 -365

Sonstige Offensivmaßnahmen³ 0 -65 -186 -251 -257 -262

Insgesamt -17.466 -9.753 -6.824 -6.805 -4.187 -3.240

Davon einnahmenseitig -5.000 -1.729 -41 682 1.329 1.957

Davon ausgabenseitig -5.680 -486 907 1.971 2.481 2.936

Insgesamt (in % des BIP) -3,6 -2,0 -1,3 -1,3 -0,8 -0,7

*) Negative Werte bedeuten eine Verschlechterung des Finanzierungssaldos. Die Darstellung berücksichtigt nur Maßnahmen, 

     deren budgetärer Wirkungsbeginn 2020 oder danach liegt.

1) Bundesgebühren, Glücksspielabgabe, Wettgebühr.

2) U. a. verpflichtendes 2. Kindergartenjahr, Deutschoffensive, Gewaltschutz, datenbasierte Schulentwicklung.

3) Schrittweise Anhebung Pauschalierung Selbstständige, Befreiung NOVA für Klein-Lkw, Offensive „Sauberes Österreich“, 

    Standortpaket (Innovation, Internationalisierung, Fachkräfte), Fonds Zukunft Österreich, Unterhaltsgarantiefonds.

Quelle: FISK-Einschätzung auf Basis von offiziellen Budgetunterlagen (z. B. Wirkungsorientierte Folgenabschätzung (WFA)).
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Budgetäre Wirkung der Maßnahmen laut Strategiebericht 2025–2029 

Angesichts der aktuell besonders herausfordernden Budgetsituation hat die Bundesregierung ein 

großes Maßnahmenpaket (in den Tabellen „Regierungsprogramm 2025“ bezeichnet) vorgestellt, das 

aus einer Fülle an Sanierungsmaßnahmen besteht, die mit Offensivmaßnahmen flankiert werden. Ein 

Teil des Pakets ist bereits beschlossen bzw. befindet sich zu Redaktionsschluss noch im 

parlamentarischen Prozess. Die gesetzlichen Grundlagen hierfür sind das Budgetsanierungs-

maßnahmengesetz 2025 Teil I und II, das Budgetbegleitgesetz 2025 sowie die Bundesfinanzgesetze 

2025 und 2026. Weitere Teile des Pakets – sowohl für die Jahre 2025 und 2026, aber im Speziellen für 

die Jahre ab 2027 – sind im Strategiebericht 2025–2029 beschrieben. In Summe wird für 2025 mit einer 

Verbesserung des Finanzierungssaldos um 7,0 Mrd Euro aufgrund der Sanierungsmaßnahmen 

gerechnet, die abzüglich der negativen Budgetauswirkung der Offensivmaßnahmen im Ausmaß von 

0,6 Mrd Euro einen Nettokonsolidierungseffekt von 6,4 Mrd Euro ergibt. Dieser Effekt steigt laut 

Strategiebericht 2025–2029 auf 14,6 Mrd Euro im Jahr 2029 an. Tabelle 6 gibt einen Überblick über die 

Sanierungs- und Offensivmaßnahmen gemäß dem Strategiebericht der Regierung. 

Zu den steuerlichen Sanierungsmaßnahmen zählen die Verlängerung bzw. Ausweitung der 

Energiekrisenbeiträge Strom und fossile Energie, die Anhebung der Stabilitätsabgabe für Banken sowie 

ein Zuschlag zu dieser Abgabe für die Jahre 2025 und 2026 und die vorzeitige Abschaffung der USt-

Befreiung für Photovoltaikanlagen. Weiters werden die Wettgebühr, die Glücksspielabgaben sowie die 

Tabaksteuer erhöht. Weitere steuerliche Maßnahmen betreffen die Erweiterung des Steuertatbestands 

für Immobiliengesellschaften im Rahmen der Grunderwerbsteuer, die Einführung eines 

Umwidmungszuschlags auf die Einkünfte aus der Veräußerung von umgewidmetem Grund und Boden 

und eine erhöhte Besteuerung von Stiftungen. Zusätzlich erfolgt eine Nachvalorisierung von Bundes- 

und Konsulargebühren und eine Ausdehnung der motorbezogenen Versicherungssteuer auf 

Elektrofahrzeuge. Die volumenmäßig größten steuerlichen Maßnahmen stellen die Aussetzung der 

Abgeltung des „diskretionären Drittels“ im Rahmen der Inflationsindexierung des EStG sowie ein noch 

im Detail auszuarbeitendes Betrugsbekämpfungspaket dar. Der anvisierte Pfad an Einsparungsvolumen 

der Bundesressorts beträgt 2025 1,1 Mrd Euro und steigt bis 2029 auf 2,0 Mrd Euro. Dabei obliegt die 

Verantwortung und Wahl der konkreten Maßnahmen den jeweils zuständigen Ressorts, wobei gewisse 

Maßnahmen wie höhere Dividendenzahlungen (UG 40 und UG 41), Anpassungen des ÖBB-Rahmenplans 

(UG 41) oder Einsparungen aus der Aussetzung der Valorisierung von Familienleistungen (UG 25) 

angerechnet werden können. Als Beispiele werden Redimensionierungen und Verschiebungen von 

Projekten, Reduktion von Druck-, Reinigungs-, Werbe- und Mietausgaben (durch Aussetzung der 

Mietzinsanpassung durch die Bundesimmobiliengesellschaft) sowie die Verschiebung von 

Personalaufnahmen genannt. Darüber hinaus visiert die Bundesregierung Einsparungen beim 

Personalaufwand ab 2027 („kostendämpfende Maßnahmen“) mit einem mittelfristigen, permanenten 

Volumen von 0,8 Mrd Euro an. 

Einen großen zusätzlichen Konsolidierungsbeitrag leistet die Abschaffung des Klimabonus (2024: 

2,0 Mrd Euro), die die größte Einzelmaßnahme darstellt. Im Gegenzug wird eine gezielte Kompensation 

der Abschaffung durch die Verdreifachung des Pendlereuros für Pendlerinnen und Pendler geschaffen. 

Die Redimensionierung von Förderungen erfolgt zu einem signifikanten Teil im Bereich Umwelt, in dem 

es in den letzten Jahren einen besonders deutlichen Anstieg gab. Prinzipiell gilt in der Darstellungslogik 

des Strategieberichts, dass eine Nichtausschöpfung von Fördertöpfen im Vorjahr (z. B. bei 

Breitbandförderung oder Investitionsprämie) als Einsparung im Planungshorizont ausgewiesen ist. 

Weitere Förderungseinsparungen betreffen die Bereiche Land-, Forst- und Wasserwirtschaft, Kunst, 

Kultur, Sport, Entwicklungszusammenarbeit und Mobilität. Weiters wird das Gratis-Klimaticket für 18-

Jährige abgeschafft und der Preis des regulären Klimatickets stufenweise erhöht. Zudem plant die 

Bundesregierung eine Förder-Taskforce mit mittelfristig bedeutsamen Einsparungszielen (2029: 0,8 Mrd  
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Tabelle 6: Überblick der Saldowirkung der Maßnahmen laut Strategiebericht 2025–2029 

 

 

Saldoeffekt in Mio Euro

2025 2026 2027 2028 2029

Steuerliche Maßnahmen 1.044 2.204 2.291 2.723 3.171

Sanierungsbeitrag Banken (Stabilitätsabgabe) 350 350 50 50 50

Sanierungsbeitrag Energiewirtschaft 200 200 200 200 200

Abschaffung USt-Befreiung PV-Anlagen 175 70

Aussetzen des letzten Drittels der Inflationsanpassung 2026-2029 440 800 1.100 1.475

Erhöhung/Ausweitung Tabaksteuer 50 185 200 200 200

Nachvalorisierung Gebühren 68 155 155 155 155

Wettgebühr und Glückspiel 91 191 193 265 278

Betrugsbekämpfungspaket 270 330 390 450

Sonstige steuerliche Maßnahmen 110 343 363 363 363

Einsparungen Ressorts 1.110 1.304 1.503 1.807 2.006

Abschaffung Klimabonus 1.965 1.974 1.984 1.984 1.984

Kürzung Förderungen 1.299 1.284 1.871 1.934 2.147

Klima- und Energiefonds (KLI.EN) 329 335 333 333 333

Klimaticket 120 150 150 150 150

Sanierungsoffensive, Umweltförderung im Inland, Fernwärme etc. 21 244 432 331 431

Transformation der Industrie & Energieeffizienz 177 181 321 246 159

Sonstige Umweltförderungen 30 153 190 210 210

Land-, Forst- und Wasserwirtschaft 120 26

Breitbandförderung 150

Förder-Taskforce und Förderabschläge 167 150 400 600 800

Sonstige Förderungen 185 45 45 65 65

Arbeitsmarkt, Älteren-Beschäftigung und Pensionen 240 1.393 1.901 2.338 2.694

Abschaffung Bildungskarenz 240 650 650 650 650

Älteren-Beschäftigungspaket 235 246 321 431

Korridorpension & Pensionsaliquotierung 180 467 825 1.087

Teilpension 178 370 354 335

Sonstige Maßnahmen 150 168 188 191

Beitrag staatsnahe Betriebe 584 725 776 699 745

Beteiligungs-Taskforce 100 200 300

Dividendenzahlungen 430 310 310 310 310

Zusätzliche Anpassung ÖBB-Rahmenplaninvestitionen 154 415 366 189 135

Andere Sektoren 694 1.116 1.753 1.983 2.211

Landes- und Gemeindesektor 100 150 760 960 1.160

Erhöhung KV-Beitrag für Pensionistinnen und Pensionisten 366 697 722 749 775

Konsolidierungsmaßnahmen SV-Träger / Reformen 190 190 190 190 190

Erhöhung e-card-Gebühr 37 79 81 84 86

Weitere Maßnahmen 63 299 902 1.418 1.518

Asylreform 50 100 200 300

Aussetzung Valorisierung Familien- und Sozialleistungen 173 330 324 322

Kostendämpfende Maßnahmen 420 840 840

Sonstige weitere Maßnahmen 63 76 52 54 56

Offensivmaßnahmen Arbeit & Wirtschaft -477 -977 -1.207 -1.207 -1.207

Erhöhung des Pendlereuros -110 -200 -200 -200

Arbeiten im Alter -300 -470 -470 -470

Förderbudget Arbeitsmarkt AMS -230 -100 -100 -100 -100

Weiterbildungszeit -150 -150 -150 -150

Sonstige Offensivmaßnahmen Arbeit & Wirtschaft -247 -317 -287 -287 -287

Offensivmaßnahmen Bildung & Integration -120 -350 -335 -335 -335

Offensivmaßnahmen Gesundheit & Soziales -16 -235 -254 -270 -285

Insgesamt 6.385 8.736 11.184 13.075 14.649

Quellen: Strategiebericht 2025-2029 und eigene Darstellung.
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Euro), die eine Gesamtstrategie zur kosteneffizienteren Vergabe von Förderung entwerfen soll. Im 

Bereich Arbeitsmarkt und Pensionen wird die Bildungskarenz durch ein treffsichereres und 

kostengünstigeres Nachfolgemodell ersetzt. Zudem wird das Arbeitslosengeld für geringfügig 

Beschäftigte eingeschränkt. Deutliche Minderausgaben aufgrund eines späteren effektiven 

Pensionsantritts erwartet sich die Bundesregierung durch die Verschärfung der 

Anspruchsvoraussetzungen für die Korridorpension, die Einführung einer Teilpension sowie das Älteren-

Beschäftigungspaket. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Einsparungen außerhalb des 

Prognosehorizonts durch die daraus resultierenden höheren Pensionsansprüche wieder absinken. 

Zudem plant die Bundesregierung einen gesetzlichen Nachhaltigkeitsmechanismus, der im Fall einer 

Abweichung der Pensionsausgaben vom vorgesehenen Budgetpfad verpflichtende Maßnahmen 

vorsieht. 

Für staatsnahe Betriebe und die anderen Sektoren (Länder, Gemeinden und Sozialversicherungsträger) 

plant die Bundesregierung einen Sanierungsbeitrag von 1,3 Mrd Euro 2025 ein, der bis 2029 auf 3,0 Mrd 

Euro ansteigen soll. Neben höheren Dividendenausschüttungen sind Einsparungen aus der 

Redimensionierung der Investitionen der ÖBB-Infrastruktur geplant. Im Sozialversicherungsbereich sind 

neben der Erhöhung der Krankenversicherungsbeiträge für Pensionistinnen und Pensionisten von 5,1% 

auf 6,0% eine Erhöhung der e-card-Gebühr sowie Einsparungen der SV-Träger im Rahmen der 

Selbstverwaltung vorgesehen. Die Auswirkungen der Maßnahmen sollen durch ein Einfrieren der 

Rezeptgebühren im Jahr 2026 abgeschwächt werden. Für den Länder- und Gemeindesektor wird mit 

einer Einsparung von 0,1 Mrd Euro im Jahr 2025 gerechnet, die bis 2029 auf 1,2 Mrd Euro steigen soll. 

Zu den größten weiteren Sanierungsmaßnahmen zählen die Aussetzung der Valorisierung des 

Kinderabsetzbetrags, der Familienbeihilfe, des Mehrkindzuschlags und des Kinderbetreuungsgelds für 

2026 und 2027 sowie Einsparungen im Rahmen der Asylreform. 

Zu den bereits erwähnten Offensivmaßnahmen (Erhöhung des Pendlereuros und Nachfolgemodell der 

Bildungskarenz) kommen weitere Maßnahmen im Bereich Wirtschaft und Arbeit (u. a. steuerfreie 

Mitarbeiterprämie, Erhöhung der Basispauschalierung, Abgabenbegünstigungen für Arbeiten im Alter 

und Erhöhung des AMS-Förderbudgets). In Summe betragen die Kosten dieser Maßnahmen 2025 

0,5 Mrd Euro, die bis 2029 auf 1,2 Mrd Euro steigen. Neben der Aussetzung der Valorisierung der 

Rezeptgebühren werden weitere Offensivmaßnahmen im Bereich Gesundheit und Soziales gesetzt, die 

in Summe mittelfristig rund 0,3 Mrd Euro an Mehrausgaben (bzw. Mindereinnahmen) bedeuten. Für 

den Bereich Bildung und Integration werden mittelfristig ebenfalls rund 0,3 Mrd Euro an zusätzlichen 

Mitteln u. a. für eine Deutschoffensive, Gewaltschutz und ein verpflichtendes zweites Kindergartenjahr 

zur Verfügung gestellt. 

FISK-Prognose und Strategiebericht 2025 bis 2029 im Vergleich 

Ein Vergleich der Wirkung der neuen Regierungsmaßnahmen laut Strategiebericht 2025–2029 (Tabelle 

6) mit der FISK-Frühjahrsprognose 2025 (Tabelle 5; Detailtabelle siehe Anhang) offenbart, dass die 

ausgewiesene Wirkung laut FISK-Prognose deutlich niedriger ist. Für 2025 wird eine 

Nettokonsolidierungswirkung von 4,6 Mrd Euro anstelle von 6,4 Mrd Euro laut Strategiebericht 

ausgewiesen: ein Unterschied von 1,8 Mrd Euro. Die Differenz in der ausgewiesenen Wirkung steigt bis 

2029 auf 6,2 Mrd Euro an (Tabelle 7). Der Hauptgrund der Abweichung – speziell ab 2027 – liegt darin, 

dass eine Reihe von Maßnahmen zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht hinreichend konkretisiert ist, um 

gemäß dem Vorsichtsprinzip in der FISK-Prognose berücksichtigt werden zu können. Die dabei zur 

Anwendung kommende No-policy-change-Annahme erfordert zwar zur Berücksichtigung von 

wirtschaftspolitischen Maßnahmen nicht notwendigerweise eine bereits erfolgte gesetzliche 

Umsetzung, die Maßnahmen müssen allerdings in Inhalt, Höhe und Zeitpunkt hinreichend konkret und 

die Umsetzung sehr wahrscheinlich sein (Fiskalrat, 2014). Aus diesem Grund wurde beispielsweise das 

Betrugsbekämpfungspaket im Steuerbereich noch nicht berücksichtigt. Obwohl ein Zeitplan mit 
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konkreten Aufkommenszielen existiert, muss das Paket erst im Detail ausgearbeitet werden. So ist 

aktuell noch unklar, welche konkreten Maßnahmen welche Steuern betreffend angedacht sind. Aus 

ähnlichen Gründen wurden die Einsparungsziele der Taskforce Förderung, der Taskforce Beteiligungen, 

der Asylreform und der „kostendämpfenden Maßnahmen“ (Personaleinsparungen im Bundesdienst) 

noch nicht berücksichtigt.4 Gleiches gilt für die Einsparung anderer Gebietskörperschaften (Länder, 

Gemeinden und Sozialversicherungsträger), für die noch die entsprechenden Verhandlungen 

ausständig sind. In Summe beträgt das Volumen an nicht berücksichtigten Maßnahmen 0,3 Mrd Euro 

im Jahr 2025, welches bis 2029 auf 4,0 Mrd Euro zunimmt. 

Zusätzlich kommt es zu Abweichungen in der dargestellten Maßnahmenwirkung, die sich aus 

technischen Gründen ergeben. Dies führt zu Unterschieden in der Darstellung, jedoch nicht 

notwendigerweise zu Unterschieden in der budgetären Wirkung der Maßnahmen im Rahmen der 

Prognosen. Der Hauptgrund der unterschiedlichen Darstellung der Konsolidierungswirkungen liegt in 

den unterschiedlichen Annahmen von BMF und FISK bezüglich der budgetären Lage ohne 

Konsolidierung (unterschiedliche kontrafaktische Szenarien). Beispielsweise beträgt die 

Konsolidierungswirkung der Abschaffung des Klimabonus laut Strategiebericht – abgeleitet aus den 

Kosten des Jahres 2024 – 2,0 Mrd Euro. In der FISK-Prognose ist die Konsolidierungswirkung mit 2,3 Mrd 

Euro um 0,3 Mrd Euro höher angegeben. Dies begründet sich aus der Annahme der FISK-Prognose, dass 

die Ausgaben für den Klimabonus ohne dessen Abschaffung 2025 auf 2,3 Mrd Euro gestiegen wären. 

Trotz unterschiedlicher Darstellung sind in beiden Prognosen die Ausgaben für den Klimabonus ab 2025 

null. Ähnliches ergibt sich aus der Unterausschöpfung gewisser Fördertöpfe in der Vergangenheit. Wie 

beispielsweise im Fall der Förderungen zur Transformation der Industrie, geht die Darstellung des 

Strategieberichts zum Teil davon aus, dass die Rückführung von nicht ausgeschöpften Fördertöpfen zu 

Einsparungen im Prognosehorizont führt und damit zur Konsolidierung beiträgt. Im Gegensatz dazu 

knüpft die FISK-Prognose direkt an die Unterausschöpfung der Förderprogramme des Vorjahres und 

damit niedrigere Ausgaben an, sodass die Konsolidierungswirkung geringer ausfällt, da ein Teil der 

geplanten Einsparungen bereits im Ausgangswert, der sogenannten „Baseline“, berücksichtigt ist. 

Ähnliches gilt für höhere Dividendenausschüttungen von Unternehmen mit staatlicher Beteiligung oder 

die Anpassung des ÖBB-Rahmenplans, die in der FISK-Prognose ebenfalls in der Baseline berücksichtigt, 

aber nicht explizit als Maßnahme ausgewiesen werden. Weitere solche Maßnahmen stellen die 

Verlängerung des Einkommensteuerspitzensatzes und das Auslaufen der Ausweitung der steuerlichen 

Begünstigung von Überstunden dar. 

Eine dritte Gruppe an Maßnahmen ist dadurch gekennzeichnet, dass sie zwar in der FISK-Prognose 

berücksichtigt wurde, jedoch mit einer deutlich anderen Einschätzung der budgetären Wirkung. Ein 

Beispiel ist die Einsparung infolge der Abschaffung der Bildungskarenz, die in der FISK-Prognose um die 

innerstaatlichen Transfers (KV- und PV-Beiträge für Personen in Bildungskarenz) bereinigt wurde. Im Fall 

der geplanten Einsparungen der Bundesressorts geht die FISK-Prognose von einer geringeren 

Budgetwirkung der Konsolidierungsmaßnahme aus. Dabei ist die Vergleichbarkeit aufgrund der 

unterschiedlichen kontrafaktischen Ausgabenpfade wieder deutlich eingeschränkt. Zudem ist teilweise 

unklar, in welchem Ausmaß gewisse Maßnahmen als Ressorteinsparung oder als gesondert angeführte 

Maßnahmen dargestellt sind (z. B. Erhöhung der Dividenden von ASFINAG und ÖBAG, die einerseits als 

Beitrag der Ressorteinsparungen in UG 40 und UG 41 und andererseits auch beim separaten 

Konsolidierungspunkt „Beitrag staatsnahe Betriebe“) angeführt sind. Weiters muss berücksichtigt 

 

4  Speziell im Fall der Förderungskürzungen ist eine klare Zuteilung der angeführten Maßnahmen für 2025 und 2026 zu 
den Budgetentwicklungen laut den entsprechenden Untergliederungen (UGs) des Bundesbudgets teilweise schwierig 
herzustellen, sodass in manchen Fällen Unklarheit besteht, ob die Maßnahmen schon zur Gänze in den UGs abgebildet 
sind (z. B. Taskforce Förderungen für 2026). Gleichzeitig wurden in der FISK-Prognose beispielsweise Kürzungen der 
Förderungen für internationale Institutionen in den UGs 12 und 45 berücksichtigt, deren Zuteilung als Maßnahme 
unklar ist. 
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werden, dass geplante Ressorteinsparungen durch ausgesetzte Mietzinsanpassungen der 

Bundesimmobiliengesellschaft (BIG) zwar den Bundeskernhaushalt entlasten, aber keinen 

gesamtstaatlichen Effekt haben (da die BIG selbst Teil des Sektors Staat ist).  

Im Vergleich zur Letztprognose geht die FISK-Prognose von Einsparungen sowohl bei Sach- als auch 

Personalausgaben aus. Für Sachleistungen wird von einer Einsparung im Umfang von 0,3 Mrd Euro für 

2025 und 2026 (entspricht 2,1% der ESVG-Vorleistungen des Bundessektors im Jahr 2024) ausgegangen. 

Da erwartet wird, dass diese Einsparung v. a. durch das Hinauszögern betrieblicher Anschaffungen 

erreicht wird, wird von einem großteils temporären Charakter dieser Einsparungen ausgegangen. Der 

permanente Effekt ab 2027 wird mit 0,1 Mrd Euro angenommen. Einsparungen im Personalbereich 

werden in der FISK-Prognose in Form von restriktiven Aufnahmen und Nichtnachbesetzungen 

interpretiert, die zu einer Reduktion der Anzahl an vollbeschäftigten Personen um 0,3% p. a. für die 

Jahre 2025 und 2026 und damit einem Ausgabenrückgang von 0,2 Mrd Euro pro Jahr führen. Zusätzlich 

wurden auch moderate Gehaltsabschlüsse ab 2027 unterstellt. In Summe wurde eine mittelfristige 

Einsparung im Personalwesen des Bundes von 0,4 Mrd Euro p. a. in der Prognose berücksichtigt. 

Tabelle 7: Abweichungen in der Darstellung der Saldowirkung der Maßnahmen zwischen 
Strategiebericht 2025–2029 und FISK-Frühjahrsprognose 2025 

 

Kleinere sonstige Abweichungen ergeben sich aus unterschiedlichen Inflationierungen der 

Maßnahmenvolumina, der Nichtberücksichtigung besonders kleiner Maßnahmen und sonstigen leicht 

abweichenden Volumenseinschätzungen. Unter der Herausrechnung der bereits implizit 

berücksichtigten Maßnahmen (um eine Doppelzählung zu vermeiden) ergibt sich ein 

Nettokonsolidierungsvolumen von 0,1%, 0,3%, 0,6%, 0,8% und 1,0% des BIP für den Zeitraum 2025 bis 

2029, das im Strategiebericht anvisiert ist, aber zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht in der FISK-Prognose 

berücksichtigt werden konnte. 

in Mio Euro 2025 2026 2027 2028 2029

Maßnahmen lt. Strategiebericht 2025-2029 6.385 8.736 11.184 13.075 14.649

Maßnahmen in FISK-Frühjahrsprognose 2025 4.560 6.070 6.760 7.624 8.437

Abweichung zwischen Strategiebericht und FISK-Frühjahrsprognose* 1.825 2.666 4.424 5.450 6.212

davon:

Noch nicht hinreichend konkretisiert 290 810 2.300 3.380 4.040

Betrugsbekämpfungspaket 270 330 390 450

Taskforces 150 500 800 1.100

Länder-, Gemeinde- und SV-Träger Reformen 290 340 950 1.150 1.350

Kostendämpfende Maßnahmen 420 840 840

Asylreform 50 100 200 300

Bereits in Baseline berücksichtigt 1.159 1.020 1.116 893 784

Kürzung Förderungen 679 231 345 249 162

Dividendenzahlungen 430 310 310 310 310

Anpassung ÖBB-Rahmenplan 333 585 568 440 418

Klimabonus (Anstieg 2025) -336 -326 -317 -317 -317

Sonstige 53 221 210 210 210

Andere Einschätzung über Volumen 496 760 1.003 1.148 1.306

Einsparung Ressorts** 471 639 891 1.045 1.212

Abschaffung Bildungskarenz 80 211 202 193 184

Kürzung Förderungen an internationale Institutionen -55 -90 -90 -90 -90

Sonstige -120 75 6 29 83

*) Saldowirkung laut Strategiebericht minus Saldowirkung laut FISK-Frühjahrsprognose. Lesebeispiel: „Aufgrund der Nicht-

berücksichtigung des Betrugsbekämpfungspakets in der FISK-Prognose ist die Konsolidierungswirkung im Strategiebericht im 

Jahr 2028 um 390 Mio Euro höher.“ 

**) bereinigt um Anpassung Rahmenplan als Teil UG 41 und Aussetzung Valorisierung Familienleistungen als Teil UG 25.

Anmerkung: „Sonstige“ = Nichtberücksichtigung Bagatellmaßnahmen, andere Inflationierung der Werte, leicht abweichende

Einschätzung der Volumen.

Quellen: eigene Zusammenstellungen auf Basis des Strategieberichts 2025-2029 und der FISK-Frühjahrsprognose 2025.
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2.3 Gesamtstaatliche Einnahmenentwicklung 

Die gesamtstaatlichen Einnahmen wuchsen 2024 um 4,9% auf 248,8 Mrd Euro und damit kräftiger als 

das nominelle BIP (+1,8%), wodurch sich die Einnahmenquote deutlich auf 51,6% erhöht hat (2023: 

50,1% des BIP; Grafik 7). Hauptverantwortlich für diese Entwicklung war die der Inflation nachgelagerte 

Steigerung der Löhne und Gehälter (2024: +8,5%), die die Basis für viele Abgaben darstellt. Für 2025 

wird wieder ein überproportionaler Anstieg der Staatseinnahmen um 3,4% (nominelles BIP: +2,2%) auf 

257,4 Mrd Euro und damit ein weiterer Anstieg der Einnahmenquote auf 52,3% erwartet. Dies 

begründet sich in erster Linie durch die neu gesetzten einnahmenseitigen Konsolidierungsmaßnahmen. 

Für die Folgejahre wird – mit Ausnahme des Jahres 2027, das durch einen Sondereffekt geprägt ist 

(statistische Behandlung der Ablöse der nationalen CO2-Abgabe durch die ETS II-

Zertifikatsversteigerung) – mit einer Einnahmenquote auf ähnlichem Niveau gerechnet. Für das 

Aufkommen der wichtigsten Einzelsteuern siehe Tabelle 8. 

Grafik 7: Staatseinnahmen 2023 bis 2029 

 

Das Aufkommen der indirekten Steuern (ESVG-Code D.2 Produktions- und Importabgaben; Grafik 9) 

sollte über den gesamten Prognosehorizont – abgesehen von 2027 – überdurchschnittlich zum 

Einnahmenwachstum beitragen (2025: +6,6%, 2026: +3,8%). Während sich die Mehrwertsteuer, als 

größte Einzelsteuer, weitgehend unauffällig (mit der Dynamik des nominellen privaten Konsums) 

entwickeln sollte, ist das überproportionale Wachstum der indirekten Steuern auf eine Reihe 

diskretionärer Maßnahmen zurückzuführen. Speziell im heurigen Jahr ist aufgrund des 

Wiedereinsetzens der Energieabgabe (+0,9 Mrd Euro) und der Ökostromabgaben (Ökostrompauschale 

und Ökostromförderbeitrag: +0,6 Mrd Euro), der Anhebung der Stabilitätsabgabe (+0,35 Mrd Euro) 

sowie der Verlängerung bzw. Anhebung des Energiekrisenbeitrags (+0,2 Mrd Euro) mit einer höheren 

Aufkommensdynamik zu rechnen. Im Jahr 2027 dürfte sich der Aufkommenszuwachs der indirekten 

Steuern auf +0,6% gegenüber dem Vorjahr verlangsamen. Dies erklärt sich – neben dem Auslaufen des 

Sonderzuschlags auf die Stabilitätsabgabe – in erster Linie durch einen statistischen Sondereffekt. Im 

Jahr 2027 wird die nationale CO2-Abgabe (Aufkommen 2026: 1,6 Mrd Euro) durch die Einnahmen aus 

dem Europäischen Emissionshandelssystem 2 (ETS II) abgelöst. Die Einnahmen aus den ETS II-

Zertifikatsverkäufen werden (analog zu den Einnahmen aus ETS I) im ESVG mit einer Verzögerung von 

50,1

51,6 52,3 52,3 51,8 52,1 52,1

43,5
44,9

45,6 45,7 45,3 45,6 45,5

43,1
44,5

45,2 45,4 44,9 45,2 45,26,5

4,9

3,4 3,4
2,4

3,6
3,0

24

28

32

36

40

44

48

52

56

2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029

-6

-4

-2

0

2

4

6

8

10

Einnahmenquote (r. Achse)

Abgabenquote, internat. Definition (r. Achse)

Abgabenquote, nationale Definition (r. Achse)

Gesamteinnahmenwachstum

Quellen: Statistik Austria und FISK-Frühjahrsprognose 2025.

Veränderung zum Vorjahr in % in % des BIP



Detailergebnisse der FISK-Prognose 

 26 

einem Jahr berücksichtigt und damit erstmals 2028 Maastricht-relevant.5  Dadurch ergibt sich eine 

temporäre Aufkommenslücke für das Jahr 2027. Die Aufkommensschätzung beträgt ab 2028 1,6 Mrd 

Euro p. a. und basiert auf den ETS II-Preisannahmen der Europäischen Kommission (2024b), dem in 

Fiskalrat (2025) abgeschätzten Verlauf der ESR-relevanten Emissionen und der Annahme strategischer 

Vorratskäufe.6 Über den gesamten Prognosehorizont geht von der Entwicklung der Mineralölsteuer 

(2024 bis 2029 durchschnittlich -0,7% p. a.) und der Normverbrauchsabgabe (0,1% p. a.) eine 

dämpfende Wirkung aus, während die Grunderwerbsteuer nach einer Schwächephase, u. a. aufgrund 

eines Lückenschlusses („Shared Deals“), wieder deutlich an Dynamik gewinnen sollte (+8,1% p. a.). 

Für das Aufkommen der direkten Steuern (ESVG-Code D.5 Einkommen- und Vermögensteuern; Grafik 

8) wird nach einem Wachstum von 4,9% im Jahr 2024 für heuer mit einer deutlichen Verlangsamung 

der Dynamik mit einem leichten Zuwachs von lediglich 0,5% gerechnet. In den Folgejahren sollte das 

Wachstum mit durchschnittlich +3,5% p. a. wieder etwas an Fahrt gewinnen. Die Entwicklung der 

einzelnen Steuern ist dabei unterschiedlich. Speziell die Aufkommen von veranlagter Einkommensteuer 

und Körperschaftsteuer sind durch die schlechte Gewinnlage und die Senkung des KöSt-Satzes von 24% 

auf 23% belastet. Für beide Steuern wird ein Aufkommensrückgang (veranlagte ESt: -7,1%, KöSt: -5,1%) 

erwartet, der auch durch die Aufkommensdaten des ersten Quartals gestützt wird. In den Folgejahren 

wird für die veranlagte Einkommensteuer ein Wachstum von +3,2% p. a. erwartet, deren Aufkommen 

durch die Erhöhung des Pendlereuros zusätzlich gedämpft wird, während sich das Aufkommen der 

Körperschaftsteuer etwas dynamischer (+4,3% p. a.) entwickeln sollte. Für die Lohnsteuer wird ab 2026 

eine, im Vergleich zur Entwicklung der Lohn- und Gehaltssumme (+2,9% p. a.), überproportionale 

Entwicklung von 3,6% p. a. erwartet. Dies begründet sich aus der Aussetzung der Inflationsanpassung 

des Progressionsdrittels bis 2029 sowie dem höheren Wachstum der aggregierten Pensionseinkommen 

(+3,3% p. a.) im Vergleich zur Lohn- und Gehaltssumme. Die Kapitalertragsteuer war eine deutliche 

Stütze im Jahr 2024, mit einem Anstieg des Aufkommens um 17,3%. Der Rückgang der kurzfristigen 

Zinsen ab 2025 sollte auf die Aufkommensentwicklung, ausgehend von einem hohen Niveau, deutlich 

dämpfend wirken. Aufgrund des starken Aufkommens des ersten Quartals wird trotzdem mit einem 

kleinen Zuwachs um 1,5% im Jahr 2025 gerechnet. 

Das Aufkommen der Sozialbeiträge (ESVG-Code D.6, Grafik 10) ist stark von der Entwicklung der 

Arbeitnehmerentgelte geprägt. Aufgrund der hohen Lohnquote erreichte die Sozialbeitragsquote 2024 

mit 16,4% einen historischen Höchstwert. Für 2025 und 2026 wird aufgrund der Anhebung der 

Krankenversicherungsbeiträge für Pensionistinnen und Pensionisten mit einer weiterhin 

überproportionalen Dynamik gerechnet (2025: +4,3%, 2026: +3,6%), sodass die Sozialbeitragsquote 

2026 16,8% des BIP erreicht. Diese sinkt im Einklang mit der mittelfristig wieder leicht rückläufigen 

Lohnquote auf 16,6% im Jahr 2029. 

Die Einnahmen der sonstigen Hauptkategorien sind in Grafik 11 abgebildet. Die Produktionserlöse des 

Staates (ESVG-Code P.1O, u. a. Mieten, Gebühren mit Gegenleistung, Erlöse von dem Sektor Staat 

zugehörigen Einheiten wie ÖBB, Wiener Linien, Museen und anderen Kultureinrichtungen) stiegen 2024 

um 4,0% und damit spürbar schwächer als in der FISK-Herbstprognose angenommen. Ursächlich sind 

die geringer als erwarteten Erlöse der ÖBB. Über den Prognosehorizont wird mit einem 

 

5  Aktuell sind die Einnahmen der ETS II-Zertifikatserlöse in der FISK-Prognose als Gütersteuer (D.214) berücksichtigt. Die 
finale Zuteilung entweder als Gütersteuer oder als sonstige Produktionsabgabe (D.29) ist noch seitens Statistik Austria 
bzw. Eurostat zu klären. 

6  Aus den Preisannahmen (2027: 30 Euro/tCO2, 2028: 50 Euro/tCO2, 2029: 55 Euro/tCO2 zu Preisen 2023) und einem 
durchschnittlichen Emissionsrückgang um 2,6% p. a. ergäbe sich ein statisches Aufkommen zu laufenden Preisen von 
1,0 Mrd Euro (2027), 1,6 Mrd Euro (2028) und 1,7 Mrd Euro (2029). Unter der Annahme – schwer abschätzbarer – 
strategischer Vorratskäufe und der entsprechenden ESVG-Periodenabgrenzung ergibt sich eine Aufkommensschätzung 
von jeweils 1,6 Mrd Euro für die Jahre 2028 und 2029. 



Detailergebnisse der FISK-Prognose 

 27 

durchschnittlichen Wachstum von 3,8% p. a. gerechnet. Nach dem starken Wachstum der 

Vermögenseinkommen (ESVG-Code D.4) der letzten beiden Jahre wird für 2025 und 2026, u. a. 

aufgrund des Rückgangs der Ausschüttungen von Verbund und OMV sowie der geringeren 

Zinseinnahmen, mit einem Rückgang um 8,3% sowie 5,6% gerechnet. Vom Niveau des Jahres 2026 

ausgehend, wird anschließend mit einer Stagnation der Vermögenseinkommen gerechnet (-0,5% p. a.). 

Die Dynamik der sonstigen laufenden Transfers (ESVG-Code D.7) sowie der erhaltenen 

Vermögenstransfers (ESVG-Code D.9) ist seit 2021 von den erhaltenen Einnahmen aus der europäischen 

Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) geprägt. In Summe liegt die Dynamik der sonstigen 

Einnahmekategorien (P.1O, D.3, D.4, D.7 und D.9) aufgrund des zunehmenden Wegfalls der ARF-

Einnahmen mit 2,4% p. a. im Prognosehorizont unter dem gesamten Einnahmenwachstum im gleichen 

Zeitraum (+3,2% p. a.). 
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Tabelle 8: Aufkommensprognose der wichtigsten Einzelsteuern laut ESVG und deren subsektorale 
Aufteilung 2023 bis 2029 

   

in Mio Euro Art*) ESVG 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Mehrwertsteuer GB D.21 37.891 39.175 40.673 42.062 43.425 44.811 46.225

Lohnsteuer GB D.51 34.675 37.564 38.745 40.327 41.793 43.250 44.701

Körperschaftsteuer GB D.51 14.376 13.691 12.992 13.213 13.887 14.527 15.367

Veranlagte Einkommensteuer GB D.51 5.802 5.950 5.527 5.558 5.795 5.994 6.268

Kapitalertragsteuer GB D.51 4.804 5.635 5.718 5.800 5.869 5.969 6.099

Mineralölsteuer GB D.21 4.048 3.782 3.715 3.723 3.702 3.678 3.652

Motorbezogene Versicherungssteuer GB D.29/D.59 2.749 2.777 2.854 2.957 2.997 3.037 3.077

Tabaksteuer GB D.21 2.111 2.141 2.195 2.361 2.387 2.396 2.405

Grunderwerbsteuer GB D.21 1.177 1.116 1.260 1.399 1.483 1.563 1.645

Versicherungssteuer GB D.21 1.465 1.560 1.599 1.631 1.663 1.697 1.730

Normverbrauchsabgabe GB D.21 518 544 546 525 533 540 548

Stabilitätsabgabe GB/B D.29 152 151 501 501 201 201 201

Energieabgabe GB D.21 17 33 938 931 923 914 906

Beitrag zum FLAF B D.29 6.541 6.963 7.215 7.452 7.675 7.882 8.084

Nationale CO2-Abgabe/ETS II**) B D.21 1.019 1.341 1.620 1.620 0 1.600 1.600

ORF-Programmentgelte***) B D.29/D.59 744 715 715 715 715 715 715

Bundeskammerbeiträge B D.51 1.341 1.433 1.260 1.301 1.341 1.378 1.415

Energiekrisenbeitrag Strom****) B D.29 341 80 200 200 200 200 200

Ökostromabgaben B D.21 0 0 600 800 1.000 1.000 1.000

Wohnbauförderungsbeitrag L D.51 1.398 1.505 1.559 1.610 1.658 1.703 1.747

Landeskammerbeiträge L D.51 510 545 479 495 510 524 538

Kommunalsteuer G D.29 4.221 4.514 4.671 4.832 4.986 5.128 5.261

Grundsteuern G D.29 792 821 836 852 868 885 901

Sonstige Steuern - - 4.860 4.796 5.200 5.654 5.971 6.306 6.610

Steuern gesamt - - 131.553 136.833 141.619 146.520 149.582 155.898 160.896

Subsektorale Aufteilung 2023 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Bund 88.274 92.022 95.683 98.973 100.397 105.101 108.634

   ausschließliche Bundesabgaben 13.731 14.635 16.277 17.115 15.872 17.941 18.609

   Ertragsanteile 74.543 77.386 79.406 81.858 84.524 87.159 90.025

Länder ohne Wien 17.384 17.948 18.470 19.095 19.768 20.432 21.098

   ausschließliche Landesabgaben 1.559 1.683 1.738 1.794 1.848 1.900 1.900

   Ertragsanteile 15.824 16.266 16.732 17.301 17.920 18.532 19.198

Wien 9.956 10.359 10.691 11.073 11.460 11.842 12.176

   ausschl. Gemeinde-/Landesabgaben 2.235 2.371 2.449 2.530 2.605 2.680 2.680

   Ertragsanteile 7.721 7.987 8.242 8.543 8.855 9.163 9.496

Gemeinden ohne Wien 14.089 14.526 15.037 15.583 16.106 16.620 17.036

   ausschließliche Gemeindeabgaben 4.520 4.776 4.940 5.084 5.215 5.346 5.346

   Ertragsanteile 9.568 9.749 10.097 10.499 10.890 11.275 11.690

Memo: Kammern 1.851 1.979 1.739 1.796 1.851 1.903 1.953

Steuern gesamt 131.553 136.833 141.619 146.520 149.582 155.898 160.896

Anmerkung: Die Darstellung der Ertragsanteile erfolgt kassamäßig auf Basis des Ertragsanteilrechners des BMF und einer

Kassadatenanpassung (in der VGR erfolgt die Buchung der Ertragsanteile nahezu kassamäßig). Berechnungen für die Jahre 2024

und danach mit Schlüssel für 2023 unter Berücksichtigung des FAG 2024. Die Ertragsanteile des Bundes enthalten Mittel aus

Vorwegabzügen (FLAF, EU-Beiträge der Länder etc.). Ausschließliche Bundesabgaben wurden residual ermittelt. Die Kammern

sind vom ÖStP ausgenommen und daher in der subsektoralen Aufteilung gesondert ausgewiesen.

*) GB: gemeinschaftliche Bundesabgabe, B: ausschl. Bundesabgabe (inkl. staatliche Einheiten im Bundessektor), L: ausschl.

Landesabgabe (inkl. staatliche Einheiten im Landessektor), G: ausschl. Gemeindeabgabe. **) Ab 2028 entsprechen die Werte

den Versteigerungserlösen aus dem EU ETS II. ***) ORF-Programmentgelte ab 2024 ohne 10% Umsatzsteuer. ****)

Energiekrisenbeitrag für fossile Energieträger wird im Aufkommen der Körperschaftsteuer berücksichtigt.

Quellen: Statistik Austria, FISK-Frühjahrsprognose 2025 und eigene Berechnungen.
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Grafiken zur Entwicklung ausgewählter Einnahmekategorien des Staates 

Grafik 8: Direkte Steuern 

(Veränderung zum Vorjahr) 

 

Grafik 9: Indirekte Steuern 

(Veränderung zum Vorjahr)  

 

 

Grafik 10: Sozialbeiträge 

(Veränderung zum Vorjahr) 

 

Grafik 11: Sonstige Einnahmen 

(Veränderung zum Vorjahr) 
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2.4 Gesamtstaatliche Ausgabenentwicklung 

Die FISK-Prognose erwartet für das Jahr 2025, nach den hohen Ausgabenzuwächsen der letzten Jahre, 

einen deutlich gedämpften Anstieg der Staatsausgaben um 2,7% bzw. 7,4 Mrd Euro gegenüber dem 

Vorjahr auf 278,7 Mrd Euro. Durch die Sparmaßnahmen der Regierung werden im Jahr 2025 Ausgaben 

von 3,7 Mrd Euro eingespart, wozu die Abschaffung des Klimabonus mit einer Einsparung von 2,3 Mrd 

Euro den größten Beitrag leistet. Demgegenüber stehen Ausgabensteigerungen durch 

Offensivmaßnahmen (z. B. Zusatzmittel für das AMS), die jedoch ein deutlich kleineres Volumen haben 

und sich im Jahr 2025 auf 0,4 Mrd Euro summieren. Im Jahr 2026 kommen weitere 

Konsolidierungsschritte hinzu, u. a. Einschränkungen bei der Korridorpension, sodass sich nach 

Einschätzung des FISK ein ausgabenseitiges Einsparungsvolumen von 5,2 Mrd Euro ergibt. Eine Reihe 

von Fördermaßnahmen, u. a. im pädagogischen Bereich (z. B. ein verpflichtendes zweites 

Kindergartenjahr, eine Deutschoffensive und zusätzliche Mittel für Brennpunktschulen), führen zu einer 

Ausgabenerhöhung von 0,9 Mrd Euro. Die ab dem Jahr 2027 geplante Mittelausweitung für 

Offensivmaßnahmen soll nur erfolgen, wenn ausreichende finanzielle Mittel vorhanden sind, und wurde 

in der aktuellen FISK-Prognose nicht berücksichtigt. 

Im Vergleich zu den Vorjahren reduziert sich der inflationsbedingte Anstieg der Ausgaben für monetäre 

Sozialleistungen und Arbeitnehmerentgelte im Jahr 2025 und geht in den Jahren 2026 bis 2029 deutlich 

zurück. Die Ausgabendynamik ist sowohl von der Budgetkonsolidierung als auch von Förder- und 

Investitionsschwerpunkten geprägt. Einem Rückgang bei den Subventionen, den Vermögenstransfers 

und den sonstigen laufenden Transfers im Jahr 2025, und zum Teil darüber hinaus, stehen 

Ausweitungen etwa der Bruttoinvestitionen im militärischen Bereich und Offensivmaßnahmen, u. a. auf 

dem Arbeitsmarkt und im Bildungswesen, gegenüber.  

Grafik 12:  Staatsausgaben 2023 bis 2029 
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Das Wachstum der Ausgaben für Vorleistungen (ESVG-Code P.2) war im Jahr 2024 mit 4,2% im 

Vorjahresvergleich trotz rückläufiger Inflationsraten immer noch hoch (Grafik 15), u. a. in den Bereichen 

Schienenverkehr und Bildung kam es zu deutlichen Mehrausgaben. Vor dem Hintergrund der geplanten 

Einsparungen bei den Sachausgaben der Ministerien geht die FISK-Prognose für das Jahr 2025 von 

einem geringen Wachstum von 1,5% aus. In den Jahren 2026 bis 2029 errechnen sich Wachstumsraten 

von durchschnittlich 2,8%, die unter jenen der Krisenjahre ab 2020 liegen. Insgesamt stabilisieren sich 

die Ausgaben für Vorleistungen jedoch auf einem hohen Niveau: Im Jahr 2025 machen sie 7,1% des BIP 

und damit um rund 0,8 Prozentpunkte mehr als im Vorkrisenjahr 2019 aus. Es wird davon ausgegangen, 

dass sich die Ausgaben für Vorleistungen nach einem kurzfristig krisenbedingten Anstieg in den letzten 

Jahren auch mittelfristig merklich erhöhen werden, etwa in den Bereichen Gesundheit, Bildung und 

Schienenverkehr.  

Bei den Subventionen (ESVG-Code D.3) kommt es im Jahr 2025 zu einem Rückgang der Ausgaben um 

0,9 Mrd Euro (-9,1% im Vergleich zum Vorjahr), für den v. a. der Wegfall der Strompreisbremse 

verantwortlich ist. Im Strategiebericht 2025–2029 sind Offensivmaßnahmen im Bereich der 

Subventionen vorgesehen, wie z. B. das Standortpaket für Innovation, Internationalisierung und 

Fachkräfte, die dafür beabsichtigten Ausgaben sind jedoch im Vergleich zum gesamten 

Ausgabenvolumen für Subventionen gering. Angesichts der angekündigten Redimensionierung von 

Förderungen im Zuge der Konsolidierungsmaßnahmen geht die FISK-Prognose im restlichen 

Prognosezeitraum von geringen jährlichen Wachstumsraten der Ausgaben aus. Nach dem Wegfall der 

Zweckzuschüsse für die Wohnbauförderung ab 2027 erreicht das Ausgabenvolumen im Jahr 2029 das 

Niveau von 2025. 

Für die Ausgaben für monetäre Sozialleistungen (ESVG-Code D.62) wird im Jahr 2025 ein jährlicher 

Zuwachs von 5,5% erwartet (Grafik 14), im Zeitraum 2026 bis 2029 sind es durchschnittlich 2,7%. Der 

Inflationseffekt im Jahr 2025 liegt unter den hohen Inflationsanpassungen in den beiden Vorjahren, ist 

aber immer noch ausgeprägt. Bei den Pensionen kommt es zu einer automatischen Pensionserhöhung 

von 4,6% und auch die Dynamik der Zunahme der Anzahl der Pensionen lässt im Prognosezeitraum mit 

durchschnittlichen jährlichen Wachstumsraten von 0,8% im Vergleich zu den Jahren 2019 bis 2024 

(1,5%) etwas nach. Zusätzlich werden die Wachstumsraten der Pensionsausgaben durch die geplanten 

Einschränkungen bei der Korridorpension gedämpft. Die Ausgaben für Arbeitslosenunterstützungen 

erhöhen sich im Jahr 2025 trotz steigender Arbeitslosigkeit und den deutlichen Erhöhungen der 

Bruttolöhne im Vorjahr aufgrund der geplanten Einschränkungen für geringfügig Beschäftigte um nur 

3,6%. Durch die vom WIFO prognostizierte rückläufige Anzahl der Arbeitslosen und niedrigere erwartete 

Lohnabschlüsse in den Folgejahren sinken die Ausgaben für Arbeitslosenunterstützung ab 2027. 

Nach dem hohen Anstieg der Ausgaben für soziale Sachleistungen (ESVG-Code D.632) in den Jahren 

2021 bis 2024 wird auch in den Prognosejahren 2025 bis 2029 ein dynamisches Wachstum von 

durchschnittlich 4,6% jährlich erwartet. Die Dynamik geht v. a. auf die Ausgaben der Sozialversicherung 

im Gesundheitsbereich zurück, die den Großteil der sozialen Sachleistungen ausmachen. Im Vergleich 

zu den gesamten Ausgaben für Sozialleistungen wirken sich die zusätzlichen Mittel für im 

Strategiebericht geplante Offensivmaßnahmen nur geringfügig ausgabenerhöhend aus. Die 

Maßnahmen umfassen den Ausbau des Therapieangebots für Kinder und Jugendliche und den 

Innovationsfonds zur Stärkung der ambulanten Versorgung. Der Anteil der Ausgaben für soziale 

Sachleistungen am BIP steigt laut FISK-Prognose von 4,8% im Jahr 2025 auf 5,1% im Jahr 2029 und liegt 

dann um einen Prozentpunkt über dem Wert des Vorkrisenjahres 2019. 
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Grafiken zur Entwicklung ausgewählter Ausgabenkategorien des Staates 

Grafik 13: Arbeitnehmerentgelte 

(Veränderung zum Vorjahr) 

 

Grafik 14:  Monetäre Sozialleistungen 

(Veränderung zum Vorjahr) 

 

 

Grafik 15:  Vorleistungen 

(Veränderung zum Vorjahr) 

 

Grafik 16:  Zinsausgaben  
(Veränderung zum Vorjahr)  
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Für die Arbeitnehmerentgelte (ESVG-Code D.1) der im Sektor Staat Beschäftigten wird im Jahr 2025 mit 

einem Wachstum von 4,1% (Grafik 13) gerechnet. Neben den vereinbarten Lohnerhöhungen von 3,5% 

(Gehaltsabschluss der Gewerkschaft öffentlicher Dienst) tragen zusätzliche personalintensive 

Maßnahmen laut Strategiebericht im Bereich Pädagogik und beim Arbeitsmarktservice geringfügig zum 

Wachstum bei. Die FISK-Prognose geht jedoch vor dem Hintergrund der geplanten Einsparungen in den 

Ministerien insgesamt von einer zurückhaltenden Personalpolitik im öffentlichen Bereich aus. 

Mittelfristig gehen die jährlichen Wachstumsraten von 2,7% im Jahr 2026 auf 2,2% im Jahr 2028 zurück, 

unter anderem aufgrund der Annahme niedriger Gehaltsabschlüsse in den Jahren 2027 und 2028. Im 

Jahr 2029 wird eine Wachstumsrate von 2,7% erwartet.  

Der Anstieg der Ausgaben für Bruttoinvestitionen (ESVG-Code P.5) um 4,9% im Jahr 2024 fiel geringer 

aus als erwartet. Im Herbst 2023 hat der FISK analog zum Landesverteidigungsbericht eine deutliche 

Ausweitung der Bruttoinvestitionen für die militärische Verteidigung im Jahr 2024 prognostiziert, die 

jedoch noch nicht eingetreten ist. Es scheint zu einer Verzögerung zu kommen, die nun die 

Bruttoinvestitionen im militärischen Bereich in den Jahren 2025 und 2026 stark ansteigen lässt. Bis zum 

Jahr 2027 wächst das jährliche Investitionsvolumen auf mehr als das Vierfache bzw. um 2,0 Mrd Euro 

jährlich. Im Bereich Schienenverkehr folgt die FISK-Prognose dem neuen ÖBB-Rahmenplan 2025–2030, 

nach dem sich das hohe Investitionsvolumen in die Schieneninfrastruktur der letzten beiden Jahre auch 

im Prognosezeitraum fortsetzt. Insgesamt ergibt sich ein Wachstum der Bruttoinvestitionen um 4,4% 

im Jahr 2025 im Vorjahresvergleich, danach werden Wachstumsraten von durchschnittlich 3,8% 

erwartet: Nach einem Anstieg der Wachstumsraten auf 6,4% im Jahr 2026 gehen sie auf 1,2% im Jahr 

2029 zurück.  

Die Ausgaben in der Kategorie Vermögenstransfers (ESVG-Code D.9) sind im Jahr 2024 um 20,5% bzw. 

1,1 Mrd Euro gegenüber 2023 signifikant gestiegen. Zum einen wurden Nachzahlungen für 

Vordienstzeiten von Beamtinnen und Beamte im Rahmen der Dienstrechtsnovelle 2024 in Höhe von 0,9 

Mrd Euro in dieser Kategorie verbucht. Die zusätzlichen Ausgaben für die Hilfsmaßnahmen infolge des 

Hochwassers im September 2024 werden für das Jahr 2024 auf 0,6 Mrd Euro geschätzt. Auch für 2025 

wird weiterhin mit verzögerten, jedoch deutlich geringeren Ausgaben gerechnet. Schließlich kam es im 

vorigen Jahr zu einer signifikanten Erhöhung der Ausgaben im Rahmen von Klimaschutzmaßnahmen, 

etwa der Förderungen für den Heizkesseltausch. In den Jahren 2025 bis 2029 kommt es zu deutlichen 

Rückgängen bei den Förderungen im Rahmen der Investitionsprämie und für Klimaschutzmaßnahmen. 

In Summe wird für die Jahre 2025 und 2026 ein jährlicher Rückgang der Ausgaben für 

Vermögenstransfers um jeweils mehr als 15% erwartet. In den Folgejahren sinken sie durchschnittlich 

um 1,1%. Bei den sonstigen laufenden Transfers (ESVG-Code D.7) kommt es aufgrund der Abschaffung 

des Klimabonus im Jahr 2025 zu einem Rückgang um 9,8% gegenüber dem Vorjahr. In den Folgejahren 

bis 2029 wachsen sie jährlich um durchschnittlich 2,9%. 

Die Zinsausgaben (ESVG-Code D.4 Vermögenseinkommen) steigen, nach der Trendumkehr im Jahr 2023 

und einem Anstieg um 27,1% im Jahr 2024, in den Jahren 2025 bis 2029 mit durchschnittlichen 

jährlichen Wachstumsraten von 13,0% weiter deutlich an (Grafik 16). Zu diesem Anstieg trägt neben der 

Neuverschuldung vor allem die Revolvierung von Anleihen bei, für die die vom WIFO prognostizierte 

Rendite für zehnjährige Staatsanleihen im gesamten Prognosehorizont deutlich über der 

durchschnittlichen Verzinsung abreifender Anleihen liegt. Aufgrund moderater Wachstumsraten des 

nominellen BIP steigt die Zinsquote von 1,5% im Jahr 2024 auf 2,4% im Jahr 2029. 
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2.5 Gesamtstaatlicher Finanzierungssaldo und Schuldenentwicklung 

Die deutliche Verschlechterung des gesamtstaatlichen Finanzierungssaldos von -2,6% des BIP im Jahr 

2023 auf -4,7% des BIP im Jahr 2024 geht wesentlich auf eine Erhöhung der Ausgabenquote um 

3,6 Prozentpunkte auf 56,3% des BIP zurück, zu der der inflationsbedingte Anstieg der monetären 

Sozialleistungen und der Arbeitnehmerentgelte der im Sektor Staat Beschäftigten 2,5 Prozentpunkte 

beigetragen haben. Auch für das Jahr 2025 wird ein weiterer Anstieg dieser beiden Ausgabenbereiche 

um 0,9 Prozentpunkte des BIP erwartet. Dem wirkt ein Rückgang der Ausgaben für Subventionen, 

sonstige laufende Transfers und Vermögenstransfers im annähernd gleichen Ausmaß entgegen, der 

wesentlich auf die Konsolidierungsmaßnahmen zurückzuführen ist. Die Ausgabenquote steigt jedoch 

leicht auf 56,6% des BIP. Die Einnahmenquote steigt 2025 um 0,6 Prozentpunkte von 51,6% auf 52,3% 

des BIP an. Dies resultiert einerseits aus dem weiteren Anstieg der Lohnquote, die heuer ihren 

Höhepunkt erreichen sollte, und andererseits aus den einnahmenseitigen Konsolidierungsmaßnahmen. 

Daraus ergibt sich für das laufende Jahr ein Finanzierungssaldo von -4,3% des BIP. Weitere 

Konsolidierungsmaßnahmen tragen im Jahr 2026 dazu bei, dass sich der Finanzierungssaldo auf -4,1% 

des BIP verbessert. Im Jahr 2027 geht die Einnahmenquote aufgrund der Aufkommenslücke durch die 

Ablöse der nationalen CO2-Abgabe durch ETS II zurück, sodass sich der Finanzierungssaldo trotz 

sinkender Ausgabenquote auf -4,4% des BIP verschlechtert. Der leichte Anstieg der Einnahmenquote im 

Folgejahr 2028, nach Wegfall des statistischen Einmaleffekts, führt zu einem geringfügig verbesserten 

Finanzierungssaldo von -4,2% in den letzten beiden Prognosejahren. 

Grafik 17:  Komponenten der Veränderung der Schuldenquote*) 

 

Infolge der hohen Defizite steigt der Schuldenstand über den gesamten Prognosehorizont kontinuierlich 

an: von einem Zuwachs um 2,8 Prozentpunkte auf 84,6% des BIP im Jahr 2025 bis auf 91,1% im Jahr 

2029.7  Die moderaten Wachstumsraten des nominellen BIP wirken diesem Anstieg über den BIP-

Nenner-Effekt zwar entgegen, können den deutlichen Anstieg der Schuldenquote jedoch nicht 

wesentlich bremsen. Die Schuldenquote liegt damit um rund 20 Prozentpunkte über dem Wert von 

 

7  Öffentliche Einheiten können seit 2. Juni 2025 ihre Einlagen in Form von Bundesschätzen veranlagen. Dies kann zu 
Änderungen der Stock-Flow-Anpassungen (Reduktion der gesamtstaatlichen Cash-Haltung), der Zinseinnahmen und 
Zinsausgaben führen. Diese Effekte wurden in der FISK-Prognose nicht berücksichtigt. 
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2019. Der Anstieg der Schuldenquote geht auf die hohen Primärdefizite und in zunehmendem Maß auf 

die Zinsquote zurück (Grafik 17). Diese Zuwächse können durch den BIP-Nenner-Effekt nicht mehr 

ausgeglichen werden.  

Tabelle 9: Detailresultate zu Einnahmen und Ausgaben des Staates 2024 bis 2029 

 

  

ESVG-Code 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Gesamteinnahmen TR 51,6 52,3 52,3 51,8 52,1 52,1

Produktions- und Importabgaben D.2 14,0 14,6 14,7 14,3 14,6 14,5

Einkommen- und Vermögensteuern D.5 14,4 14,1 14,1 14,1 14,2 14,3

Vermögenstransfers D.9 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2

Sozialbeiträge D.6 16,4 16,7 16,8 16,7 16,7 16,6

Vermögenseinkommen D.4 1,1 1,0 0,9 0,9 0,8 0,8

Sonstige 5,5 5,6 5,6 5,6 5,6 5,6

Gesamtausgaben TE 56,3 56,6 56,4 56,2 56,3 56,2

Arbeitnehmerentgelt D.1 11,5 11,7 11,7 11,5 11,4 11,4

Intermediärverbrauch P.2 7,1 7,1 7,0 7,0 7,0 7,0

Monetäre Sozialleistungen D.62 20,2 20,8 20,7 20,5 20,5 20,4

Soziale Sachleistungen D.632 4,7 4,8 4,9 4,9 5,0 5,1

Tatsächlich geleistete Zinszahlungen D.41 1,5 1,7 1,9 2,1 2,2 2,4

Subventionen D.3 2,0 1,8 1,8 1,6 1,6 1,6

Bruttoinvestitionen P.5 3,9 4,0 4,1 4,1 4,1 4,1

Vermögenstransfers D.9 1,3 1,1 0,9 0,8 0,8 0,8

Sonstige 4,1 3,6 3,6 3,6 3,6 3,6

Finanzierungssaldo B.9 -4,7 -4,3 -4,1 -4,4 -4,2 -4,2

Schuldenstand GD 81,8 84,6 86,3 87,7 89,4 91,1

Stock-Flow-Anpassungen 0,0 0,2 0,2 -0,1 0,1 0,1

BIP-Nenner-Effekt auf Schuldenquote -1,4 -1,7 -2,7 -2,8 -2,7 -2,7
ESVG-Code 2024 2025 2026 2027 2028 2029

Gesamteinnahmen TR 248,8 257,4 266,1 272,5 282,4 290,9

Produktions- und Importabgaben D.2 67,5 72,0 74,7 75,1 78,9 81,0

Einkommen- und Vermögensteuern D.5 69,3 69,6 71,8 74,4 76,9 79,8

Vermögenstransfers D.9 1,1 1,0 1,0 0,9 0,9 1,0

Sozialbeiträge D.6 79,0 82,5 85,5 88,0 90,5 92,9

Vermögenseinkommen D.4 5,4 5,0 4,7 4,6 4,6 4,6

Sonstige 26,4 27,4 28,4 29,4 30,5 31,6

Gesamtausgaben TE 271,3 278,7 287,0 295,6 305,0 314,3

Arbeitnehmerentgelt D.1 55,5 57,7 59,3 60,7 62,0 63,7

Intermediärverbrauch P.2 34,4 34,9 35,8 36,9 37,9 39,0

Monetäre Sozialleistungen D.62 97,1 102,5 105,1 107,9 111,0 114,1

Soziale Sachleistungen D.632 22,7 23,6 24,8 25,9 27,2 28,4

Tatsächlich geleistete Zinszahlungen D.41 7,3 8,6 9,6 11,0 12,1 13,4

Subventionen D.3 9,6 8,7 8,9 8,4 8,5 8,7

Bruttoinvestitionen P.5 18,7 19,6 20,8 21,8 22,5 22,7

Vermögenstransfers D.9 6,2 5,2 4,4 4,2 4,4 4,3

Sonstige 19,9 17,8 18,3 18,7 19,4 19,9

Finanzierungssaldo B.9 -22,5 -21,3 -20,9 -23,1 -22,7 -23,4

Schuldenstand GD 394,1 416,6 438,7 461,3 484,7 508,9

Stock-Flow-Anpassungen 0,1 1,2 1,2 -0,5 0,8 0,8
Quel len: Statis tik Austria  und FISK-Frühjahrsprognose 2025.

in % des BIP

in Mrd Euro
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2.6 Vergleich zwischen BMF-Strategiebericht 2025–2029 und FISK-
Frühjahrsprognose 2025 

Während der Pfad des Finanzierungssaldos laut FISK-Frühjahrsprognose 2025 und 2026 sogar leicht 

über den Planwerten laut Strategiebericht 2025–2029 zu liegen kommen sollte, werden diese in den 

Folgejahren deutlich unterschritten: Das Defizit wird in der FISK-Prognose 2027 um 0,9% des BIP, 2028 

um 1,2% des BIP und 2029 um 1,4% des BIP höher eingeschätzt. Der Hauptunterschied ergibt sich aus 

der Nichtberücksichtigung von noch nicht hinreichend konkretisierten Maßnahmen in der FISK-

Prognose. Die unterschiedliche Berücksichtigung der neuen Regierungsmaßnahmen (unter 

Herausrechnung der bereits in der „Baseline“ berücksichtigten Maßnahmen) erklärt 0,6% des BIP 

(2027), 0,8% des BIP (2028) sowie 1,0% des BIP (2029) der Differenz der Finanzierungssalden (Tabelle 

10). Wenn um die unterschiedliche Berücksichtigung der neuen Regierungsmaßnahmen bereinigt wird, 

indem in einer Alternativschätzung die volle Berücksichtigung der Maßnahmen in der FISK-Prognose 

unterstellt wird, lässt sich ein Vergleich der Finanzierungssalden erstellen (Grafik 18). Aus diesem 

Vergleich folgt, dass die FISK-Prognose, abseits der Wirkung der neuen Regierungsmaßnahmen, 2025 

und 2026 deutlich optimistischer ist als der Strategiebericht, während sie speziell 2028 und 2029 

vergleichsweise pessimistischer ist. Die Differenz zwischen der FISK-Prognose und den Planungen laut 

Strategiebericht kann somit als Ausdruck des finanziellen Volumens interpretiert werden, für das in der 

Zukunft noch Konsolidierungsmaßnahmen zu setzen sind, die gegenwärtig noch nicht bekannt sind. Mit 

vollständiger Berücksichtigung des Maßnahmenpakets laut Strategiebericht ergäbe sich für heuer ein 

Defizit von 4,2% des BIP, das sich bis 2029 auf 3,2% des BIP verringern würde und damit 0,4 

Prozentpunkte höher als im Strategiebericht liegt. 

Grafik 18: Vergleich des Finanzierungssaldos zwischen BMF-Strategiebericht 2025–2029 und FISK-
Frühjahrsprognose 2025 

 

Beim Vergleich der FISK-Prognose mit dem Strategiebericht ergibt sich auf der Einnahmenseite die 

größte Abweichung – neben der Nichtberücksichtigung des Betrugsbekämpfungspakets – aus dem 

statistischen Einmaleffekt 2027 durch die Ablöse der nationalen CO2-Abgabe durch ETS II. Dieser ist im 

Strategiebericht nicht berücksichtigt. Auch in den Folgejahren liegen die Aufkommenserwartungen aus 
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den ETS II-Einnahmen in der FISK-Prognose mit je 1,6 Mrd Euro (Fußnote 6) deutlich unterhalb jenen 

des Strategieberichts (2027: 2,9 Mrd Euro, 2028: 2,1 Mrd Euro, 2029: 1,9 Mrd Euro)8, in dem vermutlich 

deutlich stärkere strategische Vorzieheffekte unterstellt wurden. 

Im Vergleich zu den Einnahmen sind die Abweichungen auf der Ausgabenseite deutlich ausgeprägter 

(Tabelle 10). Die Staatsausgaben laut FISK-Prognose liegen am Beginn des Prognosezeitraums um 

0,2 Prozentpunkte des BIP unter den im Strategiebericht prognostizierten Werten. Ab 2027 wachsen sie 

jedoch deutlich stärker, sodass sie im Jahr 2029 die im Strategiebericht ausgewiesenen Ausgaben um 

1,2 Prozentpunkte übersteigen. Diese unterschiedliche Entwicklung setzt sich aus gleichlaufenden 

Unterschieden in fast allen Ausgabenkategorien zusammen. Davon gehen 0,4 Prozentpunkte auf ein 

deutlich dynamischeres Wachstum der Sozialleistungen, insbesondere der sozialen Sachleistungen, in 

der FISK-Prognose zurück. Dieser Unterschied kann nicht zur Gänze aus der abweichenden 

Berücksichtigung der Regierungsmaßnahmen erklärt werden. Weitere 0,2 Prozentpunkte sind auf ein 

höheres Wachstum der Ausgaben für Arbeitnehmerentgelte zurückzuführen, für die im Strategiebericht 

ab 2027 kostendämpfende Maßnahmen eingerechnet sind. Die BIP-Quoten der Ausgaben für 

Bruttoinvestitionen und sonstige laufende Transfers bleiben laut FISK-Prognose ab dem Jahr 2027 

konstant, während sie laut Strategiebericht zurückgehen. 

Tabelle 10: Abweichungen zwischen BMF-Strategiebericht 2025–2029 und FISK-Frühjahrsprognose 
2025 auf ESVG-1-Stellerebene 

 

 

 

8  Diese Werte sind administrativ und nicht periodenabgegrenzt. Im Wert 2027 ist daher noch ein Quartal des 
Aufkommens der nationalen CO2-Abgabe für 2026 enthalten. 

Differenz in % des BIP 2025 2026 2027 2028 2029

Gesamteinnahmen 0,0 -0,1 -0,5 -0,2 -0,2

Indirekte Steuern D.2 -0,1 -0,1 -0,5 -0,1 -0,1

Direkte Steuern D.5 0,0 -0,1 -0,1 -0,2 -0,2

Vermögenstransfers D.91 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Sozialbeiträge D.6 0,0 0,0 0,0 0,0 0,1

Vermögenseinkommen D.4 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

Sonstige 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Gesamtausgaben -0,2 -0,1 0,4 1,0 1,2

Arbeitnehmerentgelte D.1 0,1 0,0 0,1 0,2 0,2

Vorleistungen P.2 -0,1 0,0 0,1 0,1 0,1

Sozialleistungen D.6 0,0 0,0 0,2 0,3 0,4

Zinszahlungen D.4 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0

Subventionen D.3 -0,1 -0,1 0,0 0,0 0,0

Bruttoanlageinvestitionen P.51g 0,0 -0,1 0,0 0,1 0,2

Vermögenstransfers D.9 -0,1 0,1 0,1 0,1 0,1

Sonstige 0,0 -0,1 0,0 0,1 0,2

Finanzierungssaldo 0,2 0,0 -0,9 -1,2 -1,4

davon: 2025 2026 2027 2028 2029

-0,1 -0,3 -0,6 -0,8 -1,0

0,3 0,4 -0,3 -0,4 -0,4

Quellen: BMF-Strategiebericht 2025-2029, FISK-Frühjahrsprognose 2025 und eigene Berechnungen.

Anmerkung: positive Werte bedeuten höhere Einnahmen bzw. Ausgaben laut FISK-Prognose.

Farbenskala: „Grün“/„Rot“... besserer/schlechterer Saldo laut FISK-Prognose.  

Unterschied in der Berücksichtigung des

    Regierungsprogramms 2025

Verbleibender Unterschied zw. Finanzierungssaldo

    (mit vollem Regierungsprogramm 2025)
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3 EUROPÄISCHE UND NATIONALE FISKALREGELN 

3.1 Neuer EU-Fiskalrahmen seit April 2024 

Der neue Fiskalrahmen der EU9  verfolgt als Hauptziele die Stärkung der Schuldentragfähigkeit der 

Mitgliedstaaten sowie die Förderung eines nachhaltigen und inklusiven Wachstums in allen 

Mitgliedstaaten (Europäische Kommission, 2024a). Zur Zielerreichung sollen Reformen und 

Investitionen beitragen, die insbesondere zur Umsetzung der EU-Prioritäten erforderlich sind, indem 

die Wettbewerbsfähigkeit sowie die wirtschaftliche und soziale Resilienz der EU erhöht und 

Herausforderungen der Zukunft besser adressiert werden. 

Mit der Reform des Fiskalrahmens ging aber auch die Zielsetzung einher, sowohl die Komplexität des 

Regelwerks zu reduzieren als auch dessen Transparenz und Effektivität zu erhöhen.10 Letzteres soll 

durch Stärkung der nationalen Eigenverantwortung und verbesserte Durchsetzbarkeit sichergestellt 

werden. Schlussendlich soll der neue Rahmen dazu beitragen, die krisenbedingt hohen 

Staatsschuldenstände auf realistische Art und Weise schrittweise und dauerhaft zu senken und dabei 

auf länderspezifische Herausforderungen Bedacht zu nehmen.  

Wesentliche Merkmale des neuen EU-Fiskalrahmens 

Grafik 19 fasst die Merkmale des seit April 2024 geltenden Fiskalrahmens übersichtlich zusammen. Dazu 

zählen: 

• Maastricht-Kriterien (Budgetdefizit von maximal 3% des BIP, Schuldenquote von maximal 60% des 

BIP bzw. hinreichend rückläufig) und Verfahren bei einem übermäßigen Defizit (ÜD-Verfahren) zur 

Korrektur von Verfehlungen weiterhin als Kernstück. 

o Defizitbasiertes ÜD-Verfahren (unverändert) bei Überschreitung der Defizitobergrenze, außer 

die Überschreitung erfolgt ausnahmsweise, temporär und geringfügig. 

o Schuldenbasiertes ÜD-Verfahren, wenn zugleich eine Schuldenquote größer als 60% des BIP, 

ein Maastricht-Defizit größer als 0,5% des BIP und eine signifikante Abweichung vom 

vorgegebenen Nettoausgabenpfad vorliegen.11 

o Bei Beurteilung eines übermäßigen Defizits sind „einschlägige Faktoren“ wie z. B. Maßnahmen 

zur gemeinsamen Umsetzung der Wachstums- und Beschäftigungsstrategie der EU zu 

berücksichtigen. Dazu zählen weiters die Erhöhung staatlicher Investitionen zur 

Landesverteidigung, aber auch die Höhe des öffentlichen Schuldenstands, die Wirtschafts- und 

Budgetentwicklung sowie die Durchführung von Reformen und Investitionen. Bei einer 

Verschuldungsquote von über 60% des BIP kommen diese Faktoren nur bei einer geringfügigen 

und zugleich nur vorübergehenden Defizitüberschreitung zum Tragen. 

• Der laufende Konsolidierungsfortschritt im präventiven und im korrektiven Arm (ÜD-Verfahren) 

 

9  Dieser setzt sich aus einer neuen Verordnung (VO (EU) 2024/1263) „über die wirksame Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik und die multilaterale haushaltspolitische Überwachung“ sowie aus Novellen – VO (EU) 2024/1264 
und RL (EU) 2024/1265 – zur VO (EG) 1467/1997 idF VO (EU) 1177/2011 (Beschleunigung und Klärung des Verfahrens 
bei einem übermäßigen Defizit) sowie zur Richtlinie 2011/85/EU (Anforderungen an die haushaltspolitischen Rahmen 
der Mitgliedstaaten) zusammen. 

10  Eine kritische Einschätzung dazu findet sich z. B. in Grossmann et al. (2024). 
11  Überschreitung von Schwellenwerten am Kontrollkonto, das Abweichungen vom Nettoausgabenpfad erfasst, in Höhe 

von 0,3% des BIP in einem Jahr oder kumulativ um 0,6% des BIP. 
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wird ausschließlich anhand der Entwicklung der Nettoausgaben12 evaluiert. Diese berechnen sich 

aus den Staatsausgaben abzüglich Zinsausgaben, diskretionärer Einnahmen, zyklischer Komponente 

der Arbeitslosenzahlungen, Ausgaben für Unionsprogramme, die vollständig durch Einnahmen aus 

Unionsmitteln gedeckt sind, nationaler Ausgaben für Kofinanzierungen von EU-Programmen (im 

erforderlichen Mindestausmaß) und gewisse Einmalmaßnahmen. 

• Die Schuldenrückführung wird über einen risikobasierten Nettoausgabenpfad operationalisiert13:  

a) Die Europäische Kommission gibt Mitgliedstaaten mit einer Schuldenquote über 60% des 

BIP und/oder einem Maastricht-Defizit von über 3% des BIP einen individuellen, 

mittelfristigen fiskalischen Referenzanpassungspfad vor. Dieser dient den Mitgliedstaaten 

als Orientierung für ihre eigenen Fiskalstrukturpläne und kommt zur verbindlichen 

Anwendung, sofern der nationale Fiskalstrukturplan nicht im Einklang mit der EU-

Verordnung steht bzw. kein Plan vorgelegt wird. 

b) Dieser Nettoausgabenpfad geht zunächst über vier Jahre und soll nach dieser Periode eine 

rückläufige Schuldenquote sicherstellen und einen Sicherheitsabstand zur 

Defizitobergrenze gewährleisten. Schutzvorkehrungen bzw. „Safeguards“ erzwingen 

bereits während des Anpassungszeitraums (außerhalb eines ÜD-Verfahrens) eine 

rückläufige Schuldenquote.14 

c) Der Sicherheitsabstand zur Defizitobergrenze von 3% des BIP ist gewährleistet, wenn das 

strukturelle Budgetdefizit max. 1,5% des BIP erreicht.  

• Vorlage eines nationalen Fiskalstrukturplans durch die Mitgliedstaaten, der – in Abhängigkeit von 

der Dauer der Legislaturperiode – einen Anpassungspfad für die Nettoausgaben mit jährlichen 

Obergrenzen für vier bzw. fünf Jahre und die zugrunde liegenden fiskalischen und 

makroökonomischen Annahmen enthält. 

• Verlängerung des Anpassungszeitraums um bis zu drei Jahre, wenn Reformen und Investitionen im 

nationalen Fiskalstrukturplan vorgesehen sind, die nachhaltiges Wachstum und Tragfähigkeit der 

öffentlichen Finanzen begünstigen. Durch eine Verlängerung reduziert sich das jährliche 

Anpassungserfordernis. Das erforderliche Konsolidierungsausmaß insgesamt fällt in der Regel im 

Vergleich zu Szenarien mit einem 4-jährigen Anpassungszeitraum geringer aus. Dies ist im 

Wesentlichen auf die geringeren negativen makroökonomischen Rückkopplungseffekte 

zurückzuführen, die die höheren Zinskosten infolge der langsameren Schuldenrückführung mehr als 

kompensieren. Allerdings ist der Konsolidierungsbedarf von unterschiedlich langen 

Anpassungszeiträumen nicht vergleichbar, da im 7-jährigen Anpassungszeitraum die Kosten und 

Multiplikatoreffekte zusätzlicher Investitionen und Reformen in der Etablierungsphase bei den 

Szenarien nicht berücksichtigt werden. 

• Die Einhaltung des Anpassungspfads sowie die Umsetzung der Reform- und Investitionsvorhaben 

unterliegen einem laufenden Monitoring (einschließlich Führung eines Kontrollkontos zur Erfassung 

von Abweichungen vom Anpassungspfad) durch die Europäische Kommission. Grundlage hierfür 

bilden jährliche Fortschrittsberichte der Mitgliedstaaten, die jeweils bis Ende April der Europäischen 

Kommission zu übermitteln sind. 

 

12  Gemäß Art. 2 VO (EU) 2024/1263 wird der Begriff „Nettoausgaben“ verwendet, auch wenn durch den Abzug der 
Zinszahlungen der Begriff „Nettoprimärausgaben“ zutreffend wäre.  

13  Diese Vorgabe ersetzt auch das mittelfristige Budgetziel (MTO) als Zielwert für den strukturellen Budgetsaldo im 
präventiven Arm des bisherigen Stabilitäts- und Wachstumspaktes. 

14  Detaillierte Ausführungen zu sämtlichen Kriterien, die den Verlauf des Anpassungspfads determinieren, finden sich in 
Fiskalrat, 2024a, Box 2, S. 33f. 



Fiskalregeln 

 40 

Grafik 19:  Schematische Darstellung des neuen EU-Fiskalrahmens ab 2024 

 

4 Jahre

1): Jährliche Verbesserung um zumindest 0,5% des BIP des strukturellen Primärsaldos in den Jahren 2025-2027 bzw. des strukturellen Budgetsaldos ab 2028.

2): Einhaltung des Nettoausgabenpfades und Ausgleich des Kontrollkontos.

Quelle: eigene Darstellung.
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• Gestärkte Durchsetzbarkeit der Einhaltung des vereinbarten Budgetpfads durch geringere 

finanzielle Sanktionen15, aber weiterhin erweiterte Sanktionsmöglichkeiten wie z. B. Einbehaltung 

von EU-Mitteln.  

• Zusätzlich zur allgemeinen Ausweichklausel bei schwerwiegenden Konjunkturabschwüngen in der 

EU oder im Euroraum besteht die Möglichkeit, eine Klausel für einzelne Mitgliedstaaten bei 

außergewöhnlichen Ereignissen einzusetzen, die sich der Beeinflussbarkeit des Mitgliedstaates 

entziehen und bedeutsamen Einfluss auf deren Fiskalposition haben („nationale Ausweichklausel“). 

Beide Klauseln erlauben eine vorübergehende, sanktionsfreie Abweichung vom 

Nettoausgabenpfad, sofern sie die mittelfristige finanzielle Tragfähigkeit des Mitgliedsstaats nicht 

gefährden. 

• In Anbetracht der außergewöhnlichen geopolitischen Situation wurde seitens der Europäischen 

Kommission im März 2025 eine koordinierte Aktivierung der nationalen Ausweichklausel 

vorgeschlagen, um zusätzliche Flexibilität für höhere Verteidigungsausgaben zu erlangen 

(Kommunikation der Europäischen Kommission vom 19.3.2025). 16  Bis Ende April reichten 

16 Mitgliedstaaten ihre Anträge zur Aktivierung der nationalen Ausweichklausel ein. 17  Die 

Europäische Kommission prüft derzeit die Anträge, um dem ECOFIN diesbezügliche Empfehlungen 

zur Aktivierung der nationalen Ausweichklausel als Teil des bevorstehenden Frühjahrspakets 2025 

des Europäischen Semesters vorlegen zu können. Der ECOFIN hat anschließend einen Monat Zeit, 

in der Angelegenheit zu entscheiden. Die Aktivierung sieht folgende Details vor:  

o Anzurechnen ist der Zuwachs der Ausgaben für Landesverteidigung gegenüber dem 

Basisjahr 202118 auf Basis der Klassifikation der Aufgabenbereiche des Staates (COFOG) 

Abteilung 02, die sowohl Investitionen als auch laufende Ausgaben für Landesverteidigung 

umfasst. 

o Die Aktivierung ist ab dem Jahr 2025 für die Dauer von 4 Jahren zulässig. 

o Maximale Abweichung vom Anpassungspfad19 in Höhe von 1,5% des BIP, wodurch die 

Aufrechterhaltung des höheren Ausgabenniveaus über einen bestimmten Zeitraum 

gewährleistet werden soll. 

o Im Falle Österreichs könnte eine Aktivierung der Ausweichklausel in den Jahren 2025 bis 

2028 eine regelkonforme Abweichung vom Referenzpfad in der Größenordnung von 0,3% 

bis 0,6% des BIP pro Jahr20 ermöglichen, allerdings stehen Verhandlungen und strategische 

Entscheidungen zum Landesverteidigungsbudget noch aus.  

o Zu berücksichtigen ist allerdings, dass bei Aktivierung der Ausweichklausel im 

nachfolgenden Fiskalstrukturplan die Staatsschuld und folglich der Anpassungsbedarf 

höher wären, da die Ausweichklausel nicht zu einem „Herausrechnen“ der Schulden führt 

 

15  Während für Länder des Euroraums bislang finanzielle Sanktionen von bis zu 0,5% des BIP pro Jahr vorgesehen waren, 
belaufen sich die finanziellen Sanktionen nunmehr auf halbjährlich 0,05% des BIP und auf Mittel aus dem 
Kohäsionsfonds und der Aufbau- und Resilienzfazilität. 

16  Siehe https://defence-industry-space.ec.europa.eu/document/a57304ce-1a98-4a2c-aed5-36485884f1a0_en. 
17  Siehe https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/04/30/coordinated-activation-of-the-national-

escape-clause/. 
18  Das Referenzjahr spiegelt das letzte Jahr vor dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine wider. 
19  Wenn die nationale Ausweichklausel in Anspruch genommen wird, werden die beiden Schutzvorkehrungen 

(„Safeguards“) nicht berücksichtigt. Dies ermöglicht, für alle Mitgliedstaaten gleichermaßen die sogenannte 
Nachhaltigkeitsbedingung anzuwenden, die durch die risikobasierte Vorgabe repräsentiert wird.  

20  Grobabschätzung auf Basis einer Fortschreibung der COFOG-Abteilung 02 im Rahmen der FISK-Frühjahrsprognose.  

https://defence-industry-space.ec.europa.eu/document/a57304ce-1a98-4a2c-aed5-36485884f1a0_en
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/04/30/coordinated-activation-of-the-national-escape-clause/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2025/04/30/coordinated-activation-of-the-national-escape-clause/
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und mittel- bis langfristig die Verteidigungsausgaben gegenfinanziert werden müssen. 

• Das bisherige Aufgabenspektrum bzw. die Rolle unabhängiger Fiskalräte („Independent Fiscal Insti-

tutions – IFIs“) bleibt für Euroländer im Wesentlichen unverändert. Hinzukommt die regelmäßige 

Evaluierung nationaler Haushaltsrahmen. Darüber hinaus können Mitgliedstaaten IFIs ersuchen, 

z. B. die Einhaltung des Ausgabenpfads gemäß Fortschrittsbericht festzustellen, Faktoren zu 

analysieren, die zur Abweichung vom Ausgabenpfad geführt haben oder über die Eignung der 

Maßnahmen zur Erreichung der Vorgaben des ÜD-Verfahrens zu berichten. 

Der Fiskalrat merkt an, dass der neue EU-Fiskalrahmen die Schwächen des bislang gültigen Stabilitäts- 

und Wachstumspaktes (European Fiscal Board, 2022 oder Fiskalrat, 2021) nur unzureichend adressiert. 

So blieben insbesondere die hohe Komplexität, die pro-zyklische Wirkung der Fiskalpolitik sowie 

Hemmnisse für die Verbesserung der Qualität der öffentlichen Finanzen (Stärkung der Investitionen) 

bestehen. Der Fiskalrat kritisiert weiters die negativen Anreizwirkungen des neuen Fiskalrahmens, die 

Konsolidierungsanstrengungen und die damit einhergehende negative makroökonomische 

Rückkopplung über ein ÜD-Verfahren im Vergleich zum präventiven Arm reduzieren zu können.21 

Wenn auch die langfristige Schuldentragfähigkeit eine ökonomische Notwendigkeit darstellt, sind die 

Methoden und Ansätze zur Analyse und Bestimmung tragfähiger Staatsfinanzen nicht unumstritten. 

Details zur technischen Umsetzung sowie Auslegung des Regelwerks, insbesondere die Veröffentlichung 

eines neuen „Code of Conduct of the Stability and Growth Pact“ und „Vade Mecum on the Stability & 

Growth Pact“, sind weiterhin ausständig.22  

Ablauf des Europäischen Semesters gemäß neuem EU-Fiskalrahmen 

Das Europäische Semester bildet den Rahmen für die wirtschafts- und haushaltspolitische 

Koordinierung der Mitgliedstaaten der EU bzw. des Euroraums. Die Reform des Fiskalrahmens der EU 

zog eine entsprechende Adaption des Europäischen Semesters nach sich, um neue Elemente in die 

approbierten Abläufe zu integrieren, sowie bestehende Elemente anzupassen und/oder zu ersetzen 

(Grafik 20). 

In den Monaten November bis März liegt der inhaltliche Schwerpunkt auf der EU-Ebene (Berichte zur 

Wachstumsstrategie, Beschäftigung und zum Warnmechanismus, Empfehlungen für den Euroraum). 

Danach werden im Rahmen des Frühjahrspakets Berichte zu den einzelnen Mitgliedstaaten 

einschließlich länderspezifischer Empfehlungen durch die Europäische Kommission erstellt. In der 

zweiten Jahreshälfte sind die jährlichen Budgeterstellungsprozesse und die Übermittlung nationaler 

Haushaltspläne an die Europäische Kommission vorgesehen. Seit dem Jahr 2022 wurden Prozesse im 

Kontext der Aufbau- und Resilienzfazilität in das Europäische Semester eingebunden 

(Auszahlungsanträge, Berichterstattung). 

Auf Grundlage des neuen Fiskalrahmens erstellt die Europäische Kommission in der Regel alle vier Jahre 

bis zum 15. Jänner einen „technischen“ Referenzpfad. Anschließend folgt ein technischer Dialog 

zwischen Europäischer Kommission und den Mitgliedstaaten. Dieser soll dazu beitragen, dass die seitens 

der Mitgliedstaaten zu übermittelnden Fiskalstrukturpläne den formalen und inhaltlichen 

Anforderungen der EU-Verordnung entsprechen. Die nationalen Fiskalstrukturpläne bzw. die 

 

21  Ab dem Jahr 2028, wo sich nach der Übergangsphase 2025–2027 die Mindestanpassung von 0,5% des BIP im Rahmen 
eines ÜD-Verfahrens auf den strukturellen Budgetsaldo bezieht und dementsprechend auch die Dynamik der 
Zinsausgaben auszugleichen ist, dürften die Vorgaben des ÜD-Verfahrens strenger sein. 

22  Allerdings existieren Leitlinien zu den Informationsanforderungen für die mittelfristigen strukturellen finanzpolitischen 
Pläne und die jährlichen Fortschrittsberichte:  
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202403975.  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202403975
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Fortschrittsberichte ersetzen ab dem Jahr 2025 die bisherigen Stabilitäts- und Konvergenzprogramme 

sowie die nationalen Reformprogramme. Nach Übermittlung der Pläne bzw. Fortschrittsberichte jeweils 

bis spätestens 30. April erfolgt innerhalb von sechs Wochen deren Bewertung sowie die Formulierung 

länderspezifischer Empfehlungen durch die Europäische Kommission. Entspricht der ursprüngliche 

Fiskalstrukturplan nicht der EU-Verordnung, muss innerhalb eines Monats eine überarbeitete Version 

nachgereicht werden. Innerhalb von sechs Wochen nimmt der ECOFIN die Billigung des (finalen) 

Fiskalstrukturplans vor. Ohne Billigung – z. B. wenn nach Aufforderung der Europäischen Kommission 

kein überarbeiteter Fiskalstrukturplan übermittelt wurde oder dieser weiterhin nicht der EU-

Verordnung entspricht – gilt der Referenzpfad der Europäischen Kommission als verbindliche Vorgabe 

anstelle des Anpassungspfades gemäß nationalem Fiskalstrukturplan. 

Grafik 20: Adaptierter Ablauf des Europäischen Semesters gemäß neuem EU-Fiskalrahmen 

 

 

Bei der erstmaligen Anwendung des neuen Fiskalrahmens wurden die Referenzpfade der Europäischen 

Kommission – abweichend zum Regelfall – im Juni 2024 vorgelegt. Nach Durchführung der technischen 

Dialoge zwischen Mitgliedstaaten und Europäischer Kommission waren die ersten nationalen 

Fiskalstrukturpläne bis spätestens 20. September 2024 der Europäischen Kommission zu übermitteln, 

wobei viele Mitgliedstaaten erst später ihre Pläne einreichten.23 Ungeachtet dessen blieb im Jahr 2024 

die bislang übliche Vorgangsweise und der Fristenlauf zur Vorlage der Haushaltsplanungen bis 

spätestens 15. Oktober unberührt. Aufgrund der Nationalratswahl im September 2024 und den daran 

anknüpfenden, langwierigen Regierungsverhandlungen erhielt Österreich (wiederholt) Aufschub, die 

Haushaltsplanung 2025 und 2026, den Fiskalstrukturplan sowie den ersten Fortschrittsbericht 

vorzulegen. Schließlich wurde mit der Europäischen Kommission vereinbart, die Unterlagen am 13. Mai 

2025 im Anschluss an die Budgetrede des Bundesministers für Finanzen zu übermitteln.  

3.2 Erster Fiskalstrukturplan Österreichs für die Jahre 2025 bis 2029 

Auf der Grundlage des Artikels 11 der VO (EU) 2024/1263 legte Österreich – unter Inanspruchnahme 

von Fristverlängerungen aufgrund des langwierigen Prozesses der Regierungsbildung seit Ende 

September 2024 – am 13. Mai 2025 erstmals der Europäischen Kommission einen Fiskalstrukturplan 

 

23  Eine Fristverlängerung im Einvernehmen zwischen Mitgliedstaat und Europäischer Kommission war möglich. 
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(Bundesministerium für Finanzen, 2025b)24 vor. Dieser enthält den Nettoausgabenpfad, der im Einklang 

mit den Vorgaben des neuen EU-Fiskalrahmens stehen muss (siehe Abschnitt 3.1), sowie Maßnahmen 

zur Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen und gemeinsamen EU-Prioritäten.  

Nettoausgabenpfad des österreichischen Fiskalstrukturplans erfüllt die Anforderungen des EU-
Fiskalrahmens 

Kernstück des Fiskalstrukturplans ist die Darstellung eines verbindlichen Nettoausgabenpfades, der dem 

Mindesterfordernis zur Gewährleistung einer mittelfristig tragfähigen Staatsschuldenquote im Sinne 

des neuen EU-Fiskalrahmens entspricht. Im vorliegenden Plan wurde ein Pfad unter den Annahmen 

eines 7-jährigen Anpassungszeitraums und unter dem Regime eines ÜD-Verfahrens erstellt. Demnach 

ist ein durchschnittliches Wachstum der Nettoausgaben von maximal 2,3% p. a. in den Jahren 2025 bis 

2031 zulässig. Dieser Wert entspricht laut der Schuldentragfähigkeitsanalyse der Europäischen 

Kommission einer durchschnittlichen, jährlichen Verbesserung des strukturellen Primärsaldos um 

0,52 Prozentpunkte im Zeitraum von 2025 bis 2031 (Tabelle 11). Damit geht eine entsprechende 

Senkung des Maastricht-Defizits einher, die laut Fiskalstrukturplan im Jahr 2028 zur exakten Erreichung 

bzw. 2029 zu einer Unterschreitung der Obergrenze von 3% des BIP führt.25  

Tabelle 11:  Nettoausgabenwachstum und struktureller Primärsaldo in der Anpassungsperiode 

 

Dieser Nettoausgabenpfad gemäß Fiskalstrukturplan wurde im Rahmen des technischen Dialogs gemäß 

Art. 12 der VO (EU) 2024/1263 mit der Europäischen Kommission bereits abgestimmt und bildet – 

sobald dieser seitens des ECOFIN gebilligt worden ist (voraussichtlich am 8. Juli 2025) – auch im Rahmen 

eines ÜD-Verfahrens den Bezugspunkt für Empfehlungen des ECOFIN auf Basis von Art. 126 (6) und (7) 

des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (VAEU) zur Beendigung der Situation 

übermäßiger Defizite. Demnach stellen die maximal zulässigen Zuwachsraten der Nettoausgaben 

(jährlich und kumuliert26) die verbindliche Budgetbeschränkung und die Referenz zur Beurteilung des 

 

24  Siehe https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:06dc197b-4b62-4dca-92e7-0602e605d1e0/Fiskalstrukturplan%20-
%20Mai%202025_13-05-2025.pdf. 

25  Im Rahmen der Finanzplanung des BMF (Bundesministerium für Finanzen, 2025a) wird eine Unterschreitung der 
Defizitobergrenze von 3% des BIP bereits im Jahr 2028 dargestellt. Diese Abweichung ist auf methodische 
Berechnungsunterschiede zurückzuführen. So werden bei Anwendung des EU-Fiskalrahmens – abweichend zu den 
Budgetunterlagen der Finanzplanung – die länderspezifischen Forward Market Rates und die Inflation Swaps von 
Bloomberg statt entsprechender Indikatoren der Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur bzw. des 
Österreichischen Instituts für Wirtschaftsforschung herangezogen. Zudem basieren die Kosten der Alterung auf dem 
Ageing Report 2024 der Europäischen Kommission, während der nationalen Planung bis 2029 Einschätzungen der 
zuständigen Ressorts zugrunde liegen. 

26  Gegenüber Basisjahr 2023. 

2025 2026 2027 2028 2029 2030 2031 Ø 2025-2029 Ø 2025-2031

     Veränderung zum Vorjahr in % 2,6 2,2 2,2 2,0 2,3 2,4 2,4 2,3 2,3 
     Kumulatives Wachstum in % 2,6 4,8 7,2 9,4 11,9 14,5 17,3 . .

Struktureller Primärsaldo

     in % des potenziellen BIP -1,9 -1,4 -0,9 -0,3 0,2 0,7 1,2 . .
     Veränderung in Prozentpunkten 0,50 0,50 0,50 0,63 0,50 0,50 0,50 0,53 0,52

Finanzierungssaldo in % des BIP1) -4,7 -4,2 -3,6 -3,0 -2,5 -2,1 -1,6 . .

National finanzierte Nettoprimärausgaben

1) Diese Zeitreihe weicht aufgrund methodischer Berechnungsunterschiede von der Finanzplanung laut Strategiebericht ab.

Quelle: BMF und eigene Darstellung.

https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:06dc197b-4b62-4dca-92e7-0602e605d1e0/Fiskalstrukturplan%20-%20Mai%202025_13-05-2025.pdf
https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:06dc197b-4b62-4dca-92e7-0602e605d1e0/Fiskalstrukturplan%20-%20Mai%202025_13-05-2025.pdf
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Konsolidierungsfortschritts anhand der tatsächlichen Zuwachsraten („effective action“) dar. Als Frist zur 

Beendigung der Phase übermäßiger Defizite ist voraussichtlich das Jahr 2028 heranzuziehen.27  

Makroökonomische Annahmen zur Erstellung des Nettoausgabenpfades plausibel 

Die Berechnungen des Nettoausgabenpfades gemäß Fiskalstrukturplan beruhen auf den aktuell 

verfügbaren Daten der mittelfristigen Konjunkturprognose des Österreichischen Instituts für 

Wirtschaftsforschung (WIFO) vom 26. März 2025 sowie der budgetären Notifikation vom 31. März 2025 

der Statistik Austria zu fiskalischen Ausgangswerten des Jahres 2024 gemäß ESVG 2010. Vereinzelt 

wurden andere Datenquellen (z. B. Bloomberg für Zins- und Inflationskennzahlen) und entsprechend 

der zu verwendenden Methodologie zur Schuldentragfähigkeitsanalyse, welche im Debt Sustainability 

Monitor 2023 (Europäische Kommission, 2024a) näher beschrieben wird, der Standard-Multiplikator 

der Europäischen Kommission in Höhe von 0,75 verwendet.  

Vor diesem Hintergrund basiert der vorliegende Fiskalstrukturplan auf der zum Zeitpunkt der Erstellung 

aktuellsten verfügbaren Datenbasis, wie es durch die VO (EU) 2024/1263 intendiert ist. Einzig bei der 

Verwendung des Fiskalmultiplikators wäre aus der Sicht des Fiskalrates gut begründbar ein anderer 

Wert anzusetzen. Schuster (2019) und Čapek et al. (2021) folgend leitet sich aus der Zusammensetzung 

der Konsolidierungsmaßnahmen ein Fiskalmultiplikator von rund 0,4 ab. Demnach dürfte der 

unterstellte negative Rückkopplungseffekt im Fiskalstrukturplan ausgeprägter sein, als in der Realität zu 

beobachten sein wird. Unter diesem Gesichtspunkt wäre der abgeleitete Nettoausgabenpfad 

grundsätzlich strenger, als er aus der Sicht des Fiskalrates unter der Verwendung eines adäquateren 

Multiplikators sein müsste. Allerdings kommt dieser Aspekt de facto nicht zum Tragen, da die 

risikobasierten Vorgaben, bei denen der Multiplikator eine Rolle spielt, während der ersten Jahre durch 

das strukturelle Mindesterfordernis von 0,5% des BIP p. a. im Zuge des ÜD-Verfahrens und danach durch 

die Schutzvorkehrung zur Schuldenrückführung („debt safeguard“) überlagert werden. 

Österreich nimmt die Übergangsbestimmung gem. Art 36 (1) lit. f) EU (VO) 2024/1263 in Anspruch, 

wonach eine geglättete Zeitreihe für das Potenzialwachstum zugrunde gelegt werden darf. Dies trägt 

dem Umstand Rechnung, dass gegenwärtig die Potenzialwachstumsschätzungen nach unten verzerrt 

sein dürften.28 In dieser Situation käme es zu starken (prozyklischen) Anpassungen, welche durch die 

Anwendung dieser Übergangsbestimmung abgefedert werden sollen. Die Anwendung der geglätteten 

Zeitreihe erhöht die maximal zulässige Wachstumsrate für das Nettoausgabenwachstum und erleichtert 

folglich die Einhaltung der Fiskalregel der EU. Diese regelkonforme Vorgangsweise zur Lockerung der 

Vorgabe impliziert aber auch neben anderen Ursachen, dass die Einhaltung des 

Nettoausgabenwachstums nicht zwangsläufig mit einer Rückführung des strukturellen Primärsaldos 

bzw. des Maastricht-Defizits einhergeht, da die unterstellte makroökonomische Entwicklung von einer 

realistischerweise erwarteten entkoppelt wird. 

 

27  Es ist davon auszugehen, dass bereits das Jahr 2028 für die Unterschreitung der Defizitobergrenze seitens des ECOFIN 
empfohlen wird, um eine rasche Beendigung der Phase mit übermäßigen Defiziten entsprechend der Budgetplanung 
laut Strategiebericht zu erreichen. Zusätzlich ist üblicherweise eine Frist enthalten, bis wann effektive Maßnahmen zur 
Einhaltung des Nettoausgabenpfades zu setzen sein werden. Im Falle Österreichs dürfte das bis Oktober 2025, wenn 
die nächste Berichterstattung an die Europäische Kommission gemäß Europäischem Semester anstehen wird, zu leisten 
sein. 

28  Beispielsweise weist das Potenzialwachstum eine zyklische Tendenz auf, die in der gegenwärtigen Rezessionsphase 
besonders zum Tragen kommt. 
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Verlängerung des Anpassungszeitraumes auf sieben Jahre durch Reformen und Investitionen 
belegt, wenn auch konsistente Quantifizierung der Makro- und Budgeteffekte unterbleibt 

Der österreichische Fiskalstrukturplan enthält eine umfassende Liste von Reform- und 

Investitionsvorhaben, um eine Verlängerung des Anpassungszeitraumes auf sieben Jahre zu begründen 

und Maßnahmen zur Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen und der EU-Prioritäten zu 

dokumentieren.  

Österreich verpflichtet sich, bis zum Jahr 2029 14 Reformen und Investitionen zur Verbesserung des 

Potenzialwachstums und der fiskalischen Nachhaltigkeit umzusetzen und damit die Verlängerung des 

Anpassungszeitraumes auf sieben Jahre zu rechtfertigen. Diese Maßnahmen setzen sich zu einem 

kleinen Teil aus bisherigen Verpflichtungen aus dem Aufbau- und Resilienzplan (ARP) sowie neuen 

Reformen und Investitionen, die aus dem Regierungsprogramm abgeleitet wurden, zusammen. Umfasst 

sind u. a. folgende Schlüsselbereiche:  Gesundheit (Ausbalancieren der Krankenversicherung), 

Pensionen (vereinfachte Aliquotierung der ersten Pensionserhöhung, späterer Einstieg in die 

Korridorpension), Kinderbetreuung (zweites, verpflichtendes Kindergartenjahr), verbesserter Zugang zu 

Bildung, Arbeitsmarktpolitik (z. B. Nachfolgeregelung zur Bildungskarenz, Reform der Rot-Weiß-Rot-

Karte) sowie Forschung und Entwicklung (Aktivierung von Forschungskosten in der Bilanz).  

Die ökonomischen und fiskalischen Effekte des Maßnahmenpakets wurden literaturbasiert ermittelt. 

Gestützt v. a. auf dem Länderbericht der OECD zu Österreich (OECD, 2024) geht das BMF von positiven 

Effekten auf das heimische BIP in Höhe von 0,75% bis zum Jahr 2029 aus. Damit geht ein direkter 

fiskalischer Effekt einer Verbesserung des Budgetsaldos um (kumuliert) 0,4% des BIP bis zum Jahr 2029 

einher. Diese Größenordnungen spiegeln aus der Sicht des Fiskalrates plausible Effekte wider, wenn 

auch keine konsistente Simulation mit Interaktionseffekten zugrunde gelegt wurde. 

Zur Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen und der EU-Prioritäten wurden weitere 53 

Maßnahmen in den Fiskalstrukturplan aufgenommen und näher erläutert. Dazu zählen beispielweise 

eine spürbare Entbürokratisierung, weitere Reformen in Bereichen der Gesundheit und Bildung, in der 

Arbeitsmarkt- und Frauenpolitik sowie zu Themen der Digitalisierung oder die Schaffung einer 

Industriestrategie. 

3.3 Beurteilung der Erfüllung EU-weiter Fiskalregeln 

Der Nettoausgabenpfad des österreichischen Fiskalstrukturplans determiniert – ohne die noch 

ausstehende Billigung durch den ECOFIN zu präjudizieren – die verbindliche gesamtstaatliche budgetäre 

Vorgabe für Österreich gemäß dem neuen EU-Fiskalrahmen. Aufgrund einer sich abzeichnenden 

anhaltenden Phase übermäßiger Defizite ab dem Jahr 2024 ist zudem von einer weiteren verbindlichen 

Budgetvorgabe für Österreich im Rahmen eines ÜD-Verfahrens auszugehen. Diese erfordert eine 

Rückführung des Maastricht-Defizits unter die Obergrenze von 3% des BIP voraussichtlich bis zum Jahr 

2028. 29  Anhand der vorliegenden FISK-Frühjahrsprognose wird die Einhaltung dieser beiden 

Fiskalregeln bis zum Jahr 2029 überprüft und werden etwaige Abweichungen in einen noch zusätzlich 

bestehenden Konsolidierungsbedarf übersetzt (Tabelle 12).  

Die maximal zulässige Wachstumsrate der Nettoausgaben in Höhe von durchschnittlich 2,3% p. a. wird 

mit Ausnahme des Jahres 2025 auf Basis der FISK-Frühjahrsprognose stets überschritten. Allerdings 

führen Abweichungen nicht umgehend zur Einleitung eines schuldenbasierten ÜD-Verfahrens, sondern 

 

29  Es ist davon auszugehen, dass der ECOFIN eine Beendigung der Phase übermäßiger Defizite bereits bis Ende 2028 
fordert, wenn auch laut Fiskalstrukturplan eine Unterschreitung der 3%-Marke erst 2029 erfolgen soll. 
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werden diese zunächst auf einem Kontrollkonto gebucht (siehe Abschnitt 3.1).30 Deshalb ist es bei der 

Beurteilung der Regelerfüllung wichtig, auch die Kontrollkontobewegungen nachzuverfolgen. 

Dementsprechend werden Unterschreitungen des maximal zulässigen Nettoausgabenwachstums als 

„Gutschriften“ auf dem Kontrollkonto gebucht, die mit „Belastungen“ infolge von Überschreitungen in 

anderen Jahren gegengerechnet werden. Vor diesem Hintergrund reicht das Guthaben aus dem Jahr 

2025 aus, um die Belastungen in den Folgejahren auszugleichen, ohne den kumulierten Schwellenwert 

in Höhe von 0,6% des BIP bis zum Jahr 2029 zu erreichen. Auch bleiben die jährlichen Belastungen mit 

Ausnahme des Jahres 2027 unter dem zulässigen jährlichen Schwellenwert von 0,3% des BIP. Allerdings 

ist die Überschreitung 2027 einem statistischen Artefakt geschuldet, der voraussichtlich als „einmalige 

oder vorübergehende Maßnahme“ künftig bereits bei der Berechnung der Nettoausgaben zu 

berücksichtigen und folglich bei der Abweichungsanalyse nicht mehr sichtbar sein wird: Im Jahr 2027 

wird die nationale CO2-Abgabe (Aufkommen 2026: 1,6 Mrd Euro) durch die Einnahmen aus dem 

Europäischen Emissionshandelssystem 2 (ETS II) abgelöst (siehe Abschnitt 2.3). Die Einnahmen aus den 

ETS II-Zertifikatsverkäufen werden im ESVG mit einer Verzögerung von einem Jahr berücksichtigt und 

damit erstmals 2028 Maastricht-Saldo-relevant. Dadurch ergibt sich eine temporäre Aufkommenslücke 

für das Jahr 2027, die bei den diskretionären Einnahmenänderungen durchschlägt. Insgesamt beläuft 

sich der Kontrollkontostand per Ende 2029 auf -0,1% des BIP bzw. auf +0,2% des BIP, sofern um den 

statistischen Artefakt korrigiert wird. In beiden Varianten bleiben die Kontobewegungen innerhalb der 

zulässigen Schwellenwerte.31  

Legt man die aktuelle Budgetplanung des BMF zugrunde, so zeigt sich eine klare Erfüllung der Vorgaben, 

die durch den Nettoausgabenpfad des Fiskalstrukturplans bestimmt sind. Allerdings enthält die 

Budgetplanung Zielwerte anstelle von Prognosewerten, da die Verhandlungen zur Konkretisierung 

weiterer Konsolidierungsschritte ab dem Jahr 2027 zwischen den Ressorts sowie zwischen Bund, 

Ländern und Gemeinden über Konsolidierungsbeiträge und Reformvorhaben erst zu führen und 

entsprechende Entscheidungen noch zu treffen sind.  

Auf der Grundlage der FISK-Frühjahrsprognose reicht die Einhaltung des Nettoausgabenpfades 

allerdings nicht aus, um auch das Maastricht-Defizit bis Ende 2028 unter die Obergrenze von 3% des BIP 

zurückzuführen. Hierfür wären zusätzliche Konsolidierungsmaßnahmen in Höhe von 8,4 Mrd Euro 

notwendig. Das spiegelt aus der Sicht des Fiskalrates zugleich jenes Konsolidierungsvolumen wider, das 

die Bundesregierung noch mit konkreten Maßnahmen unterlegen muss. Gründe dafür, dass die 

Einhaltung des Nettoausgabenpfades nicht mit einer ausreichenden Rückführung des Maastricht-

Defizits einhergeht, sind i) der markante Anstieg der Zinsquote von 1,7% (2025) auf 2,4% des BIP (2029), 

der bei den Nettoausgaben unberücksichtigt bleibt, ii) der Unterschied der jeweils zugrunde liegenden 

makroökonomischen Entwicklung, sowie iii) der unterschiedliche Einfluss von Einnahmen-

schwankungen, die nicht im Einklang mit der Entwicklung des nominellen BIP stehen (Box 2). 

 

30  Das Kontrollkonto soll Planungsunsicherheiten aufgrund von nicht beobachtbaren Variablen „abfedern“, die in die 
Projektionen einfließen, aber nicht als zusätzlich einzuplanender fiskalischer Spielraum verstanden werden. 

31  Kontrollkontostände werden zum Ende einer Anpassungsperiode bei der Erstellung des darauffolgenden 
Fiskalstrukturplans gelöscht.  
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Tabelle 12:  Abweichungsanalyse zur Einhaltung des Nettoausgabenpfades und Rückführung des 
Maastricht-Defizits 

 

Box 2: Ansätze zur Ableitung des Konsolidierungsbedarfs zur Erfüllung der EU-Fiskalregeln 

Der neue Fiskalrahmen soll eine nachhaltige Rückführung der Staatsschuldenquote unter 60% des BIP 

bzw. die Beibehaltung einer Staatsschuldenquote unter dieser Grenze gewährleisten. Dies wird durch 

die Beschränkung der Nettoausgaben operationalisiert. Hierfür wird das entsprechende Ausmaß 

errechnet, in welchem der strukturelle Primärsaldo (in Prozent des BIP) angepasst werden muss, und 

daraus das maximal zulässige nominelle Nettoausgabenwachstum abgeleitet (siehe Abschnitt 3.1 bzw. 

Grafik 19). Aus diesem Sachverhalt ergeben sich zwei naheliegende Anknüpfungspunkte, um den 

Konsolidierungsbedarf zur Einhaltung der Budgetvorgaben zu ermitteln:  

I. Anpassungserfordernis des strukturellen Primärsaldos (in Prozent des BIP): Der 
Konsolidierungsbedarf ergibt sich aus dem Vergleich des prognostizierten bzw. geplanten 
strukturellen Primärsaldos mit dem (jährlichen) Zielwert. Zur Ermittlung des Zielwertes wird 
ausgehend von der Primärsaldoquote des Jahres 2024 jedes Jahr die erforderliche, jährliche 
Verbesserung entsprechend dem akkordierten Nettoausgabenpfad hinzugerechnet.  
 

II. Maximal zulässiges Wachstum der Nettoausgaben: Der Konsolidierungsbedarf leitet sich aus 
dem Vergleich zweier Ausgabenpfade ab, die sich bei prognostizierter und maximal zulässiger 
Dynamik der Nettoausgaben ergeben.  
 

Allerdings liefern die beiden Ansätze nicht die gleichen Ergebnisse, was wie folgt erklärt werden kann: 

Während im Fall I. die Prognosewerte zur Primärsaldoquote die tatsächlichen Einnahmenerwartungen 

widerspiegeln und folglich Einnahmenschwankungen losgelöst von üblichen makroökonomischen 

Zusammenhängen berücksichtigt werden können („windfall losses“, die zu einer Einnahmenelastizität 

im Bezug auf das BIP von ungleich 1 führen), wird im Fall II. eine Entwicklung der Einnahmen im 

Gleichklang mit dem nominellen Wirtschaftswachstum (Einnahmenelastizität von 1) unterstellt. Dies 

ergibt sich aus der Umrechnungsformel 32  zur Ermittlung des maximal zulässigen 

 

32  Nettoausgabenwachstum = Potenzialwachstum + Inflation – erforderliche Anpassung des strukturellen Primärsaldos / 
Primärausgabenquote. 

2025 2026 2027 2028 2029 2025 2026 2027 2028 2029

Nettoausgabenpfad

National finanzierte Primärausgaben, Wachstum in % 2,3% 2,8% 2,7% 3,0% 2,8% 2,6% 2,8% 1,8% 1,8% 2,3%

Effekt von diskretionären, einnahmenseitigen Maßnahmen, 

in % der Primärausgaben -1,2% -0,5% 0,4% -0,7% -0,1% -1,0% -0,6% -0,3% -0,3% -0,2%

National finanzierte Nettoprimärausgaben, Wachstum in % 1,1% 2,3% 3,2% 2,3% 2,7% 1,6% 2,1% 1,5% 1,5% 2,1%

Max. Nettoausgabenwachstum laut Fiskalstrukturplan 2,6% 2,2% 2,2% 2,0% 2,3% 2,6% 2,2% 2,2% 2,0% 2,3%

Kontrollkontostand in % des BIP2) 0,8 0,8 0,3 0,1 -0,1 . . . . .

Finanzierungssaldo laut Maastricht 

Finanzierungssaldo in % des BIP -4,3 -4,1 -4,4 -4,2 -4,2 -4,5 -4,2 -3,5 -3,0 -2,8

Rückführung des Maastrichtdefizits unter 3% des BIP

Zusätzlicher Konsolidierungsbedarf, in Mio Euro

    Maßnahmen sicherzustellen ist. 

1) Ab dem Jahr 2027 handelt es sich um Zielwerte, deren Erreichung noch durch die Konkretisierung und den Beschluss von 

Quellen: Fiskalrat und BMF.

nein ja

8.358 0

2) Kumulierte Abweichung vom Nettoausgabenpfad. Bei einem negativen/positiven Kontostand überwiegt das Ausmaß der 

    Überschreitungen/Unterschreitungen der jährlichen Obergrenzen. „Rot“ bedeutet eine Überschreitung des jährlichen und/oder des 

    CO₂-Abgabe durch Einnahmen aus dem Europäischen Emissionshandelssystem 2 in Höhe von 0,3% des BIP.  

    kumulierten Schwellenwertes von 0,3 bzw. 0,6% des BIP. „Orange“ bedeutet eine Überschreitung der jährlichen Obergrenze, aber 

    eine Unterschreitung des jährlichen Schwellenwertes. Ohne Korrektur des einmaligen Sondereffekts 2027 infolge der Ablöse der 

Fiskalrat Prognose BMF Strategiebericht1)
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Nettoausgabenwachstums. Denn die Nettoausgaben dürften grundsätzlich analog zu den Einnahmen, 

deren Wachstum durch das Wachstum des Potenzialoutputs plus Inflation determiniert ist, wachsen. 

Dieser Zuwachs wird in weiterer Folge noch reduziert, sofern ein Anpassungserfordernis beim 

strukturellen Primärsaldo besteht. Zusätzlich führt die Glättung des Potenzialwachstums zu einem 

höheren Potenzialwachstum mit entsprechender Erhöhung der maximal zulässigen Wachstumsrate der 

Nettoausgaben, während im Fall I. die tatsächlich prognostizierte Konjunkturentwicklung bei der 

Gegenüberstellung der Prognose- und Zielwerte einfließt. Da im Falle Österreichs in den Jahren 2025–

2029 beträchtliche Windfall Losses zu erwarten sind und die Glättung des Potenzialwachstums eine 

fiktive Verbesserung des Konjunkturbildes nach sich zieht, kommt es zu entsprechend großen 

Abweichungen der jeweils abgeleiteten Konsolidierungserfordernisse. Demnach muss die Erfüllung der 

Ausgabenregel nicht mit der Erreichung des Zielwertes des strukturellen Primärsaldos einhergehen. 

Ansatz II. zielt auf den Vergleich der zulässigen und geplanten Wachstumsrate der Nettoausgaben ab 

und korrespondiert mit der Vorgangsweise zur Beurteilung der Regelerfüllung gemäß EU-Fiskalrahmen. 

Die Bestimmung des Konsolidierungsbedarfs zur Unterschreitung der Maastricht-Obergrenze von 3% 

des BIP ähnelt der Berechnungslogik von Ansatz I (zusätzlicher Handlungsbedarf als Differenz zwischen 

Ziel- und Planwert eines bestimmten Jahres).  

Zusammenfassend sind folgende Aspekte festzuhalten: 

• Die makroökonomischen Annahmen im österreichischen Fiskalstrukturplan sind nachvollziehbar 

und plausibel. 

• Der Nettoausgabenpfad des Fiskalstrukturplans erfüllt die Vorgaben des EU-Fiskalrahmens, 

einschließlich der Vorgaben im Rahmen eines ÜD-Verfahrens. 

• Die im Fiskalstrukturplan aufgelisteten Reformen und Investitionen zur Rechtfertigung der 

Verlängerung des Anpassungszeitraumes auf 7 Jahre lösen – unter Bezugnahme auf einschlägige 

Literatur – plausible makroökonomische und budgetäre Effekte aus, wenn auch keine konsistente 

Simulation mit Interaktionseffekten zugrunde gelegt wurde. 

• Die maximal zulässige Wachstumsrate der Nettoausgaben wird mit Ausnahme des Jahres 2025 

zwischen 2026 und 2029 auf Basis der FISK-Frühjahrsprognose stets überschritten. Die 

Abweichungen werden auf einem Kontrollkonto gebucht und bleiben innerhalb der zulässigen 

Schwellenwerte gemäß VO (EU) 2024/1263. Die Budgetplanung des BMF erfüllt jedes Jahr den 

Nettoausgabenpfad. 

• Auf Basis der FISK-Frühjahrsprognose würde das Maastricht-Defizit deutlich über der Obergrenze 

von 3% des BIP verharren, weshalb zur Erfüllung der Vorgaben aus dem zu erwartenden ÜD-

Verfahren noch ein zusätzlicher Konsolidierungsbedarf in Höhe von 8,4 Mrd Euro im Jahr 2028 

besteht. Dies spiegelt u. a. die Tatsache wider, dass die Zielwerte der Haushaltsplanung des BMF 

noch nicht vollständig durch Konsolidierungsmaßnahmen hinterlegt sind, da ein Teil davon erst 

verhandelt und beschlossen werden muss. 

• Eine Einhaltung des Nettoausgabenpfades gilt im Rahmen eines ÜD-Verfahrens als ausreichende 

Anpassung („effective action“), auch wenn die Defizitobergrenze nicht bis 2028 unterschritten 

werden sollte. Dann droht keine finanzielle Sanktion, aber eine Verlängerung des ÜD-Verfahrens. 

• Der vorliegende Nettoausgabenpfad stellt aus der Sicht des Fiskalrates keine strenge Fiskalregel dar 

– angesichts der Tatsache, dass der Pfad trotz der anhaltend hohen Maastricht-Defizite gemäß FISK-

Frühjahrsprognose unter Ausschöpfung der tolerierten Schwellenwerte erfüllt wird.  
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3.4 Nationale Fiskalregeln gemäß Österreichischem Stabilitätspakt 2012 

Neuer Fiskalrahmen der EU erfordert Anpassung der nationalen Fiskalregeln bis Ende 2025 

Mit der Inkraftsetzung des neuen Legislativpakets auf EU-Ebene per Ende April 2024 besteht nun jener 

Fiskalrahmen, der ausschlaggebend für die Neugestaltung des heimischen Fiskalregelwerks ist. Der 

Empfehlung des Fiskalrates folgend, sollte ehestmöglich eine Konsistenz zwischen dem heimischen und 

EU-weiten Fiskalregelwerk hergestellt werden (Fiskalrat, 2023a). Im Zuge dessen gilt sowohl der Verein-

fachung als auch den verbesserten Steuerungselementen besonderes Augenmerk, um die Rückkehr auf 

solide Budget- und Verschuldungspfade für alle Gebietskörperschaften zu unterstützen. Die Notwen-

digkeit und Absicht neuer Verhandlungen zur Änderung des ÖStP 2012 wurden bereits im neuen Paktum 

zum Finanzausgleich ab 2024 verankert (Bundesministerium für Finanzen, 2023).  

Die Verzögerungen im Kontext der Bildung einer neuen Bundesregierung bremsten allerdings auch die 

Vorbereitungen, die mittlerweile anzuwendenden EU-Vorgaben in nationales Recht zu übersetzen und 

die jeweiligen Beiträge der Gebietskörperschaften zur Regelerfüllung im Bundesstaat festzulegen. Im 

Anschluss an die Budgetrede des Bundesministers für Finanzen wurde am 13. Mai 2025 der 

österreichische Fiskalstrukturplan vorgelegt, der im Anpassungszeitraum von 2025 bis 2029 ein maximal 

zulässiges Wachstum der Nettoausgaben von durchschnittlich 2,3% pro Jahr bzw. eine Verbesserung 

des strukturellen Primärsaldos von durchschnittlich 0,53 Prozentpunkte pro Jahr vorsieht. In der 

zeitgleich veröffentlichten Finanzplanung des Bundes (Strategiebericht) 33 wurde ein Zielpfad für die 

Länder und Gemeinden hinsichtlich ihres Beitrages zur Rückführung des gesamtstaatlichen Maastricht-

Defizits aufgenommen. Dieser sieht ein Budgetdefizit der Länder und Gemeinden in Höhe von 1,0% des 

BIP im Jahr 2025 und eine sukzessive Rückführung auf 0,2% bis zum Jahr 2029 vor. Nach einem 

grundsätzlichen Bekenntnis der Länder und Gemeinden, zum Konsolidierungspfad Österreichs 

beizutragen, werden allerdings erst seit Ende Mai 2025 detaillierte Verhandlungen geführt. 

Dementsprechend ist der vorgesehene Zielpfad zunächst zu akkordieren und in weiterer Folge mit 

konkreten Maßnahmen, insbesondere auch mit gebietskörperschaftsübergreifenden Strukturreformen 

zu hinterlegen. 

Ungeachtet dessen ist auch noch die Operationalisierung der Konsolidierungsbeiträge der Länder und 

Gemeinden – also die konkrete Ausgestaltung der nationalen Fiskalregeln – festzulegen. Signale aus 

dem Bundesministerium für Finanzen deuten auf eine vereinfachte Lösung hin, die jedenfalls eine 

geringere Komplexität als die noch bestehenden, mehrgliedrigen Regelungen des ÖStP 2012 sowie der 

neue Fiskalrahmen34 aufweist. Zu klären bleibt auch die Handhabung von „Altlasten“, d. h. wie mit der 

Rückführung von Kontrollkontoständen, die bis zum Jahr 2019 aufgelaufen sind, oder mit etwaigen 

Verfehlungen im Fiskaljahr 2024 umgegangen werden soll.  

Ex-post-Evaluierung nationaler Fiskalregeln bis zum Jahr 2023 unter dem Regime der 
allgemeinen Ausweichklausel  

Mit der Unterzeichnung des Fiskalpolitischen Pakts verpflichtete sich Österreich, das mittelfristige 

Budgetziel (MTO) eines gesamtstaatlichen strukturellen Defizits von maximal 0,5% des BIP in nationalem 

Recht bindend zu verankern und einen automatischen Korrekturmechanismus – zur Gegensteuerung 

 

33  Siehe https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:106f13c3-c48e-48f7-a98c-687fe9fd4e3b/Strategiebericht_2025-2028_2026-
2029_Budgetbericht_2025_2026.pdf. 

34  Die Zusammensetzung des Nettoausgabenaggregats spiegelt kaum Spezifika der Länder- und Gemeindeausgaben 
wider, sodass diese Kenngröße unter dem Gesichtspunkt der Steuerungsrelevanz und Einfachheit für Länder und 
Gemeinden ungeeignet scheint. 

https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:106f13c3-c48e-48f7-a98c-687fe9fd4e3b/Strategiebericht_2025-2028_2026-2029_Budgetbericht_2025_2026.pdf
https://www.bmf.gv.at/dam/jcr:106f13c3-c48e-48f7-a98c-687fe9fd4e3b/Strategiebericht_2025-2028_2026-2029_Budgetbericht_2025_2026.pdf
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bei Abweichungen vom MTO – zu implementieren. Diesen Verpflichtungen kam Österreich durch die 

Verabschiedung des Österreichischen Stabilitätspakts (ÖStP) 2012 (BGBl. I Nr. 30/2013) nach. 

Kernstück des ÖStP 2012 ist die subsektorale und regionale Festlegung von Budgetvorgaben zur 

Erreichung eines gesamtstaatlichen strukturellen Budgetdefizits von maximal 0,45% des BIP (Bund und 

Sozialversicherungsträger: -0,35% des BIP; Länder und Gemeinden: -0,10% des BIP).35 Abweichungen 

von den jeweiligen strukturellen Budgetvorgaben der Gebietskörperschaften werden in Kontrollkonten 

erfasst (Näheres siehe Fiskalrat, 2023). Zu den gesetzlich verankerten Aufgaben des Fiskalrates zählt es, 

Umstände zu beobachten und Empfehlungen abzugeben, welche den Korrekturmechanismus gemäß 

Artikel 7 ÖStP 2012 („Kontrollkonten“) aktivieren, verlängern oder beenden (§ 1 Z 5d BGBl. I 

Nr. 226/2021). Unterschreiten die (negativen) Kontrollkontostände bestimmte Schwellenwerte, sind 

diese Beträge konjunkturgerecht in den Folgejahren abzubauen (automatischer Korrektur-

mechanismus).  

Der ÖStP 2012 sieht im Artikel 11 vor, europarechtliche Ausnahmen bei der Anwendung von Fiskalregeln 

analog auf die nationalen Fiskalregeln zu übertragen. Vor diesem Hintergrund galt für die strukturellen 

Budgetregeln (Führung der Kontrollkonten, Ausgabenregel) analog zur EU-Ebene bis Ende 2023 die 

allgemeine Ausweichklausel, die eine koordinierte und geordnete Abweichung von den regulären haus-

haltspolitischen Vorgaben erlaubte. Im Fall von Verfehlungen bei den Maastricht-Kriterien 

(Finanzierungssaldo und Verschuldungsentwicklung) wurde von der Einleitung eines Verfahrens wegen 

eines übermäßigen Defizits (ÜD-Verfahrens) und damit von einem Korrektur- und Sanktionsmecha-

nismus Abstand genommen. Entsprechend dieser Vorgangsweise auf EU-Ebene wurde auch im Kontext 

sämtlicher nationaler Fiskalregeln für die Jahre 2020 bis 2023 die Evaluierung der Regelerfüllung und 

damit die Feststellung eines sanktionsrelevanten Sachverhalts ausgesetzt. Ungeachtet dessen wurde im 

Herbst – so wie in den vergangenen Jahren – der aktuelle Bericht der Statistik Austria (2024)36 über die 

Haushaltsergebnisse des Jahres 2023 vorgelegt. Dieser bildet die Grundlage für die jährliche Ex-post-

Evaluierung.37 

Anwendung der allgemeinen Ausweichklausel schließt sanktionsrelevanten Sachverhalt trotz 
Verfehlung einiger Haushaltsvorgaben im Jahr 2023 aus 

Trotz etlicher Verfehlungen bei den Vorgaben der nationalen Fiskalregeln gemäß ÖStP 2012 im Jahr 

2023 stellte Statistik Austria bei keiner nationalen Fiskalregel einen sanktionsrelevanten Sachverhalt 

fest, da dessen Beurteilung aufgrund der Aktivierung der allgemeinen Ausweichklausel bis Ende 2023 

ausgesetzt wurde (Box 3). 

Box 3: Evaluierung der Haushaltsergebnisse 2023 gemäß Österreichischem Stabilitätspakt38  

Der gesamtstaatliche strukturelle Budgetsaldo (ohne Bundes- und Landeskammern) lag im Jahr 2023 

bei -2,40% des BIP und damit klar unter dem maximal zulässigen Wert von -0,45% des BIP. Sämtliche 

gebietskörperschaftlichen Ebenen verfehlten hierbei die jeweiligen Regelgrenzen. Betrachtet man 

jedoch einzelne Bundesländer (inkl. Wien) und die Gemeinden landesweise, zeigte sich die 

 

35  Im Detail handelt es sich – analog zu den EU-weiten Fiskalregeln – um ein mehrdimensionales Fiskalregelwerk 
(nominelle und strukturelle Budgetregel, Ausgaben- und Schuldenregel, Haftungsobergrenzen), das für den Bund (i. A. 
ohne Sozialversicherungsträger), die einzelnen Länder und die Gemeinden pro Bundesland anzuwenden ist. 

36  Der Bericht wird unter https://www.bmf.gv.at/themen/budget/finanzbeziehungen-laender-
gemeinden/veroeffentlichungen-gemaess-stabilitaetspakt.html veröffentlicht. 

37  Sofern Statistik Austria in diesem Rahmen einen sanktionsrelevanten Sachverhalt feststellt, erfolgt eine abschließende 
Beurteilung der Regelerfüllung mittels Gutachten durch den Rechnungshof (Artikel 18 (8) ÖStP 2012). 

38  Die Ausführungen entsprechen einer Zusammenfassung im Bericht über die öffentlichen Finanzen 2022–2027 
(Fiskalrat, 2023b). 

https://www.bmf.gv.at/themen/budget/finanzbeziehungen-laender-gemeinden/veroeffentlichungen-gemaess-stabilitaetspakt.html
https://www.bmf.gv.at/themen/budget/finanzbeziehungen-laender-gemeinden/veroeffentlichungen-gemaess-stabilitaetspakt.html
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Regelerfüllung im Fall der Länder Nieder- und Oberösterreich, Steiermark und Vorarlberg sowie der 

Gemeinden Kärntens und Salzburgs. Auf den Kontrollkonten, die zur Beurteilung des Vorliegens eines 

sanktionsrelevanten Sachverhalts geführt werden, erfolgten vor dem Hintergrund der aktivierten 

allgemeinen Ausweichklausel keine Buchungen. 

Die nationale Schuldenregel konnte 2023 weder gesamtstaatlich noch auf den einzelnen 

gebietskörperschaftlichen Ebenen erfüllt werden: Der gesamtstaatliche Schuldenstand (ohne Bundes- 

und Landeskammern) betrug zum Jahresende 2023 78,5% des BIP und lag folglich um mehr als 

5 Prozentpunkte (PP) über dem Anpassungspfad gemäß ÖStP 2012. 39  Sowohl die Bundesländer 

Kärnten, Nieder- und Oberösterreich sowie Salzburg als auch jeweils ihre Gemeinden konnten den 

jeweils vorgegebenen Schuldenrückführungspfad erfüllen.40 

Die Ausgabenregel wurde im Jahr 2023 auf Bundesebene sowohl im Rahmen der 1-Jahresbetrachtung 

als auch im Rahmen der 2-Jahresbetrachtung erfüllt.41 Auf Landes- und auf Gemeindeebene lag der 

Ausgabenzuwachs – bei ein- und zweijähriger Betrachtungsweise – über dem Referenzwert. Einzig die 

Länder Niederösterreich und Tirol konnten die Ausgabenregel (auch nach beiden Betrachtungsweisen) 

erfüllen. Die Gemeinden Kärntens (1-Jahresbetrachtung) und jene der Steiermark (1- und 2-

Jahresbetrachtung) erfüllten die Ausgabenregel. 

 

Regimewechsel auf EU-Ebene macht Anwendung des ÖStP im Jahr 2024 unzweckmäßig 

Analog zum Einvernehmen auf EU-Ebene, in der Übergangsphase zu einem neuen Fiskalrahmen der EU 

von einer umfassenden Anwendung und Bewertung der Fiskalregeln Abstand zu nehmen, wurde auch 

im Kontext nationaler Fiskalregeln bis auf Weiteres keine Ex-ante-Evaluierung vorgenommen. So läuft 

seit dem Frühjahr 2024 die Durchsetzung der fiskalischen Überwachung ausschließlich über ein 

defizitbasiertes ÜD-Verfahren, das auf Basis von realisierten Finanzierungssalden des Jahres 2023 oder 

aufgrund von realisierten Werten oder Prognosedaten zum Finanzierungssaldo ab dem Fiskaljahr 2024 

jeweils mit Werten über der Obergrenze von 3% des BIP eingeleitet werden könnte. Im Jahr 2024 kam 

eine Vorgabe der Europäischen Kommission hinzu, den Zuwachs eines (gesamtstaatlichen) 

Ausgabenaggregats 2024 mit 4,6% gegenüber dem Vorjahr zu beschränken. Diese Vorgabe wurde aber 

weder mit rechtlicher Bindungswirkung ausgestattet noch hinsichtlich ihrer Implikationen für die 

subsektorale Anwendung in Österreich in Betracht gezogen.42  

Ungeachtet dessen gilt der ÖStP 2012 bisweilen noch, solange keine Nachfolgeregelung in Kraft gesetzt 

worden ist. Entsprechend der derzeit noch gültigen Rechtslage werden etwaige Verfehlungen im 

Fiskaljahr 2024 auf Basis der ermittelten Haushaltsergebnisse gemäß ÖStP 2012 durch Statistik Austria 

im Herbst 2025 aufgezeigt. Vor diesem Hintergrund sollte eine rasche Anpassung des nationalen 

Regelwerks Klarheit bezüglich der künftigen regionalen Budgetvorgaben, aber auch bezüglich der 

Handhabung bisheriger Verfehlungen schaffen. 

 

39  Die gesamtstaatliche Überschreitung verteilte sich wie folgt auf die gebietskörperschaftlichen Ebenen: Bundesebene 
4,97 PP; Landesebene (inkl. Wien): 7,59 PP; Gemeindeebene 0,01 PP. 

40  Durch den fixen Anpassungspfad und die Koppelung an das nominelle BIP ist es möglich, dass eine Gebietskörperschaft 
trotz Erhöhung/Senkung des nominellen Schuldenstandes gegenüber dem Vorjahr die Regelgrenze einhält/verfehlt. Bei 
Abweichung in einem Jahr entsteht ein „kumuliertes Anpassungserfordernis“ im Folgejahr. 

41  Sanktionsgrenzen werden sowohl für die jährliche Veränderung der Ausgaben als auch für deren durchschnittliche 
Veränderung über einen Zweijahreszeitraum festgelegt. 

42  Zur Anwendung des ÖStP 2012 im Jahr 2024 siehe Fiskalrat (2024a). 
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5 ANHANG 

5.1 Anpassungen der FISK-Frühjahrsprognose 2025 gegenüber der FISK-
Herbstprognose 2024 

Zur Gewährleistung hoher Transparenz wird in diesem Abschnitt die Änderung der Frühjahrsprognose 

2025 gegenüber der Herbstprognose 2024 des FISK dargestellt. Die Abweichungen werden dabei in die 

Kategorien Basiseffekt, Konjunktur, Diskretion und Update zerlegt. Der Basiseffekt entsteht durch 

Unterschiede in der Realisierung der Daten laut Statistik Austria und der FISK-Herbstprognose für das 

Jahr 2024. Die Konjunkturkomponente misst die Anpassung der Fiskalprognose, welche automatisch 

durch die Übernahme der aktuellen WIFO-Makroprognose entsteht. Die Kategorie Diskretion enthält die 

Saldowirkung neuer Maßnahmen bzw. Änderungen in der Einschätzung schon im Herbst berücksichtigter 

Maßnahmen. Die Kategorie Update enthält alle sonstigen, auf neuen Informationen basierenden 

Prognoseanpassungen (unterjährige Entwicklung der Administrativdaten etc.), aber auch methodische 

Änderungen (Neuschätzung von Elastizitäten, veränderte Bereinigung bestehender Zeitreihen um 

Zeitreihenbrüche etc.). An dieser Stelle muss betont werden, dass es prinzipiell zu Unschärfen bei der 

Zuteilung der Anpassungen auf die genannten Kategorien kommen kann. 

Die Prognose der Staatseinnahmen der FISK-Herbstprognose für 2024 lag mit einer Unterschätzung von 

21 Mio Euro sehr nahe an der Realisierung laut Statistik Austria, wobei es größere Abweichungen 

innerhalb der Kategorien gab (Produktionserlöse, sonstige laufende Transfers und Vermögenstransfers 

wurden überschätzt, Steuern und Sozialbeiträge sowie Vermögenseinkommen wurden unterschätzt). Die 

Gründe für die Unterschätzung des Defizits um 3,3 Mrd Euro lagen großteils in der ausgabenseitigen 

Entwicklung. Die Ausgaben lagen insbesondere in den Kategorien Vermögenstransfers und soziale 

Sachleistungen deutlich über den prognostizierten Werten. Nachzahlungen im Zuge der 

Dienstrechtsnovelle 2023 in Höhe von 0,9 Mrd Euro, die in der FISK-Herbstprognose noch nicht 

berücksichtigt werden konnten, wurden von Statistik Austria als Vermögenstransfers gebucht. Außerdem 

kam es in dieser Kategorie zu einer Ausgabensteigerung im Bereich der Klimaschutzmaßnahmen, die in 

diesem Ausmaß in der FISK-Herbstprognose nicht erwartet wurden. Bei den sozialen Sachleistungen 

wurde insbesondere eine starke Ausgabensteigerung im Bereich Gesundheit nicht in diesem Umfang 

erwartet. Außerdem kam es bei einzelnen Maßnahmen zu Umbuchungen in den ESVG-Kategorien, z. B. 

bei den Wohn- und Heizkostenzuschüssen, die in der FISK-Herbstprognose u. a als sonstige laufende 

Transfers verbucht waren, von Statistik Austria jedoch als monetäre Sozialleistung. Das führte zu einer 

(saldoneutralen) Unterschätzung der sonstigen laufenden Transfers und einer Überschätzung der 

monetären Sozialleistungen, da diese Leistungen im Jahr 2024 wegfielen. Schließlich wurde der Rückgang 

der Ausgaben für Subventionen unterschätzt. 

Die Prognose der Staatseinnahmen musste im gesamten Prognosehorizont gesenkt werden 

(2025: -1,0 Mrd Euro, 2026: -0,8 Mrd Euro, 2027: -2,2 Mrd Euro und 2028: -1,5 Mrd Euro). Der 

Hauptgrund ist der negative Konjunktureffekt, der die zusätzlichen diskretionären Einnahmen aufgrund 

des Sanierungspakets der Bundesregierung übertrifft. Die Anpassung der Einnahmen des Jahres 2027 

spiegelt zusätzlich die erstmalige Berücksichtigung der Aufkommenslücke aufgrund des Wegfalls der 

nationalen CO2-Abgabe und der mit einer Verzögerung von einem Jahr zu berücksichtigenden Erfassung 

der ETS II-Einnahmen wider. Diese Anpassung wurde als Prognoseanpassung aufgrund diskretionärer 

Änderungen erfasst. Fundamentale Einnahmenprognoseanpassungen betreffen die Sozialbeiträge, für 

die der Inflationseffekt auf die Höchstbeitragsgrundlage neu berechnet wurde, und die Anpassung der 

Kapitalertragsteuer und Zinseinnahmen, die in der Aufteilung der Fundamentalanpassung anstatt der 

Konjunkturanpassung zugeteilt sind. 
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Während die Gesamtausgaben im Jahr 2025 in der laufenden Prognose noch niedriger ausfallen als in 

der FISK-Herbstprognose (+0,6 Mrd Euro), liegen sie in den Folgejahren, insbesondere ab 2027 deutlich 

darüber (2027: +1,9 Mrd Euro, 2028: +1,4 Mrd Euro). Die diskretionäre Ausgabensenkung bei den 

sonstigen laufenden Transfers geht v. a. auf die Streichung des Klimabonus zurück. Demgegenüber 

stehen Ausgabenkategorien mit einem dynamischeren Wachstum als noch in der FISK-Herbstprognose 

angenommen, etwa bei den Vorleistungen und den Zinszahlungen (Vermögenseinkommen) aufgrund 

einer Aufwärtsrevision der langfristigen Zinsen in der WIFO-Prognose. Bei den Vermögenstransfers gab 

es eine technische Änderung, da Einsparungen im Bereich der Klimaschutzmaßnahmen im Zuge des 

Konsolidierungspakets nun als diskretionäre Änderung verbucht sind, während sie in die Herbstprognose 

als schwächere Ausgabenentwicklung eingegangen sind. Bei den Bruttoinvestitionen kam es v. a. im 

Bereich Militär zu Verschiebungen in die späteren Prognosejahre. Das Ausgabenwachstum bei den 

Arbeitnehmerentgelten und den monetären Sozialleistungen wird nunmehr aufgrund der 

Konsolidierungsmaßnahmen schwächer eingeschätzt (Einsparungen in den Ressorts und Reformmaß-

nahmen bei den Pensionen). 
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Tabelle 13:  Zerlegung der Prognoseanpassung von der FISK-Herbstprognose 2024 zur FISK-
Frühjahrsprognose 2025 

 

  

in Mio Euro ESVG-Code Gesamt Basis Konjunk. Diskr. Update Gesamt Basis Konjunk. Diskr. Update

Gesamteinnahmen TR -968 -62 -1.942 1.055 -19 -762 -104 -2.472 1.481 333

Produktionserlöse P.1O -415 -431 -106 78 44 -288 -446 -67 73 152

Indirekte Steuern D.2 547 178 -329 589 109 596 193 -563 855 112

Vermögenseinkommen D.4 584 463 0 0 120 512 463 0 0 49

Direkte Steuern D.5 -271 567 -1.045 -117 325 -548 545 -1.281 -142 330

Sozialbeiträge D.6 -213 289 -462 366 -406 155 298 -561 514 -96

Sonstiges -1.200 -1.128 0 139 -212 -1.189 -1.157 0 181 -213

Gesamtausgaben TE -556 2.972 282 -3.667 -143 421 3.071 1.010 -3.488 -172

Vorleistungen P.2 592 672 63 -304 161 810 682 71 -293 350

Arbeitnehmerentgelte D.1 -79 87 -2 244 -408 -156 72 157 295 -681

Subventionen D.3 -1.215 -1.045 14 -184 0 -1.066 -1.067 41 -41 0

Vermögenseinkommen D.4 738 327 -40 -58 510 1.427 354 234 -113 952

Monetäre Sozialleistungen D.62 -767 -499 86 -266 -88 -1.656 -512 304 -1.321 -128

Soziale Sachleistungen D.632 1.169 1.167 1 -20 21 1.312 1.225 2 57 28

Sonstige laufende Transfers D.7 -1.602 844 71 -2.456 -61 -1.232 861 86 -2.122 -57

Vermögenstransfers D.9 801 1.748 25 -870 -102 434 1.783 30 -1.215 -163

Bruttoinvestitionen P.5 -118 -259 64 235 -159 631 -254 78 1.254 -447

Sonstiges -75 -70 0 11 -16 -82 -73 6 12 -27

Finanzierungssaldo B.9 -412 -3.034 -2.224 4.722 124 -1.183 -3.175 -3.482 4.970 505

in Mio Euro ESVG-Code Gesamt Basis Konjunk. Diskr. Update Gesamt Basis Konjunk. Diskr. Update

Gesamteinnahmen TR -2.247 -142 -3.141 233 804 -1.524 -181 -3.998 1.410 1.244

Produktionserlöse P.1O -225 -461 -44 65 215 -172 -476 -29 53 281

Indirekte Steuern D.2 -762 209 -888 -299 217 -3 225 -1.214 816 170

Vermögenseinkommen D.4 433 463 0 0 -30 433 463 0 0 -30

Direkte Steuern D.5 -689 525 -1.478 -210 474 -760 505 -1.727 -209 671

Sozialbeiträge D.6 211 308 -731 490 144 222 318 -1.028 559 373

Sonstiges -1.215 -1.186 0 186 -215 -1.246 -1.215 0 191 -221

Gesamtausgaben TE 1.949 3.168 1.864 -3.121 38 1.439 3.297 2.104 -5.059 1.098

Vorleistungen P.2 1.178 691 91 -142 538 1.389 702 76 -144 755

Arbeitnehmerentgelte D.1 -314 56 253 280 -903 -521 40 292 283 -1.136

Subventionen D.3 -1.634 -1.088 49 -596 0 -1.704 -1.110 54 -648 0

Vermögenseinkommen D.4 2.345 389 726 -163 1.392 2.948 438 902 -241 1.849

Monetäre Sozialleistungen D.62 -2.115 -525 513 -1.921 -181 -2.285 -539 538 -2.337 54

Soziale Sachleistungen D.632 1.381 1.285 2 57 37 1.433 1.350 2 55 25

Sonstige laufende Transfers D.7 -388 878 97 -1.313 -49 -837 896 102 -1.793 -42

Vermögenstransfers D.9 213 1.818 34 -1.059 -581 268 1.855 36 -979 -644

Bruttoinvestitionen P.5 1.374 -261 88 1.724 -177 849 -256 92 732 280

Sonstiges -91 -76 10 11 -35 -101 -79 11 11 -45

Finanzierungssaldo B.9 -4.196 -3.311 -5.005 3.354 766 -2.964 -3.477 -6.102 6.469 146

Quellen: FISK-Frühjahrsprognose 2025, FISK-Herbstprognose 2024 und eigene Berechnungen.

2025 2026

2027 2028

Lesebeispiel: 'Aufgrund der Neueinschätzung der konjunkturellen Lage wurde die Prognose der Gesamteinnahmen 2025 um 1942 

Mio Euro gesenkt.'
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5.2 Detailliste zu Maßnahmen des Regierungsprogramms 2025 laut FISK-
Prognose 

Tabelle 14:  Saldowirkung der Maßnahmen des Regierungsprogramms 2025 laut FISK-Prognose 

 

5.3  

in Mio Euro

2025 2026 2027 2028 2029

Steuerliche Maßnahmen 1.093 1.648 1.763 2.171 2.526

Anhebung Glükspielabgabe 0 31 73 78 83

Anhebung Stabilitätsabgabe 350 350 50 50 50

Anhebung Stiftungsbesteuerung 0 33 34 35 36

Anhebung Tabaksteuer 50 101 103 104 105

Anhebung Wettgebühr 50 103 107 110 114

Aussetzen des letzten Drittels der Inflationsanpassung 0 300 620 930 1.250

Ausweitung motorbezogene Versicherungssteuer auf E-Autos 65 132 134 135 137

Einführung Umwidmungsabgabe 10 31 53 55 57

Lückenschluss Grunderwerbsteuer 35 103 107 110 114

Modernisierung Glückspielmonopol 10 21 21 99 114

Tabaksteuer alternative Erzeugnisse 0 85 101 103 104

Verlängerung/Anhebung Energiekrisenbeitrag Strom/Fossil 200 200 200 200 200

Vorzeitige Abschaffung USt-Befreiung PV-Anlagen 245 0 0 0 0

Anhebung Bundes- und Konsulargebühren 78 157 159 161 163

Einsparungen Ressorts 460 470 370 470 470

Einsparungen Sachaufwand 300 300 100 100 100

Einsparung Personal (Lohnerhöhung) 0 0 100 200 200

Einsparung Personal (Köpfe) 160 170 170 170 170

Abschaffung Klimabonus 2.255 2.255 2.255 2.255 2.255

Abschaffung Klimabonus 2.300 2.300 2.300 2.300 2.300

Wegfallende Einnahmen nach Abschaffung Klimabonus -45 -45 -45 -45 -45

Redimensionierung Förderungen 675 1.013 1.236 1.155 1.255

Einsparung internationale Institutionen 65 130 130 130 130

Einsparung Klima- und Energiefonds (KLI.EN) 329 335 333 333 333

Einsparung E-Mobilität 30 60 73 73 73

Einsparung Sanierungsoffensive, Umweltförderung im Inland, Fernwärme 21 244 432 331 431

Erhöhung Preis Klimaticket 110 125 125 125 125

Einsparung Mobilitätsförderung und Verkehrsdienstverträge 0 93 117 137 137

Einsparung Waldfonds, Fördermittel ländliche Entwicklung, Beitrag LuF u Wasserwirtschaft 120 26 26 26 26

Arbeitsmarkt, Älteren Beschäftigung und Pensionen 270 1.182 1.699 2.145 2.511

Einschränkung Arbeitslosengeld für geringfügig Beschäftigte 110 110 110 110 110

Reform Altersteilzeit 0 0 18 38 41

Teilpension 0 178 370 354 335

Älteren Beschäftigungspaket 0 235 246 321 431

Invalidität- und Berufsunfähigkeitspension 0 40 40 40 40

Abschaffung Bildungskarenz 160 439 448 457 466

Pensionsaliquotierung 50% 0 33 28 23 18

Einschränkung Korridorpension 0 147 439 802 1.069

Andere Sektoren 403 799 825 852 877

Anhebung KV-Beitrag Pensionisten 366 720 744 768 791

Erhöhung eCard Gebühr 37 79 81 84 86

Weitere Maßnahmen 0 212 390 399 407

Anhebung Mauttarife 0 20 20 21 21

Aussetzung Valorisierung Kinderabsetzbetrag 0 45 92 94 96

Aussetzung Valorisierung Familienleistungen 0 147 278 284 290

Offensivmaßnahmen Arbeit & Wirtschaft -460 -918 -1.173 -1.199 -1.225

Arbeiten im Alter 0 -300 -484 -497 -510

Steuerfreie Mitarbeiterprämie -165 -85 0 0 0

Erhöhung Basispauschalierung -5 -52 -107 -110 -114

Befreiung NOVA für Klein-Lkw -20 -41 -43 -44 -45

Erhöhung Pendlereuro 0 -110 -206 -212 -217

Zusätzliche AMS-Mittel -230 -100 -100 -100 -100

Offensive "sauberes Österreich" 0 -30 -30 -30 -30

Aktion 55 plus 0 -50 -50 -50 -50

Standortpaket Innovation, Internationalisierung, Fachkräfte -40 0 0 0 0

Weiterbildungszeit 0 -150 -153 -156 -160

Offensivmaßnahmen Gesundheit & Soziales -16 -220 -240 -257 -274

Umsatzsteuerbefreiung Frauenhygiene und Verhütung 0 -28 -36 -37 -39

Einfrieren Rezeptgebühr 2026 0 -86 -98 -114 -129

Unterhaltsgarantiefonds 0 -35 -35 -35 -35

Ausbau Therapieangebot (v.a. Kinder und Jugendliche) -16 -21 -21 -21 -21

Innovationsfonds zur Stärkung der ambulanten Versorgung 0 -50 -50 -50 -50

Offensivmaßnahmen Bildung & Integration -120 -370 -365 -365 -365

Verpflichtendes 2. Kindergartenjahr 0 -80 -80 -80 -80

Deutschoffensive / Gewaltschutz -55 -90 -90 -90 -90

Chancenbonus / datenbasierte Schulentwicklung -20 -65 -65 -65 -65

Weitere Zusatzmittel Pädagogik -45 -85 -80 -80 -80

Meine-Zeitung-Abo für junge Menschen 0 -30 -30 -30 -30

Gesunde kostenlose Jause im Kindergarten 0 -20 -20 -20 -20

Summe 4.560 6.070 6.760 7.624 8.437

Quelle: FISK-Frühjahresprognose 2025.


